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1. Einführung 

Betriebsanlagen einer Eisenbahn dürfen nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan vorher 

festgestellt worden ist; bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten öffentlichen 

und privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen der Abwägung zu be-

rücksichtigen (§ 18 AEG). Das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) ist die zuständige Planfeststellungs-

behörde für den Bau oder die Änderung von Betriebsanlagen der Eisenbahnen des Bundes. In 

planrechtlichen Genehmigungsverfahren für diese Eisenbahnbetriebsanlagen spielt die Problematik 

des von diesen Anlagen ausgehenden Lärms und seiner Beurteilung hinsichtlich ggf. erforderlicher 

Schutzmaßnahmen eine immer stärkere Rolle. Die in der langjährigen Verwaltungspraxis des EBA 

gewonnenen Erfahrungen sowie aus der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung abzuleitende 

Erkenntnisse haben dazu geführt, den nachstehenden Leitfaden zu erstellen. 

 

Ziel ist es, mit diesem an die Vorhabenträger, die Schallgutachter, die Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter des EBA und auch an die interessierte Öffentlichkeit gerichteten Leitfaden eine größere 

Transparenz dieser komplexen Materie zu schaffen. 

 

Im Einzelnen werden folgende Themen behandelt: 

 

• Rechtliche Grundlagen, Lärmschutzregelungen 

- Europarechtliche Regelungen 

- Lärmschutzregelungen in der Bundesrepublik Deutschland 

• Abgrenzung der Beurteilung von Geräuschimmissionen durch Betriebsanlagen der Bahn auf der 

Grundlage der 16. BImSchV oder der TA Lärm 

• Wann ist die Erstellung einer Schalltechnischen Untersuchung erforderlich? 

• spezielle Aspekte im Zusammenhang mit Schalltechnischen Untersuchungen 

- Betriebsprognose 

- Prüfung auf wesentliche Änderung 

- Ausdehnung des Lärmschutzbereichs 

- trassenbezogene Definition des Schienenwegs 

- Verhältnismäßigkeitsprüfung von aktiven Lärmschutzmaßnahmen 

• Aufbau und Methodik einer Schalltechnischen Untersuchung 

• Beispiele für Schalltechnische Untersuchungen 

- Neubau eines Bahnhofsgleises 

- Bau einer S-Bahn-Zugbildungsanlage 

- Antrag auf nachträglichen Lärmschutz. 
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Das Eisenbahn-Bundesamt ist auch die zuständige Planfeststellungsbehörde für Magnetschwebe-

bahnen (§ 1 Abs. 2 Magnetschwebebahnplanungsgesetz – MBPlG). Nach § 1 Abs. 1 MBPlG dürfen 

Magnetschwebebahnstrecken einschließlich der für den Betrieb notwendigen Anlagen (Betriebsan-

lagen einer Magnetschwebebahn) nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan vorher festge-

stellt ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten öffentlichen und privaten 

Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. 

 

Der nachstehende Umweltleitfaden gilt vom Grundsatz her gleichermaßen für den Umgang mit 

Schallimmissionen aus dem Schienenverkehr von Eisenbahn und Magnetschwebebahnen. Es gibt 

jedoch eine Besonderheit bei den Magnetschwebebahnen: Während der Verordnungsgeber rechtli-

che Einzelheiten für öffentliche Straßen und für Schienenwege (der Eisenbahnen und der Straßen-

bahnen i. S. d. § 4 Personenbeförderungsgesetz (PBefG)) einheitlich in der 16. BImSchV geregelt 

hat (siehe dazu Ziff. 2.2.3), hat er für Magnetschwebebahnen mit der Magnetschwebebahn-

Lärmschutzverordnung (MsbLärmSchV) ein eigenes Regelwerk geschaffen. Dieses ist abgesehen 

von Einzelheiten der Berechnung des Beurteilungspegels (Anlage zu § 3 MsbLärmSchV) nahezu 

identisch mit der 16. BImSchV. Daher gelten sämtliche Ausführungen dieses Leitfadens zu Eisen-

bahnen auch sinngemäß für Magnetschwebebahnen, ohne dass diese im weiteren Text ausdrück-

lich genannt würden. 

 

2. Rechtliche Grundlagen, Lärmschutzregelungen 

Rechtliche Grundlagen zum Lärm im Zusammenhang mit Eisenbahnbetrieb finden sich sowohl auf 

der Ebene des Europarechts als auch im nationalen Recht der Bundesrepublik Deutschland. Das 

nationale Recht, teilweise auf dem Europarecht basierend, ist für die eisenbahnrechtliche Planfest-

stellung erheblich bedeutender. Dennoch soll ein Überblick zu den europarechtlichen Regelungen 

vorangestellt und hier auch die Sondermaterie „Umgebungslärm“ behandelt werden. 

 

2.1 Europarechtliche Regelungen und Umgebungslärm 

(Vereinzelte) Aussagen zu schienenverkehrsinduziertem Lärm finden sich in u. a. folgenden euro-

parechtlichen Regelungen (Aufzählung nicht abschließend): 

 

• Richtlinie 2008/57/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 über die 

Interoperabilität des Eisenbahnsystems in der Gemeinschaft (die Richtlinie 96/48/EG des Rates 

vom 23. Juli 1996 über die Interoperabilität des transeuropäischen Hochgeschwindigkeitsbahn-

systems ist in der Richtlinie 2008/57/EG aufgehoben worden): In Anhang III Grundlegende An-
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forderungen heißt es in Ziffer 1.4.4: „Beim Betrieb des Eisenbahnsystems müssen die vorge-

schriebenen Lärmgrenzen eingehalten werden.“ 

• Beschluss der Kommission vom 26. April 2011 über eine technische Spezifikation für die Inter-

operabilität des Fahrzeug-Teilsystems Lokomotiven und Personenwagen des konventionellen 

transeuropäischen Eisenbahnsystems (2011/291/EU) 

• Beschluss der Kommission vom 26. April 2011 über die technische Spezifikation für die Inter-

operabilität des Teilsystems „Infrastruktur“ des konventionellen transeuropäischen Eisenbahn-

systems (2011/275/EU) 

• Beschluss der Kommission vom 4. April 2011 über die Technische Spezifikation für die Inter-

operabilität (TSI) zum Teilsystem „Fahrzeuge – Lärm“ des konventionellen transeuropäischen 

Bahnsystems (2011/229/EU) 

• Entscheidung der Kommission vom 21. Februar 2008 über die technische Spezifikation für die 

Interoperabilität des Teilsystems Fahrzeuge des transeuropäischen Hochgeschwindigkeits-

bahnsystems (2008/232/EG) 

• Entscheidung der Kommission vom 20. Dezember 2007 über die technische Spezifikation für 

die Interoperabilität des Teilsystems Infrastruktur des transeuropäischen Hochgeschwindig-

keitsbahnsystems (2008/217/EG) 

 

Nach § 4 der Verordnung über die Interoperabilität des transeuropäischen Eisenbahnsystems 

(TEIV) sind die Technischen Spezifikationen für die Interoperabilität (Technische Spezifikationen) 

nach Maßgabe der Anlage 2 anzuwenden; die Anwendung von Technischen Spezifikationen, die 

unmittelbar geltendes Gemeinschaftsrecht sind, bleibt unberührt. In Anlage 2 (zu § 4) – Umsetzung 

von Entscheidungen der Kommission über die Technischen Spezifikationen für die Interoperabilität 

(TSI) – heißt es in Ziffer 3.2 Konventionelles Eisenbahnsystem: 

a) Die Entscheidung 2006/66/EG der Kommission vom 23. Dezember 2005 über die TSI „Fahrzeu-

ge-Lärm“ (ABl. EU 2006 Nr. L 37 S. 1) findet Anwendung auf Triebfahrzeuge, Reisezugwagen und 

Güterwagen. (Anm. der Bearbeitung des Umweltleitfadens: Die Entscheidung 2006/66/EG ist nach 

Erlass der TEIV außer Kraft getreten) 

b) Die Entscheidung 2006/861/EG der Kommission vom 28. Juli 2006 über die TSI „Fahrzeuge-

Güterwagen“ (ABl. L 344 vom 8.12.2006, S. 1), die durch die Entscheidung 2009/107/EG der Kom-

mission vom 23. Januar 2009 (ABl. L 45 vom 14.2.2009, S. 1) geändert worden ist, findet Anwen-

dung auf Güterwagen. 

 

Unmittelbare Auswirkungen auf den Immissionsschutz im Rahmen von eisenbahnrechtlichen Plan-

feststellungen lassen sich aus den vorstehend beschriebenen europarechtlichen Vorschriften und 
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den Regelungen zu ihrer Umsetzung gegenwärtig nicht ableiten (vgl. zu den (nicht bestehenden) 

Wechselwirkungen § 6 Abs. 1 TEIV). 

 

Die Europäische Kommission1 hat bei der Beantwortung einer Abgeordnetenanfrage zur Bedeutung 

der geplanten Aussagen der TSI zum Immissionsschutz darauf hingewiesen, dass mit den TSI nicht 

angestrebt werden solle, die für die Anlieger akzeptablen Geräuschpegel festzulegen, weil dieser 

Pegel stark von den örtlichen Bedingungen abhänge und außerdem in die Zuständigkeit der Mit-

gliedstaaten falle. Aus dem Verweis auf das nationalstaatliche Recht, mit dem auch auf die Recht-

sprechung der nationalen Gerichte verwiesen wird, und dem Umstand, dass bisher keine europa-

rechtlichen Lärmgrenzwerte zum Schutz von Anwohnern einer Eisenbahnstrecke existieren, ist zu 

schließen, dass für die Beurteilung des von HGV-Strecken ausgehenden Lärms nach wie vor aus-

schließlich die §§ 41- 43 und 50 BImSchG und die 16. BImSchV) heranzuziehen sind. Ergänzend 

ist bei einer Umrüstung einer bestehenden Strecke zu einer HGV-Strecke, auch dann, wenn kein 

Anwendungsfall der 16. BImSchV  vorliegt (weil ein erheblicher baulicher Eingriff nicht erforderlich 

ist), zu prüfen, ob die durch die zugelassene Baumaßnahme ggf. zusätzlich verursachte Lärmbelas-

tung mit der bereits bestehenden Vorbelastung zu einer Gesamtlast führt, die eine Gesundheitsge-

fährdung darstellt (vgl. Ziff. 2.2.7).2 

 

 

• Richtlinie 2002/49/EG des europäischen Parlaments und des Rates über die Bewertung und 

Bekämpfung des Umgebungslärms (Umgebungslärmrichtlinie), geändert durch Verordnung 

(EG) Nr. 1137/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2008 

 

Die Umgebungslärmrichtlinie, in nationales Recht umgesetzt durch §§ 47a bis f Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG) und die auf der Grundlage des § 47f BImSchG erlassene Ver-

ordnung über die Lärmkartierung – 34. BImSchV, begründet die Verpflichtung zur Erstellung von 

Lärmkarten sowie von Lärmaktionsplänen durch die zuständigen Behörden. Nach § 47e Abs. 3 

BImSchG ist das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) für die Ausarbeitung der Lärmkarten für die in § 47c 

BImSchG genannten Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes und bestimmte Mitteilungen und 

Informationen der Öffentlichkeit zuständig. Für die Aufstellung von Lärmaktionsplänen sind dagegen 

nach § 47e Abs. 1 BImSchG zuständig die Gemeinden oder die nach Landesrecht zuständigen Be-

hörden. 

 

                                                 
1 ABl. Nr. 151 E vom 22.05.2001, S. 136. 
2 BVerwG, Urteil vom 20.05.1998 – 11 C 3.97 –. 
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• Eine Mitwirkung des EBA an der Aktionsplanung der Gemeinden / nach Landesrecht zuständi-

gen Behörden oder gar eine Einbindung als Einvernehmensbehörde ist gesetzlich nicht vorge-

sehen und wird daher grundsätzlich auch nicht wahrgenommen. 

• Zur Frage eventueller Auswirkungen einer stattgefundenen oder unterbliebenen Lärmaktions-

planung auf die eisenbahnrechtliche Planfeststellung hat es bereits einige Gerichtsentscheidun-

gen gegeben. Deren wesentliche Inhalte werden nachfolgend zusammengefasst: 

o Ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen einem Planfeststellungsverfahren und der Auf-

stellung eines Lärmaktionsplans besteht nicht. Ein Planfeststellungsbeschluss ist nicht des-

wegen fehlerhaft, weil die Aufstellung eines Lärmaktionsplans unterblieben ist.3 

o Ein mittelbarer Zusammenhang zwischen einem Planfeststellungsverfahren und der Aufstel-

lung eines Lärmaktionsplans besteht lediglich insoweit, als dann, wenn in einem Lärmakti-

onsplan planungsrechtliche Festlegungen vorgesehen sind, diese vom Vorhabenträger und 

der Planfeststellungsbehörde als öffentliche Belange bei der Abwägung zu berücksichtigen 

und mit den übrigen öffentlichen und privaten Belangen abzuwägen sind (§ 47d i. V. m. § 47 

Abs. 6 BImSchG).4 

o Ein Anspruch auf Anordnung einer Schutzauflage durch die Planfeststellungsbehörde kann 

nicht auf die Umgebungslärmrichtlinie oder die §§ 47 ff. BImSchG gestützt werden.5 

 

2.2 Lärmschutzregelungen in der Bundesrepublik Deutschland 

2.2.1 Übersicht 

Der im Zusammenhang mit der Eisenbahn zu betrachtende Lärm lässt sich in baubedingte und in 

betriebsbedingte Lärmauswirkungen differenzieren. Die betriebsbedingten Lärmemissionen sind 

weiter nach ihrer Quelle zu unterscheiden in Emissionen aus Fahrvorgängen (Schienenverkehrs-

lärm) und Emissionen aufgrund anderer Vorgänge des Eisenbahnbetriebes. Je nach fachlicher Zu-

ordnung einer Schallemission richtet sich auch deren rechtliche Einordnung. Die weitaus größte 

Bedeutung für die Praxis hat der Schienenverkehrslärm. Aber auch die anderen Vorgänge des Ei-

senbahnbetriebes und baubedingte Lärmauswirkungen gewinnen zunehmende Bedeutung für die 

eisenbahnrechtliche Planfeststellung und sind dort zu thematisieren, wenn sie nicht als unerheblich 

einzuordnen sind. 

                                                 
3 OVG Bremen, Urteil vom 18.02.2010 – 1 D 599/08 –; VGH Kassel, Urteil vom 17.11.2011 – 2 C 2165/09.T –. 
4 OVG Bremen, Urteil vom 18.02.2010 – 1 D 599/08 –; OVG Bautzen, Beschluss vom 25.01.2012  

– 4 A 873/10 –. 
5 Vgl. BVerwG, Urteil vom 14.04.2010 – 9 A 43/08 –. 
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Das nationale Recht zum Schutz vor Schienenverkehrslärm differenziert zwischen der Vermeidung 

des Lärms beim Neubau und der wesentlichen Änderung von Schienenwegen (Lärmvorsorge) und 

der Verminderung des Lärms an bestehenden Schienenwegen, an denen keine baulichen Ände-

rungen erfolgen (Lärmsanierung). 

 

Ziel der Lärmvorsorge ist die vorbeugende Vermeidung der Entstehung und der Ausbreitung von 

Lärm. Diese Verpflichtung beinhaltet auch, bereits bei der Planung eines Verkehrsweges den durch 

dessen zukünftigen Betrieb zu erwartenden Lärm zu berücksichtigen. So ist zunächst einmal schon 

bei der Trassenwahl für einen neuen Schienenweg anzustreben, dass vorhandene schutzbedürftige 

Gebiete soweit wie möglich gar nicht erst Lärmimmissionen ausgesetzt werden (§ 50 BImSchG). Im 

engeren Sinne werden unter Lärmvorsorge dann aber lediglich Schallschutzmaßnahmen am Schie-

nenweg selbst, auf dem Ausbreitungsweg oder an den vom Lärm betroffenen Gebäuden verstan-

den. 

 

Die gesetzliche Grundlage für den Lärmschutz im Rahmen der Lärmvorsorge sind neben dem § 50 

BImSchG die §§ 41-43 BImSchG. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass öffentliche Ver-

kehrswege vom Anlagenbegriff des BImSchG ausgeklammert und damit die allgemeinen anlagen-

bezogenen Vorschriften auf die Verkehrswege nicht anzuwenden sind (vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 4 und § 3 

Abs. 5 BImSchG). Auf der Grundlage des § 43 Abs. 1 Satz 1 BImSchG wurde 1990 die Sechzehnte 

Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverord-

nung – 16. BImSchV) erlassen. Diese Verordnung legt die beim Bau oder der wesentlichen Ände-

rung von öffentlichen Straßen und Schienenwegen einzuhaltenden Grenzwerte für Verkehrsgeräu-

sche - die durch Fahrvorgänge auf Straßen und Schienenwegen hervorgerufen werden - sowie die 

Verfahren für die Berechnung der Beurteilungspegel fest. Anlage 2 zu § 3 der 16. BImSchV beinhal-

tet das Verfahren zur Berechnung der Beurteilungspegel bei Schienenwegen, allerdings nur für den 

Fall der langen geraden Strecke, die auf ihrer gesamten Länge konstante Emissionen und unverän-

derte Ausbreitungsbedingungen aufweist. Falls eine dieser Voraussetzungen nicht zutrifft, sind die 

Beurteilungspegel nach der Richtlinie zur Berechnung der Schallimmissionen von Schienenwegen  

– Schall 03, Ausgabe 1990 – zu berechnen. Das Berechnungsverfahren zur Ermittlung des Beurtei-

lungspegels von Schienenwegen, auf denen in erheblichem Umfang Güterzüge gebildet oder zer-

legt werden, ergibt sich dagegen aus der Richtlinie für schalltechnische Untersuchungen bei der 

Planung von Rangier- und Umschlagbahnhöfen – Akustik 04, Ausgabe 1990. 

 

Die Schall 03 und die Akustik 04 wurden überarbeitet und sollen in einer gemeinsamen Vorschrift 

(Schall 03 neu) zusammengeführt werden. Der Entwurf der Schall 03 neu liegt seit Ende 2006 vor. 
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Die zur Einführung und damit zur Anwendung der neuen Schall 03 erforderliche Änderung der 

16. BImSchV steht jedoch bislang noch aus. 

 

In Ergänzung zur 16. BImSchV wurde auf der Ermächtigungsgrundlage des § 43 Abs. 1 Satz 3 

BImSchG im Februar 1997 die Vierundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung – 24. BImSchV) 

erlassen. Diese Verordnung legt Art und Umfang der zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen durch Verkehrsgeräusche notwendigen Schallschutzmaßnahmen für schutzbedürftige 

Räume in baulichen Anlagen (auch passive Schallschutzmaßnahmen genannt) fest, soweit durch 

den Bau oder die wesentliche Änderung öffentlicher Straßen sowie von Schienenwegen der Eisen-

bahnen die in § 2 der 16. BImSchV festgelegten Immissionsgrenzwerte überschritten werden. Eine 

solche Überschreitung ist dann gegeben, wenn aktive Schallschutzmaßnahmen (z. B. Schall-

schutzwände und Schallschutzwälle) ganz unterbleiben oder die getroffenen Maßnahmen nicht zu 

einer vollständigen Einhaltung der Immissionsgrenzwerte führen. 

 

Für den Fall, dass planerische und technische Lärmvorsorgemaßnahmen beim Bau oder der we-

sentlichen Änderung von öffentlichen Straßen oder Schienenwegen keinen ausreichenden Schutz 

gewähren und Lärmbeeinträchtigungen z. B. für Außenwohnbereich (insbesondere Terrassen und 

Balkone) durch Überschreitung der maßgeblichen Immissionsgrenzwerte verbleiben, kann nach 

§ 42 Abs. 2 Satz 2 BImSchG in Verbindung mit § 74 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 

eine weitergehende Entschädigung in Geld gewährt werden. Als Grundlage für die Bemessung ei-

nes solchen Entschädigungsanspruchs werden nach gängiger Verwaltungspraxis des Eisenbahn-

Bundesamtes die diesbezüglichen Regelungen der Richtlinien für den Verkehrslärmschutz an Bun-

desfernstraßen in der Baulast des Bundes – VLärmSchR 97 –6 angewendet. 

 

Treten nach Inbetriebnahme eines neu gebauten oder in Sinne der 16. BImSchV wesentlich geän-

derten Schienenwegs erhebliche Steigerungen der Verkehrslärmbelastung gegenüber der Progno-

se auf, so können unter bestimmten Voraussetzungen einem hiervon Betroffenen auf Antrag zu-

sätzliche Lärmschutzmaßnahmen oder eine Entschädigung gewährt werden (§ 75 Abs. 2 Satz 2 

und 3 VwVfG). 

 

Keinen Gebrauch gemacht hat der Verordnungsgeber bisher von den Ermächtigungsgrundlagen 

nach § 43 Abs. 1 Satz 2 BImSchG zum Erlass von Vorschriften über bestimmte technische Anforde-

rungen an den Bau von Straßen und Eisenbahnen zur Vermeidung von schädlichen Umwelteinwir-

                                                 
6 VkBl. 1997 Seite 434. 
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kungen durch Geräusche sowie nach § 38 Abs. 2 Satz 2 BImSchG zur Festsetzung von Emissions-

grenzwerten für Schienenfahrzeuge. Mit den TSI HGV Fahrzeuge und TSI Lärm konv. wurden in-

zwischen europarechtliche Regelungen hinsichtlich der Lärmgrenzwerte für neu zuzulassende 

Schienenfahrzeuge getroffen (vgl. Ziff. 2.1). 

 

Für bestehende, baulich nicht zu verändernde Schienenwege sind die §§ 41 und 42 BImSchG so-

wie die 16. BImSchV nicht einschlägig, d. h. es lassen sich hieraus selbst bei hohen Lärmpegelwer-

ten keine gesetzlichen Ansprüche auf Lärmvorsorgemaßnahmen ableiten. Jedoch bestehen grund-

sätzlich Möglichkeiten für Lärmschutzmaßnahmen im Rahmen der Lärmsanierung. Der Bund ge-

währt Zuwendungen für die Lärmsanierung an Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes, wenn 

der Lärmpegel die Sanierungsgrenzwerte überschreitet. Ein Rechtsanspruch auf eine Förderung 

besteht nicht. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) hat erst-

mals ab dem Haushaltsjahr 1999 jährlich einen Betrag in Höhe von 100 Millionen DM beziehungs-

weise rund 51 Millionen Euro für ein Programm "Maßnahmen zur Lärmsanierung an bestehenden 

Schienenwegen des Bundes" in den Bundeshaushalt eingestellt. Seit 2007 stehen hierfür im Bun-

deshaushalt 100 Millionen Euro zur Verfügung. Die entsprechenden Festlegungen zur Lärmsanie-

rung enthält die Richtlinie für die Förderung von Maßnahmen an bestehenden Schienenwegen der 

Eisenbahnen des Bundes vom 07.03.2005 des BMVBS.7 

 

Nicht Gegenstand dieses Umweltleitfadens sind Fach- und Rechtsfragen zu zivilrechtlichen Ansprü-

chen aus dem Nachbarschaftsverhältnis zwischen den Anliegern einer hoch belasteten Eisenbahn-

strecke und deren Betreiber, etwa aus §§ 1004, 906 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). Eventuelle 

Forderungen auf Unterlassung nicht zu duldender Immissionen etc. würden nicht an das Eisen-

bahn-Bundesamt, sondern an den Verursacher zu richten sein. 

 

Für die Beurteilung des bauzeitlichen Lärms bei der Errichtung oder Änderung einer Betriebsanlage 

der Eisenbahn ist grundsätzlich die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – 

Geräuschimmissionen – vom 19. August 1970 (AVV Baulärm) heranzuziehen. In Einzelfällen kön-

nen bei der Baudurchführung die Betriebsregelungen für Geräte und Maschinen nach § 7 der 32. 

Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Geräte- und Maschinen-

lärmschutzverordnung – 32. BImSchV) einschlägig sein. 

 

Abschließend ist zu erwähnen, dass nach der Verwaltungspraxis des Eisenbahn-Bundesamtes die 

Beurteilung von Geräuschen, die nicht durch Fahrvorgänge auf Schienenwegen hervorgerufen wer-

                                                 
7 VkBl. 2005 Seite 176. 
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den (z. B. Geräusche durch Klimaanlagen in Abstellanlagen abgestellter Züge, Umschlagarbeiten in 

KV-Terminals, Klima- und Lüftungsanlagen in Bahnbetriebsgebäuden), auf der Grundlage der 

Sechsten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische 

Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) erfolgt. 

 

In den nachfolgenden Kapiteln werden die o. g. Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschrif-

ten unter Berücksichtigung der Rechtsprechung näher betrachtet und dabei auch Hinweise zur Um-

setzung im Rahmen der Erstellung von Planunterlagen, insbesondere von Schalltechnischen Unter-

suchungen, gegeben. 

 

2.2.2 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

2.2.2.1 Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen (§§ 2, 3 BImSchG) 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG wird der Bau öffentlicher Straßen sowie von Eisenbahnen, Magnet-

schwebebahnen und Straßenbahnen nach Maßgabe der §§ 41 bis 43 vom Geltungsbereich dieses 

Gesetzes erfasst. Das BImSchG stellt auf schädliche Umwelteinwirkungen durch Immissionen ab, 

die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemein-

heit oder die Nachbarschaft herbeizuführen (§ 3 Abs. 1 BImSchG). Zu den Immissionen gehören 

nach § 3 Abs. 2 BImSchG u. a. die auf Menschen einwirkenden Geräusche und Erschütterungen. 

Weiterhin ist zu beachten, dass nach § 3 Abs. 5 BImSchG öffentliche Verkehrswege keine Anlagen 

im Sinne des Gesetzes sind. 

 

• Das BImSchG schützt nicht vor jeder Art von Nachteilen oder Belästigungen, sondern nur vor 

solchen mit erheblichem Ausmaß. 

• Der Schutz vor Geräuschen von Bahnstrecken, die vor Inkrafttreten des BImSchG (15. März 

1974) genehmigt wurden, ist nicht geregelt. 

 

2.2.2.2 Das Verhältnis von § 41 BImSchG zu § 50 BImSchG 

Nach § 41 Abs. 1 BImSchG ist beim Bau oder der wesentlichen Änderung von öffentlichen Straßen 

sowie von Eisenbahnen unbeschadet des § 50 sicherzustellen, dass durch diese keine schädlichen 

Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden, die nach dem Stand der 

Technik vermeidbar sind. Dies gilt nach Abs. 2 jedoch nicht, soweit die Kosten der Schutzmaßnah-

men außer Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck stehen würden. 
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Für raumbedeutsame Neuplanungen von Schienenwegen ist zuerst der in § 50 BImSchG normierte 

Trennungsgrundsatz zu beachten, d. h. durch eine geeignete Trassenwahl sind schädliche Umwelt-

einwirkungen durch Verkehrsgeräusche auf überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete soweit 

wie möglich zu vermeiden. 

 

• Die Begriffe wesentliche Änderung, Schienenweg, Verkehrsgeräusche, schädliche Umweltein-

wirkungen durch Verkehrsgeräusche, außer Verhältnis zum Schutzzweck und Schutzzweck sind 

so genannte unbestimmte Rechtsbegriffe. 

• In der 16. BImSchV wurden die Begriffe wesentliche Änderung, Verkehrsgeräusche und schäd-

liche Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche konkretisiert. 

• Der Begriff des Schienenwegs im Sinne der Überschrift des § 41 BImSchG wird im sog. “Ober-

audorf-Urteil“ des BVerwG8 definiert und vom Betriebsanlagenbegriff nach § 18 AEG abge-

grenzt. Danach erfasst der Schienenweg im immissionsschutzrechtlichen Sinn nur die Teile     

einer Betriebsanlage, die typischerweise geeignet sind, auf die Lärmverursachung Einfluss zu 

nehmen. Dazu gehören die Gleisanlage mit ihrem Unter- und Überbau einschließlich einer      

Oberleitung. Der vom BVerwG benutze Begriff „Überbau“ entspricht dem bahnbautechnischen 

Oberbau (Schienen, Schwelle und Schotter bzw. Feste Fahrbahn).9 Zum Unterbau gehören Pla-

numsschutzschichten, Dämme und Brücken. 

• Soweit den Belangen des Lärmschutzes nicht durch eine Trennung i. S. d. § 50 BImSchG ent-

sprochen werden kann, ist der in § 41 BImSchG enthaltene Grundsatz des Vorrangs aktiver vor 

passiven Schallschutzmaßnahmen (auch Gebot aktiver Schallschutzmaßnahmen genannt) zu 

beachten. 

• Eine Ausnahme zum Grundsatz des Vorrangs aktiver Schallschutzmaßnahmen steht in § 41 

Abs. 2 BImSchG. Danach gilt der Grundsatz nicht, soweit die Kosten der Schutzmaßnahme au-

ßer Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck stehen würden. 

• Unter Schutzzweck ist die Einhaltung der Grenzwerte nach § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV (sog. 

Vollschutz) zu verstehen. 

• Wann die Kosten einer Schutzmaßnahme außer Verhältnis zum Schutzzweck stehen, wird auf 

gesetzlicher und verordnungsrechtlicher Ebene nicht geregelt und muss daher unter Beachtung 

der besonderen Umstände des Einzelfalls und Berücksichtigung der Rechtsprechung jeweils ei-

ner entsprechenden Abwägung unterzogen werden. Die grundsätzliche Vorgehensweise bei der 

Verhältnismäßigkeitsprüfung von aktiven Lärmschutzmaßnahmen im Rahmen schalltechnischer 

Untersuchungen wird unter Ziff. 4.2.6 beschrieben. 

                                                 
8 BVerwG, Urteil vom 20.05.1998 – 11 C 3/97 –. 
9 Berka, in Kunz „Eisenbahnrecht“, Loseblattsammlung, A.6.2 - 16. BImSchV, § 1 Rdnr. 7. 
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• Der Umbau einer bestehenden Gleisanlage ist i. d. R. keine raumbedeutsame Maßnahme 

i. S. d. § 50 BImSchG, da die Zuordnung der Flächennutzungen bereits durch den historisch 

gewachsenen Bestand (Nachbarschaft von Verkehrsflächen und schutzbedürftigen Gebieten, 

z. B. Wohnbebauung) vorgegeben ist. 

• Die Verkehrsgeräusche durch bestehende, baulich nicht geänderte Bahnstrecken werden nicht 

erfasst. 

• Aus lediglich betrieblichen Änderungen (z. B. erhöhtes Zugaufkommen) können aus § 41 

BImSchG keine Schutzansprüche vor Verkehrsgeräuschen abgeleitet werden. 

 

2.2.2.3 Entschädigung für Schallschutzmaßnahmen (§ 42 BImSchG) 

Für den Fall, dass beim Bau oder der wesentlichen Änderung von Eisenbahnen die in der Rechts-

verordnung nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BImSchG festgelegten Immissionsgrenzwerte (vgl. § 2 

der 16. BImSchV) überschritten werden, hat der Eigentümer der betroffenen baulichen Anlage ei-

nen Anspruch auf angemessene Entschädigung in Geld, es sei denn, dass die Beeinträchtigung 

wegen der besonderen Benutzung der Anlage zumutbar ist (§ 42 Abs. 1 BImSchG). 

In diesem Fall ist nach § 42 Abs. 2 BImSchG die Entschädigung in Höhe der erbrachten notwenigen 

Aufwendungen zu leisten. Hierbei handelt es sich in der Regel um die Vornahme von Schall-

schutzmaßnahmen an der baulichen Anlage selbst, die als passive Schallschutzmaßnahmen be-

zeichnet werden, z. B. Einbau von Schallschutzfenstern. Art und Umfang passiver Schallschutz-

maßnahmen regelt die Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung – 24. BImSchV. Vor-

schriften, die weitergehende Entschädigungen gewähren, bleiben unberührt (z. B. Entschädigungs-

ansprüche aus § 74 Abs. 2 Satz 3 VwVfG). 

Wenn keine Einigung über die Entschädigung zustande kommt, setzt die nach Landesrecht zustän-

dige Behörde (z. B. Enteignungsbehörde) die Entschädigung fest (§ 42 Abs. 3 BImSchG). 

 

• Die bauliche Anlage umfasst nicht nur das Gebäude selbst, sondern auch ggf. vorhandene bau-

liche Außenwohnbereiche wie z. B. Balkone oder mit dem Gebäude verbundene Terrassen. Zu 

beachten ist jedoch, dass nicht jeder Außenwohnbereich auch Teil der baulichen Anlage i. S. d. 

§§ 42, 43 BImSchG ist. 

• Anspruch auf Entschädigung hat nur der Eigentümer (nicht der Mieter) einer baulichen Anlage. 

• Eine Entschädigung ist ausschließlich für tatsächlich erbrachte Leistungen zu zahlen. Damit 

wird sichergestellt, dass die Schutzmaßnahmen dem vom Lärm Betroffenen Abhilfe bringen, 

d. h. ein Verzicht auf eigentlich mögliche passive Maßnahmen führt nicht zu einem finanziellen 

Vorteil des Eigentümers einer baulichen Anlage. 
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• Notwendige erbrachte Aufwendungen werden (im Unterschied zur Lärmsanierung) in voller Hö-

he, d. h. zu 100% erstattet. 

• Das Eisenbahn-Bundesamt setzt den Entschädigungsanspruch im Rahmen der Planfeststellung 

als solchen dem Grunde nach und nicht die Höhe der Entschädigung fest. 

 

2.2.2.4 Rechtsverordnungen der Bundesregierung (§ 43 BImSchG) 

§ 43 Abs. 1 BImSchG ermächtigt die Bundesregierung zum Erlass von Vorschriften, die zur Durch-

führung des § 41 und des § 42 Abs. 1 und 2 erforderlich sind, insbesondere über 

1. Grenzwerte zum Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräu-

sche sowie das Verfahren zur Ermittlung von Emissionen und Immissionen, wobei den Beson-

derheiten des Schienenverkehrs Rechnung zu tragen ist, 

2. technische Anforderungen an den Bau u. a. von Eisenbahnen und Straßen, 

3. Art und Umfang zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen notwendiger Schallschutz-

maßnahmen an baulichen Anlagen. 

 

• Die Ermächtigung zum Festlegung von Grenzwerten ist ausschließlich auf Geräusche be-

schränkt. Erschütterungen werden nicht berücksichtigt. 

• Nach § 3 Abs. 1 BImSchG sind Schutzobjekte sowohl die Allgemeinheit als auch die Nachbar-

schaft. § 43 BImSchG stellt dagegen ausschließlich auf den Schutz der Nachbarschaft ab. Nach 

der Rechtsprechung des BVerwG10 ist die Nachbarschaft im Sinne des BImSchG ein konkreti-

sierbarer Personenkreis, der mit einer gewissen Regelmäßigkeit bestimmten Immissionen aus-

gesetzt ist oder bezogen auf Verkehrslärm sich im Einwirkungsbereich von Straßen und Schie-

nenwegen aufhält. 

• Unter Besonderheiten des Schienenverkehrs ist die geringere Störwirkung des Schienenver-

kehrs (sog. Schienenbonus) zu verstehen. 

 

2.2.3 Verkehrslärmschutzverordnung – 16. BImSchV 

Die 16. BImSchV konkretisiert § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des BImSchG vom 15. März 1974. Die Ver-

ordnung setzt die beim Bau oder der wesentlichen Änderung von öffentlichen Straßen und Schie-

nenwegen einzuhaltenden Immissionsgrenzwerte für Verkehrsgeräusche fest und regelt das Ver-

fahren für die Berechnung der Beurteilungspegel zur Ermittlung der Belastung durch Verkehrsge-

räusche. Lärmschutz nach Maßgabe der 16. BImSchV wird auch als Lärmvorsorge bezeichnet. 

                                                 
10 BVerwG, Beschluss vom 17.03.1992 – 4 B 230/91 –. 
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2.2.3.1 Anwendungsbereich (§ 1 der 16. BImSchV) 

Nach § 1 Abs. 1 der 16. BImSchV ist deren Anwendbarkeit auf den (Neu-) Bau oder die wesentliche 

Änderung der o.g. Verkehrswege beschränkt. Eine Änderung ist wesentlich, wenn 

 

- eine Straße um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen oder ein Schienenweg um 

ein oder mehrere durchgehende Gleise baulich erweitert wird (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1) oder 

- durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden 

Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslärms 

o um mindestens 3 dB(A) oder auf mindestens 70 dB(A) am Tage oder 60 dB(A) in der 

Nacht (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2) erhöht wird oder 

o - ausgenommen in Gewerbegebieten - bereits mindesten 70 dB(A) am Tage oder 

mindestens 60 dB(A) beträgt und erhöht wird (§ 1 Abs. 2 Satz 3). 

 

• Die 16. BImSchV ist nicht anwendbar auf bestehende Schienenwege, die vor Inkrafttreten der 

Verordnung neu gebaut oder wesentlich geändert wurden. Sie ist ebenfalls nicht einschlägig für 

zwar baulich zu ändernde Schienenwege (z. B. durch Einbau einer neuen Gleisentwässerung), 

die aber im immissionsschutzrechtlichen Sinne nicht wesentlich geändert werden. 

• Nach der Amtl. Begründung zur 16. BImSchV11 regelt die Verordnung den bei dem Bau oder 

der wesentlichen Änderung zu treffenden Schutz der Nachbarschaft vor Lärm, der durch Fahr-

vorgänge auf Straßen und Schienenwegen hervorgerufen wird. Nicht durch Fahrvorgänge ver-

ursachte Geräusche (z. B. durch Klimaanlagen abgestellter Züge) können nicht nach der Ver-

ordnung beurteilt werden (vgl. Ziff. 3). 

• Durchgehende Hauptgleise sind Hauptgleise der freien Strecke und ihre Fortsetzung in den 

Bahnhöfen (§ 4 Abs. 11 Satz 3 EBO). Deren Bau neben bereits vorhandenen Gleisen stellt eine 

bauliche Erweiterung des Schienenwegs um durchgehende Gleise und damit eine wesentliche 

Änderung dar. Dabei spielt eine ggf. unterschiedliche verkehrliche Funktion der bereits beste-

henden (z. B. Fernbahn) und hinzukommenden (z. B. S-Bahn) Gleise keine Rolle, da der Begriff 

des Schienenwegs in § 1 der 16. BImSchV nicht funktions-, sondern trassenbezogen zu verste-

hen ist.12 Auf die trassenbezogene Betrachtungsweise wird unter Ziff. 4.2.5 ausführlich einge-

gangen. 

 

                                                 
11 BR-Drs. 661/89 S. 32. 
12 BVerwG, Urteil vom 10.11.2004 – 11 A 67/03 –. 
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• Der erhebliche bauliche Eingriff im Sinne des Immissionsschutzrechtes ist ein unbestimmter 

Rechtsbegriff. Hinweise zur Erheblichkeit eines baulichen Eingriffs finden sich in der Amtl. Be-

gründung zur 16. BImSchV.13 Danach muss der bauliche Eingriff zu einer erkennbaren Verän-

derung des bisherigen Verkehrsweges führen. Erheblich ist der bauliche Eingriff nur, wenn in die 

Substanz des Verkehrsweges eingegriffen wird. Kleinere Baumaßnahmen wie das Versetzen 

von Signalanlagen, das Auswechseln von Schwellen, der Einbau von Weichen oder das Ändern 

einer Fahrleitung sind hingegen keine erheblichen baulichen Eingriffe. 

Unter Beachtung der Rechtsprechung des BVerwG („Oberaudorf“-Urteil)14 zum Schienenweg im 

Sinne des § 41 BImSchG (vgl. Ziff. 2.2.2.2) lässt sich ein erheblicher baulicher Eingriff in einen 

Schienenweg wie folgt definieren: 

Ein baulicher Eingriff ist dann erheblich, wenn hierdurch äußerlich erkennbar in die Sub-
stanz des Schienenweges, bestehend aus Oberbau, Unterbau und Oberleitung / Strom-
schiene eingegriffen wird. 
Gelegentlich wird die Auffassung vertreten, dass horizontale Gleislageänderungen (Gleisver-

schiebungen) bis zu 1 m und vertikale Gleislageänderungen (Gradientenänderungen) bis zu 

0,5 m keinen erheblichen baulichen Eingriff darstellen. Diese Betrachtungsweise findet sich z. B. 

in den „Hinweisen zur Handhabung der 16. BImSchV für Schienenwege der Eisenbahnen“ der 

DB AG. Die Hinweise haben jedoch nur Entwurfscharakter. Keine Stelle hat sie verbindlich ein-

geführt. In diesem Zusammenhang ist klarzustellen, dass es keine verbindlichen Regelungen 

gibt, ab wann eine horizontale oder vertikale Gleislageänderung einen erheblichen baulichen 

Eingriff darstellt.15 Über die Erheblichkeit eines baulichen Eingriffs muss daher unter Berück-

sichtigung der besonderen Umstände des Einzelfalls entschieden werden. Nach gängiger Ver-

waltungspraxis kann jedoch davon ausgegangen werden, dass z. B. eine Gradientenänderung 

von weniger als 10 bis 20 cm (Hebungsreserve) keinen erheblichen baulichen Eingriff darstellt. 

Hingegen spielt es für die Erheblichkeit eines baulichen Eingriffs keine Rolle, ob z. B. geplante 

Gradientenänderungen auf den Einbau einer Brücke mit vergrößerter Konstruktionshöhe als Er-

satz für eine abgängige Brücke oder auf Trassierungsänderungen mit dem Ziel einer Linienver-

besserung zurückzuführen sind. 

 

 

 

 

                                                 
13 BR-Drs. 661/89 S. 32. 
14 BVerwG, Urteil vom 20.05.1998 – 11 C 3/97 –. 
15 Siehe auch Berka, in Kunz „Eisenbahnrecht“, Loseblattsammlung, A.6.2 - 16. BImSchV, § 1 Rdnr. 12. 
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• Beispiele für erhebliche bauliche Eingriffe: 

o horizontale und/oder vertikale Gleislageänderungen (ggf. nach Einzelfallprüfung)  

Hinweis: Anfang und Ende des erheblichen baulichen Eingriffs sind dabei die Punkte, an 

     denen die Bestandsgleislage verlassen wird. 

 

 

Bestand

Bereich des erheblichen baulichen Eingriffs

Planung

 Bild 1: Bereich des erheblichen baulichen Eingriffs 

 
o Neubau einer Eisenbahnüberführung (EÜ) 

o Änderung (z. B. Vergrößerung) der Länge von Überbauten / lichten Weite einer EÜ 

o Änderung (z. B. Vergrößerung) der lichten Höhe einer EÜ bei gleichzeitiger Gradientenände-

rung der Gleise 

o Neubau eines Bahnübergangs (BÜ) 

o Elektrifizierung einer Strecke 

Anmerkung: Die Elektrifizierung einer Strecke führt regelmäßig dann nicht zu einer wesentli-

chen Änderung, wenn keine Kausalität zwischen Elektrifizierung und Lärmsteigerung be-

steht, d. h. wenn die Elektrifizierung keine Lärm erhöhenden betrieblichen Maßnahmen wie 

z. B. Erhöhung der Zugzahlen und -längen, Anhebung der Streckengeschwindigkeit oder ei-

ne Ausweitung von Güterverkehr ermöglicht. 

o Änderung der Fahrbahnart durch Ersatz von Schwellengleis durch Feste Fahrbahn 

o Neubau von Überhol-, Bahnsteig- bzw. Ausziehgleisen oder von Gleisen innerhalb von Ran-

gier- oder Umschlagbahnhöfen, Abstellanlagen, KV-Terminals o.a. flächenhaften Schienen-

wegen 

Es liegt in diesen Fällen keine Erweiterung eines Schienenweges um durchgehende Gleise 

im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 1 der 16. BImSchV vor.16 

                                                 
16 Vgl. Urteil des VGH München vom 05.03.1996 – 20 B 92.1055 –, wonach eine bauliche Erweiterung um ein 

durchgehendes Gleis voraussetzt, dass das neue Gleis auf eine bestimmte Länge gebaut wird, die für sich 

selbst verkehrswirksam ist. Es muss auf diesem Gleis ein zusätzlicher Verkehr abgewickelt werden. Nicht 

darunter fällt die Errichtung eines Überholgleises, das als nicht durchgehend bezeichnet werden kann, da 

dieses nur für Überholvorgänge und nicht zur Abwicklung eines weiteren Verkehrs dient. 
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• Beispiele für nicht erhebliche bauliche Eingriffe: 

o Einbau von Weichen, soweit kein kausaler Zusammenhang mit anderen erheblichen bauli-

chen Eingriffen besteht 

o Errichten oder Versetzen von Signalanlagen 

o Änderung einer bestehenden Fahrleitung 

o Auswechseln von Schwellen  

Auch bei einem im Rahmen eines Ausbauvorhabens vorgenommenen Austausch vorhan-

dener Holz- gegen Betonschwellen handelt es sich um eine Instandsetzungsmaßnahme und 

keinen erheblichen baulichen Eingriff. So stellt nach der Amtl. Begründung zur 16. 

BImSchV17 das Auswechseln von Schwellen eine kleinere Baumaßnahme und damit keinen 

erheblichen baulichen Eingriff dar. Der Einbau von Betonschwellen entsprechend dem 

Stand der Technik hätte also bereits im Rahmen von Instandhaltungsmaßnahmen und damit 

ohne planrechtliche Entscheidung des Eisenbahn-Bundesamtes erfolgen können. Bei einem 

Schwellentausch im Zuge eines Ausbauvorhabens handelt es sich insofern um ein zeitlich 

und damit eher zufälliges Zusammentreffen von Instandsetzung und Streckenausbau.18 

Daher ist nicht zu beanstanden, wenn für die Verlegung von Betonschwellen als Ersatz für 

Holzschwellen keine Pegelerhöhung um 2 dB(A) (vgl. Tab. C der Anlage 2 zur 16. BImSchV 

bzw. Tab. 5 der Schall 03) in Ansatz gebracht wird. Darüber hinaus besteht in der Fachwelt 

Übereinstimmung dahingehend, dass nach neueren Erkenntnissen Holz- und Betonschwel-

lengleise „gleich laut“ sind.19 

o Geschwindigkeitserhöhungen allein durch Änderung der Sicherungs- und Leittechnik 

und/oder der Fahrleitung und/oder der Überhöhung20 

o Bau eines Bahnsteigs ohne Gradienten- und/oder Lageänderung der Gleise 

o Bau oder Rückbau einer Bahnhofshalle * 

o Errichtung oder Rückbau von Bahnsteigüberdachungen 

o Rückbau eines Bahnübergangs 

o Bau oder Rückbau von Lärmschutzwänden oder -wällen * 

o Bau oder Rückbau von Sicht- oder Windschutzwänden * 

                                                 
17 BR-Drs. 661/89 S. 32. 
18 Vgl. BVerwG, Beschluss vom 27.08.1996 – 11 VR 10/96 –. 
19 Vgl. hierzu: Onnich, H.: Vergleich der Schallabstrahlung von Zügen auf Schotteroberbau mit Holzschwellen 

und Schotteroberbau mit Betonschwellen, Zeitschrift für Lärmbekämpfung 44 (1997) S. 72 - 75 und Giesler, 

H.-J., Wende, H., Nolle, A.: Geräuschemission von Zügen in Abhängigkeit von der Schwellenart und vom 

Zustand der Schienenlauffläche, Zeitschrift für Lärmbekämpfung 42 (1995) S. 121 - 130. 
20 Vgl. Urteil des VGH München vom 05.03.1996 – 20 B 92.1055 –, wonach Änderungen der Überhöhung als 

geringfügige bauliche Maßnahmen zur Betriebsverbesserung anzusehen sind. 
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o Wiederaufbau teilungsbedingt stillgelegter Gleise ohne horizontale und/oder vertikale Gleis-

lageänderungen 

o Verbreiterung oder Verschmälerung von Bahndämmen oder Einschnitten 

o Bau von Stützwänden 

o Einbau von Lautsprechern auf Bahnsteigen 

Lautsprecher sind nicht dem Schienenweg (vgl. Ziff. 2.2.2.2) zuzurechnen, d. h. deren Ein-

bau stellt keinen erheblichen baulichen Eingriff dar.21 Die durch Lautsprecherdurchsagen in 

der Nachbarschaft verursachten Lärmimmissionen sind nicht nach der 16. BImSchV zu be-

urteilen, sondern erfordern eine Abwägung auf der Grundlage von § 18 Satz 3 AEG.22 

o Abriss nicht mehr benötigter Gebäude * (z. B. Stellwerke). 

 

Für den Fall, dass die mit „*“ gekennzeichneten baulichen Anlagen Teil eines planfestgestellten 

Lärmschutzkonzeptes sind, ist bei Abriss bzw. Rückbau akustisch gleichwertiger Ersatz durch 

andere geeignete bauliche Lärmschutzanlagen zu schaffen, da dem Träger des Vorhabens 

auch die Unterhaltung planfestgestellter Lärmschutzmaßnahmen obliegt. 

 

2.2.3.2 Immissionsgrenzwerte (§ 2 der 16. BImSchV) 

§ 2 Abs. 1 der 16. BImSchV setzt zum Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen durch Geräusche Immissionsgrenzwerte für den Beurteilungspegel fest, die beim Bau oder 

der wesentlichen Änderung, d. h. im Rahmen der Lärmvorsorge, nicht überschritten werden dürfen. 

Die Grenzwerte knüpfen an die unterschiedliche Baugebietseinteilung der Baunutzungsverordnung 

an und betragen: 

 

1. an Krankenhäusern, Schulen, Kurheimen und Altenheimen 

57 / 47 dB(A) Tag / Nacht 

2. in reinen und allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten 

59 / 49 dB(A) Tag / Nacht 

3. in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten 

64 / 54 dB(A) Tag / Nacht 

4. in Gewerbegebieten 

69 / 59 dB(A) Tag / Nacht. 

                                                 
21 BVerwG, Urteil vom 20.05.1998 – 11 C 3.97 –. 
22 BVerwG, Beschluss vom 23.05.2006 – 9 B 8/06 –. 
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Gem. § 2 Abs. 2 ist die Zuordnung einer baulichen Anlage oder eines Gebietes zu den Kategorien 

nach § 2 Abs. 1 grundsätzlich nach den Festsetzungen in den jeweiligen Bebauungsplänen vorzu-

nehmen. Sonstige in Bebauungsplänen festgesetzte Flächen für Anlagen und Gebiete sowie Anla-

gen und Gebiete, für die keine Festsetzungen bestehen, sind nach Abs. 1, bauliche Anlagen im 

Außenbereich nach Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 entsprechend der Schutzbedürftigkeit zu beurteilen. 

 

Wird die zu schützende Nutzung nur am Tage oder nur in der Nacht ausgeübt, so ist nach § 2 

Abs. 3 der 16. BImSchV nur der Immissionsgrenzwert für diesen Zeitraum beurteilungsrelevant. 

 

• Für die Zuordnung baulicher Anlagen oder Gebiete zu den o. g. vier Kategorien sind grundsätz-

lich die Festsetzungen der Bebauungspläne relevant. Noch nicht festgesetzte, aber zum Zeit-

punkt der öffentlichen Auslegung der Planunterlagen hinreichend konkretisierte Bebauungsplä-

ne sind ebenfalls zu berücksichtigen. 

In allen anderen Fällen ist die Schutzbedürftigkeit nach örtlicher Inaugenscheinnahme festzule-

gen. Flächennutzungspläne sind in diesem Zusammenhang nicht relevant.23 

• Parkanlagen, Friedhöfe, Erholungswald, Spielplätze, Sport- und Grünflächen sind nach der 16. 

BImSchV nicht schutzbedürftig, da diese nur zum vorübergehenden Aufenthalt bestimmt sind 

und insofern nicht zur Nachbarschaft gehören. 

• Bei Krankenhäusern, Schulen, Kur- und Altenheimen erstreckt sich der Schutzanspruch nur auf 

die entsprechenden Einzelgebäude. Ein zu Wohnzwecken dienendes Gebäude auf dem Gelän-

de der genannten Anlagen ist daher nicht nach der Kategorie 1 schutzbedürftig. Sein Schutzan-

spruch bemisst sich allenfalls an der Kategorie 2 (Wohngebiet, Kleinsiedlungsgebiet). 

• Wochenendhausgebiete, Ferienhausgebiete, Dauer- und Reisecampingplatzgebiete sind nach 

der Rechtsprechung der Kategorie 3 (Mischgebiet) zuzuordnen. 

• Kindergärten sind in der Aufzählung schutzbedürftiger Anlagen und Nutzungen nicht enthalten, 

d. h. es ist davon auszugehen, dass der Verordnungsgeber bei dem ihm zustehenden Einschät-

zungs-, Wertungs- und Gestaltungsspielraum im Gegensatz zu Schulen eine besondere 

Schutzbedürftigkeit von Kindergärten nicht vorgesehen hat. Insofern dürfte sich i. d. R. die 

Schutzbedürftigkeit eines Kindergartens aus der konkreten Schutzbedürftigkeit des Gebietes, in 

dem er sich befindet, ableiten lassen. 

• Ein der Erholung dienendes Kleingartengebiet gehört nach der Rechtsprechung zur Nachbar-

schaft und ist entsprechend des Tagesimmissionsgrenzwertes von 64 dB(A) für ein Dorfgebiet 

schutzbedürftig.24 

                                                 
23 Vgl. Berka, in Kunz „Eisenbahnrecht“, Loseblattsammlung, A.6.2 - 16. BImSchV, § 2 Rdnr. 24. 
24 Vgl. BVerwG, Beschluss vom 17.03.1992 – 4 B 230/91 –. 



 

 

 

Umweltleitfaden Teil VI– Schutz vor Schallimmissionen aus Schienenverkehr Seite 22 

• Die in § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV festgesetzten Immissionsgrenzwerte sind grundsätzlich so-

wohl am Tag als auch in der Nacht einzuhalten. Dies gilt jedoch nicht, wenn die betroffene An-

lage nur am Tag (z. B. Schule, Kindergarten, Bürogebäude, Außenwohnbereiche wie Balkone, 

Terrassen) oder nur in der Nacht genutzt wird. In diesen Fällen besteht eine Schutzbedürftigkeit 

ausschließlich für den Zeitraum der Nutzung. 

• Führt eine Baumaßnahme in Form eines erheblichen baulichen Eingriffs entweder am Tag oder 

in der Nacht zu einer wesentlichen Änderung an einer ganztägig genutzten Anlage, so besteht 

ein Anspruch auf Einhaltung der Immissionsgrenzwerte sowohl tagsüber als auch nachts. Wird 

eine betroffene Anlage jedoch nur am Tag (z. B. Schule, Kindergarten, Bürogebäude) genutzt, 

so beschränkt sich die Prüfung auf wesentliche Änderung auf den Tagzeitraum. Beim Vorliegen 

einer wesentlichen Änderung besteht dann lediglich ein Anspruch auf Einhaltung des Tag-

grenzwertes. Zu weiteren Einzelheiten wird auf Ziff. 4.2.3 des Leitfadens verwiesen. 

• Ein Anspruch auf Lärmschutz nach Maßgabe der 16. BImSchV besteht grundsätzlich nur dann, 

wenn der von dem neuen oder wesentlich geänderten Verkehrsweg ausgehende Verkehrslärm 

für sich gesehen an den im räumlichen Bereich der Baumaßnahme liegenden Grundstücken die 

maßgeblichen Immissionsgrenzwerte überschreitet. 

Eine Summenpegelbildung unter Berücksichtigung von Lärmvorbelastungen durch bereits vor-

handene Straßen und Schienenwege, gewerbliche Anlagen, Sportplätze oder Flugplätze ist im 

Rahmen der §§ 41-43 BImSchG und der 16. BImSchV nicht vorgesehen. Jedoch ist im Einzelfall 

ggf. im Rahmen der Abwägung zu beachten, dass der neu hinzukommende Lärm mit der beste-

henden Vorbelastung nicht zu einer Gesamtbelastung führt, die eine Gesundheitsgefährdung 

darstellt (siehe näher Ziff. 2.2.7). 

 

Bild 2 verdeutlicht den sich aus den §§ 1 und 2 der 16. BImSchV ergebenden Ablauf der Prüfung 

auf Lärmvorsorgeansprüche in schematischer Form. Die dabei anzuwendenden Rundungsvorschrif-

ten ergeben sich unmittelbar aus der Anlage 2 zu § 3 der 16. BImSchV. Danach sind die Beurtei-

lungspegel auf ganze dB(A) aufzurunden. Im Falle der Prüfung auf wesentliche Änderung bei einem 

erheblichen baulichen Eingriff ist erst die Differenz des Beurteilungspegels aufzurunden. 



 

 

 

Umweltleitfaden Teil VI– Schutz vor Schallimmissionen aus Schienenverkehr Seite 23 

 

 
 

 

1) Prüfung „Pegel mit Baumaßnahme > Pegel ohne Baumaßnahme?“ mit ungerundeten Pegeln 
2) Berechnung Pegelerhöhung ΔL mit ungerundeten Pegeln, Ergebnis anschließend ganzzahlig aufrunden 
3) L und L’ ganzzahlig aufgerundete Pegel 
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Bild 2: Ablaufschema zur Prüfung auf Lärmvorsorgeansprüche nach der 16. BImSchV 
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Beispiele für Prüfung auf wesentliche Änderung durch erheblichen baulichen Eingriff: 

 

- Nachtpegel ohne Baumaßnahme 54,2 dB(A), Nachtpegel mit Baumaßnahme 56,1 dB(A) 

Pegel mit Baumaßnahme > Pegel ohne Baumaßnahme 

Pegelerhöhung um 1,9 dB, Pegelerhöhung ΔL (ganzzahlig aufgerundet) = 2 dB < 3 dB 

Pegel mit Baumaßn. (ganzzahlig aufgerundet) 57 dB < 60 dB  keine wesentliche Änderung 

 

- Nachtpegel ohne Baumaßnahme 59,3 dB(A), Nachtpegel mit Baumaßnahme 59,7 dB(A) 

Pegel mit Baumaßnahme > Pegel ohne Baumaßnahme 

Pegelerhöhung um 0,4 dB, Pegelerhöhung ΔL (ganzzahlig aufgerundet) = 1 dB < 3 dB 

Pegel mit Baumaßn. (ganzzahlig aufgerundet) 60 dB ≥ 60 dB (Erhöhung auf 60 dB(A)) 

Immissionsort nicht im Gewerbegebiet  wesentliche Änderung 

 

2.2.3.3 Berechnung des Beurteilungspegels (§ 3 der 16. BImSchV) 

In § 3 der 16. BImSchV ist festgelegt, dass der Beurteilungspegel für Schienenwege nach Anlage 2 

der Verordnung zu berechnen ist und der in Anlage 2 vorgesehene Abschlag von 5 dB(A) (sog. 

Schienenbonus) nicht für Schienenwege gilt, auf denen in erheblichem Umfang Güterzüge gebildet 

oder zerlegt werden. 

 

Mit Hilfe der Gleichungen in Anlage 2 zu § 3 der 16. BImSchV werden die Beurteilungspegel am 

Tag (6.00 bis 22.00 Uhr) und in der Nacht (22.00 bis 6.00 Uhr) für lange, gerade Gleise mit auf ihrer 

gesamten Länge konstanten Emissionen und unveränderten Ausbreitungsbedingungen berechnet. 

Wenn diese Voraussetzungen nicht zutreffen, sind die erforderlichen schalltechnischen Berechnun-

gen nach der Richtlinie zur Berechnung der Schallimmissionen von Schienenwegen – Schall 03, 

Ausgabe 1990 – durchzuführen. Als Berechnungsverfahren zur Ermittlung des Beurteilungspegels 

von Schienenwegen, auf denen in erheblichem Umfang Güterzüge gebildet oder zerlegt werden, 

schreibt die Anlage 2 die Anwendung der Richtlinie für schalltechnische Untersuchungen bei der 

Planung von Rangier- und Umschlagbahnhöfen – Akustik 04, Ausgabe 1990, vor. 
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• Bei der Feststellung der Belastung wird von Beurteilungspegeln (getrennt für Tag (6 – 22 Uhr) 

und Nacht (22 – 6 Uhr)) ausgegangen. Die Beurteilungspegel ergeben sich aus dem Mitte-

lungspegel, von dem im Falle des Schienenverkehrs ein Abschlag von 5 dB(A) (Schienenbonus) 

gemacht wird. 

Der Mittelungspegel dient der Kennzeichnung zeitlich veränderlicher Schallpegel durch nur eine 

Zahl. In den Mittelungspegel gehen Stärke und Dauer jedes Einzelgeräusches (z. B. jeder ein-

zelnen Zugvorbeifahrt) während eines bestimmten Mittelungszeitraums (Beurteilungszeitraums) 

ein. Aufgrund der energetischen Mittelung werden auch die Spitzenpegel der einzelnen Geräu-

sche ausreichend berücksichtigt. Eine darüber hinausgehende gesonderte Betrachtung von 

Spitzenpegeln sieht die 16. BImSchV nicht vor. 

 

 
 Bild 3: Mittelungspegel und Spitzenpegel 

• Die Beurteilungspegel werden grundsätzlich berechnet, d. h. eine messtechnische Ermittlung ist 

nicht vorgesehen. Als Gründe für die rechnerische Ermittlung werden in der Amtlichen Begrün-

dung zur 16. BImSchV25 genannt: 

o Die Verkehrsbelastungen können stark schwanken. 

o Durch Wind und Temperatur können erhebliche Pegelschwankungen, insbesondere bei 

größeren Abständen zwischen Verkehrsweg und Immissionsort auftreten. 

o Pegelerhöhungen durch meteorologische Einflüsse (Mitwind, Temperaturinversion) werden 

zu Gunsten der Betroffenen berücksichtigt. 

o Die prognostizierte Verkehrsstärke, die im Allgemeinen erst nach 10 bis 20 Jahren erreicht 

wird, kann Berücksichtigung finden. 

o Der berechnete Pegel ist i. d. R. für die Betroffenen günstiger als ein gemessener Pegel. 

                                                 
25 BR-Drs. 661/89 S. 37. 
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• Die Berechnung der Beurteilungspegel erfolgt auf der Grundlage des prognostizierten durch-

schnittlichen Verkehrsaufkommens.26 Normative Vorgaben für die Bemessung des Prognose-

zeitraums fehlen. Weitere Ausführungen zum Prognosezeitraum erfolgen unter Ziff. 4.2.1 des 

Leitfadens. 

• Bei der Prüfung, ob ein erheblicher baulicher Eingriff zu einer wesentlichen Änderung führt, sind 

die zu erwartenden Beurteilungspegel grundsätzlich für den Zustand mit und für den Zustand 

ohne baulichen Eingriff jeweils unter Berücksichtig der prognostizierten Verkehrsmenge zu be-

rechnen. Eine sich aus der Differenz der beiden Beurteilungspegel ggf. ergebende Lärmerhö-

hung kann nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 3 der 16. BImSchV nämlich nur dann Lärm-

schutzansprüche begründen, wenn die Lärmsteigerung ausschließlich auf die Baumaßnahme in 

Gestalt des erheblichen baulichen Eingriff zurückzuführen ist. Der Einfluss einer allgemeinen 

Verkehrsentwicklung, für die der erhebliche bauliche Eingriff nicht kausal ist, ist insofern zu 

neutralisieren, so dass die Beurteilungspegel für den Zustand mit und ohne Baumaßnahme mit 

identischen prognostizierten Verkehrsmengen zu ermitteln sind. 

Von diesem Grundsatz ist dann abzuweichen, wenn der erhebliche bauliche Eingriff ursächlich 

zu einer Änderung der Verkehrsmenge führt. Ein Beispiel hierfür ist die Elektrifizierung (erhebli-

cher baulicher Eingriff!) einer bestehenden Strecke, die u. a. die Abwicklung zusätzlicher ICE-

Verkehre ermöglichen soll oder ohne die eine Abwicklung der prognostizierten Verkehrsmenge 

in ausreichender Betriebsqualität erkennbar nicht möglich sein wird. In derartigen Fällen sind für 

den Zustand mit und ohne erheblichen baulichen Eingriff ausnahmsweise unterschiedliche 

prognostizierte Verkehrsmengen heranzuziehen. 

• Schalltechnische Berechnungen werden üblicherweise nach der Schall 03 durchgeführt, da die 

Voraussetzungen (lange, gerade Gleise mit auf ihrer gesamten Länge konstanten Emissionen 

und unveränderten Ausbreitungsbedingungen) für die Anwendung des vereinfachten Berech-

nungsverfahrens nach Anlage 2 zu § 3 zur 16. BImSchV in der Praxis kaum anzutreffen sind. 

• Die von Schienenwegen in Rangierbahnhöfen und vergleichbaren Anlagen (z. B. KV-Terminal, 

Abstellanlage) ausgehenden Geräusche werden nach der Akustik 04 berechnet. 

 

2.2.4 Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung – 24. BImSchV 

Auf der Ermächtigungsgrundlage des § 43 Abs. 1 Satz 3 BImSchG wurde im Februar 1997 die 

Vierundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-

kehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung – 24. BImSchV) erlassen. Durch die Verordnung 

werden 

                                                 
26 vgl. BR-Drs. 661/89 S. 46. 
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- die Schallschutzmaßnahmen an baulichen Anlagen definiert, 

- die schutzbedürftigen Räume und deren Umfassungsbauteile benannt und  

- der Umfang der Schutzmaßnahmen geregelt. 

 

Im gleichen Jahr hat die DB die Richtlinie für die Anwendung der Verkehrswege-Schallschutz-

maßnahmenverordnung – 24. BImSchV – bei Schienenverkehrslärm, Akustik 23 für die bahninterne 

Anwendung herausgegeben. Diese Richtlinie enthält u. a. eine Darstellung der bauakustischen 

Grundlagen und Berechnungsverfahren und gibt Hinweise zur praktischen Abwicklung (u. a. Mus-

terschreiben) von Schallschutzmaßnahmen nach Maßgabe der 24. BImSchV. 

 

2.2.4.1 Anwendungsbereich (§ 1 der 24. BImSchV) 

Die Verordnung legt Art und Umfang der zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 

Verkehrsgeräusche notwendigen Schallschutzmaßnahmen für schutzbedürftige Räume in bauli-

chen Anlagen fest, wenn durch den Bau oder die wesentliche Änderung öffentlicher Straßen sowie 

von Schienenwegen der Eisenbahnen die in § 2 der 16. BImSchV festgelegten Immissionsgrenz-

werte überschritten werden. 

 

• Die 24. BImSchV ist anzuwenden, wenn Lärmvorsorgeansprüche nach Maßgabe der 16. 

BImSchV bestehen. 

• § 43 Abs. 1 Ziff. 3 BImSchG (vgl. Ziff. 2.2.2.4 des Leitfadens) enthält die Ermächtigung zum 

Erlass von Vorschrift über Art und Umfang notwendiger Schallschutzmaßnahmen an baulichen 

Anlagen. Die 24. BImSchV greift hiervon nur schutzbedürftige Räume in baulichen Anlagen auf. 

Für den ebenfalls zur baulichen Anlage gehörenden Außenwohnbereich (z. B. Balkone, Terras-

sen) werden keine normativen Regelungen getroffen. 

Hinsichtlich dieser „Regelungslücke“ wird in der Amtlichen Begründung zur 24. BImSchV27 aus-

geführt: 

„Der von der Verordnung erfasste Bereich betroffener baulicher Anlagen ist nicht abschließend 

im Sinne des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 in Verbindung mit § 42 BImSchG. Über die schutzbedürf-

tigen Räume baulicher Anlagen hinaus zählt zum Schutzgegenstand nach §§ 43, 42 BImSchG 

auch die bauliche Anlage des Außenwohnbereichs, z. B. Terrassen und Balkone. Eine Aus-

klammerung des Außenwohnbereichs vom Anspruch auf Schallschutzmaßnahmen bzw. Ent-

schädigung erfolgt daher nicht, jedoch ist ein effektiver Schallschutz für bauliche Anlagen des 

Außenwohnbereichs nur in sehr seltenen Ausnahmefällen möglich.“ 

                                                 
27 BR-Drs. 463/96 S. 11. 
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• Verbleiben für Außenwohnbereiche Lärmbeeinträchtigungen durch Überschreitung des maß-

geblichen Immissionsgrenzwertes für den Tagzeitraum (Schienenverkehrslärm löst nach § 74 

Abs. 2 Satz 3 VwVfG keinen Entschädigungsanspruch für Außenwohnbereiche aus, wenn tags-

über die Immissionsgrenzwerte nach § 2 der 16. BImSchV eingehalten sind28), kann nach § 42 

Abs. 2 Satz 3 BImSchG in Verbindung mit § 74 Abs. 2 Satz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz 

(VwVfG) dem Eigentümer der betroffenen baulichen Anlage eine weitergehende Entschädigung 

in Geld gewährt werden. 

Für die Bemessung eines solchen Entschädigungsanspruchs wird nach gängiger Verwaltungs-

praxis des Eisenbahn-Bundesamtes in Planrechtsentscheidungen auf die diesbezüglichen Re-

gelungen der Richtlinien für den Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen in der Baulast des 

Bundes – VLärmSchR 97 –29 verwiesen. 

 

2.2.4.2 Art der Schallschutzmaßnahmen, Begriffsbestimmungen (§ 2 der 24. BImSchV) 

Schallschutzmaßnahmen im Sinne der Verordnung sind nach Abs. 1 bauliche Verbesserungen an 

Umfassungsbauteilen schutzbedürftiger Räume. Zu den Schallschutzmaßnahmen gehört auch der 

Einbau von Lüftungseinrichtungen in überwiegend zum Schlafen genutzten Räumen und in Räu-

men mit sauerstoffverbrauchender Energiequelle. 

 

Hinsichtlich der schutzbedürftigen Räume verweist Abs. 2 auf die in Tabelle 1 Spalte 1 der Anlage 

zur Verordnung genannten Aufenthaltsräume. 

 

Nach Abs. 3 sind Umfassungsbauteile die Bauteile schutzbedürftiger Räume, die diese nach außen 

abschließen, insbesondere Fenster, Türen, Rollladenkästen, Wände, Dächer sowie Decken unter 

nicht ausgebauten Dachgeschossen. 

 

Schallschutzmaßnahmen sind nach Abs. 4 der Verordnung nicht erforderlich, wenn eine bauliche 

Anlage zum Abbruch bestimmt ist oder dieser bauordnungsrechtlich gefordert wird oder bei Ausle-

gung der Planunterlagen im Planfeststellungsverfahren, bei Bekanntgabe der Plangenehmigung 

noch nicht genehmigt war oder sonst nach den baurechtlichen Vorschriften mit dem Bau noch nicht 

begonnen werden durfte. 

 

                                                 
28 BVerwG, Urteil vom 15.03.2000 – 11 A 33/97 -. 
29 VkBl. 1997 Seite 434. 



 

 

 

Umweltleitfaden Teil VI– Schutz vor Schallimmissionen aus Schienenverkehr Seite 29 

• Maßnahmen zur baulichen Verbesserung von Umfassungsbauteilen schutzbedürftiger Räume 

werden auch als passive Schallschutzmaßnahmen bezeichnet. 

• Küchen, soweit keine Tee- oder Kaffeeküchen, sind ebenfalls schutzbedürftig und gehören zu 

den sonstigen Räumen nach Tab. 1 Nr. 6 der Tabelle 1 der Anlage zur Verordnung (vgl. Amtli-

che Begründung zur 24. BImSchV).30 

• Auch für ein lediglich vorübergehend ungenutztes Gebäude können passive Schallschutzmaß-

nahmen erforderlich sein. 

 

2.2.4.3 Umfang der Schallschutzmaßnahmen (§ 3 der 24. BImSchV) 

§ 3 enthält in Verbindung mit der Anlage zur Verordnung Festlegungen zur Ermittlung 

 

- der erforderlichen Schalldämmung von Außenbauteilen, 

- der bewerteten Schalldämmmaße der vorhanden Umfassungsbauteile, 

- ggf. erforderlicher Verbesserungen der Schalldämmung von Umfassungsbauteilen. 

 

2.2.4.4 Berechnung der erforderlichen bewerteten Schalldämmmaße 

Die Anlage zu § 2 Abs. 2 und § 3 Abs. 1, 3 und 4 der 24. BImSchV enthält die Gleichungen (1) und 

(2) zur Ermittlung des erforderlichen bewerteten Schalldämmmaßes der gesamten Außenfläche 

eines Raumes in Abhängigkeit von dem nach Anlage 1 (Straßenverkehr) bzw. nach Anlage 2 

(Schienenverkehr) zur 16. BImSchV berechneten Beurteilungspegel. Dabei werden Raumgeometrie 

(Außenfläche des Raumes, Raumgrundfläche), Raumnutzung (Korrektursummand D) sowie das 

Spektrum der Außengeräusche und die Frequenzabhängigkeit der Fensterschalldämmmaße (Kor-

rektursummand E) berücksichtigt. 

 

Weiterhin ist normativ geregelt, welcher Beurteilungszeitraum in Abhängigkeit von der Raumnut-

zung für die Ermittlung der erforderlichen Schalldämmaßes heranzuziehen ist. So ist z. B. für Räu-

me, die überwiegend dem Schlafen dienen, der Beurteilungspegel nachts und für Wohnräume der 

Beurteilungspegel tags relevant. 

 

Tabelle 1 der Anlage enthält eine Auflistung der schutzbedürftigen Räume sowie die hierfür jeweils 

geltenden Korrektursummanden D in dB, z. B. 27 dB für Schlafräume und 37 dB für Wohnräume. 

Der Korrektursummand E für bestimmte Verkehrswege ist mit Tabelle 2 festgeschrieben. Dieser 

                                                 
30 BR-Drs. 463/96 S. 12. 
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beträgt z. B. für Schienenwege von Eisenbahnen allgemein 0 dB, während bei einem Anteil von 

mehr als 60 % klotzgebremster Güterzüge im Beurteilungszeitraum ein Wert von 2 dB gilt. 

 

Die Berechnungsformeln (3) und (4) sind für die Ermittlung des vorhandenen Schalldämmaßes 

maßgebend. 

 

Wenn das vorhandene Schalldämmmaß kleiner als erforderlich ist, sind entsprechende bauliche 

Maßnahmen zur Verbesserung der Schalldämmmaße der Umfassungsbauteile notwendig. Im Er-

gebnis dieser Maßnahmen muss ein Schalldämmaß erreicht werden, dass mindestens gleich dem 

nach Gleichung (1) oder (2) berechneten erforderlichen Schalldämmmaß ist. 

 

• Die Ermittlung von Raumnutzung, Raumgeometrie sowie der vorhandenen Schalldämmmaße 

der Außenbauteile erfolgt regelmäßig im Nachgang zur Planfeststellung. Insofern können im 

Planfeststellungsbeschluss keine Festsetzungen getroffenen werden, ob überhaupt und welche 

passiven Schallschutzmaßnahmen ggf. konkret erforderlich sind. Aus diesem Grund wird ein 

Anspruch auf passiven Schallschutz lediglich „dem Grunde“ nach festgestellt. 

• Der von der Raumnutzung abhängige Korrektursummand D nach Tab. 1 der Anlage hat unter 

Hinzurechnung von 3 dB die Bedeutung eines „zulässigen Innenpegels Li“. Dieser beträgt für 

Schlafräume 30 dB (D = 27 dB zzgl. 3 dB) und für Wohnräume 40 dB (D = 37 dB zzgl. 3 dB). 

Nach der Amtlichen Begründung zur 24. BImSchV31 berücksichtigt der 3 dB-Zuschlag, dass die 

Dämmwirkung von Bauteilen bei Geräuschen von Linienschallquellen bei in der Praxis üblichen 

Schalleinfallsrichtungen geringer ausfällt als bei Prüfmessungen im diffusen Schallfeld. 

• Der von der Art des Verkehrsweges abhängige Korrektursummand E nach Tab. 2 berücksichtigt 

die unterschiedlichen Frequenzspektren der verschiedenen Verkehrswege (z. B. weist klotzge-

bremster Güterzugverkehr tieffrequentere Anteile als scheibengebremster Reisezugverkehr auf 

(Bild 4)) und die Frequenzabhängigkeit der Schalldämmung von Bauwerksteilen, insbesondere 

von Fenstern (hohe Frequenzen werden besser gedämmt als tiefe Frequenzen (Bild 5)). 

                                                 
31 BR-Drs. 463/96 S. 16. 
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 Bild 4: Spektren vorbeifahrender Züge; links Güterzug, rechts IC-Zug (Quelle: UBA) 

 

  
 Bild 5: Frequenzabhängigkeit der Schalldämmung eines Fensters 

 

 Bei einem hohen Anteil (tieffrequenter) Güterzüge am gesamten Zugverkehrsaufkommen erge-

ben sich unter Berücksichtigung der geringeren Schalldämmung von Fenstern bei tiefen Fre-

quenzen höhere Anforderungen an die erforderliche Schalldämmung. Diese höheren Anforde-

rungen werden nach Tab. 2 bei mehr als 60 % klotzgebremster Güterzüge im Beurteilungszeit-

raum durch den Korrektursummanden E = 2 dB berücksichtigt. 
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2.2.5 Nicht voraussehbare Wirkungen (§ 75 Abs. 2 und 3 VwVfG) 

Von besonderer Bedeutung sind im Nachgang zu einer Planfeststellung die Abs. 2 und 3 des § 75 

VwVfG. 

 

Nach § 75 Abs. 2 VwVfG sind Ansprüche auf Unterlassung des Vorhabens, auf Beseitigung oder 

Änderung der Anlagen oder auf Unterlassung ihrer Benutzung ausgeschlossen, nachdem der Plan-

feststellungsbeschluss unanfechtbar geworden ist. Treten nicht voraussehbare Wirkungen des Vor-

habens oder der dem festgestellten Plan entsprechenden Anlagen auf das Recht eines anderen 

erst nach Unanfechtbarkeit des Plans auf, so kann der Betroffene Vorkehrungen oder die Errichtung 

und Unterhaltung von Anlagen verlangen, welche die nachteiligen Wirkungen ausschließen. Sie 

sind dem Träger des Vorhabens durch Beschluss der Planfeststellungsbehörde aufzuerlegen. Sind 

solche Vorkehrungen oder Anlagen untunlich oder mit dem Vorhaben unvereinbar, so richtet sich 

der Anspruch auf angemessene Entschädigung in Geld. 

 

Gemäß Abs. 3 sind Anträge, mit denen Ansprüche auf Herstellung von Einrichtungen oder auf an-

gemessene Entschädigung nach Abs. 2 Satz 3 und 4 geltend gemacht werden, schriftlich an die 

Planfeststellungsbehörde zu richten. Sie sind nur innerhalb von drei Jahren nach dem Zeitpunkt 

zulässig, zu dem der Betroffene von den nachteiligen Wirkungen des dem unanfechtbar festgestell-

ten Plan entsprechenden Vorhabens oder der Anlage Kenntnis erhalten hat; sie sind ausgeschlos-

sen, wenn nach Herstellung des dem Plan entsprechenden Zustands 30 Jahre verstrichen sind. 

 

• § 75 Abs. 2 und 3 VwVfG sind nicht einschlägig für Vorhaben, die vor Inkrafttreten des Verwal-

tungsverfahrensgesetzes am 01.01.1977 genehmigt (planfestgestellt) wurden. 

• Anträge auf Vorkehrungen, Errichtung und Unterhaltung von Anlagen oder auf Entschädigung 

wegen nicht voraussehbarer Wirkungen sind an die Planfeststellungsbehörde zu richten. Diese 

entscheidet durch Beschluss, ob dem Antragsteller ein solcher Anspruch zusteht und welche 

Maßnahmen zu treffen sind. Wenn Vorkehrungen oder Anlagen notwendig werden, sind diese 

dem Vorhabenträger aufzuerlegen. Wenn hiermit Auswirkungen auf Dritte verbunden sind, ist 

ein gesondertes Verfahren nach § 18 AEG erforderlich. 

• Voraussetzung für einen Anspruch ist, dass es sich um Auswirkungen handelt, die die Planfest-

stellungsbehörde nicht vorausgesehen hat und die sie bei einer ordnungsgemäßen Entschei-

dung auch nicht hätte voraussehen müssen. 

• Der Anspruch ist innerhalb von 3 Jahren ab Kenntnis geltend zu machen. Nach Ablauf von 30 

Jahren seit Umsetzung des planfestgestellten Zustands ist er ausgeschlossen. 
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• Beispiel: 

Überschreitung des prognostizierten Lärmpegels nach Inbetriebnahme eines neu gebauten oder 

wesentlich geänderten Schienenwegs (vgl. Ziff. 4.4.3) 

o Nach der Rechtsprechung des BVerwG32 (s. a. RL 34 Abs. 2 der Planfeststellungsrichtlinien 

des Eisenbahn-Bundesamtes) liegt eine nicht voraussehbare nachteilige Wirkung nur dann 

vor, wenn es zu einer erheblichen Steigerung der Lärmeinwirkung kommt. Dies ist grund-

sätzlich erst dann der Fall, wenn der nach der zum Zeitpunkt der Planfeststellung metho-

disch korrekten Prognose zu erwartende Beurteilungspegel um mindestens 3 dB(A) (unge-

rundet ab 2,1 dB(A)) überschritten wird. Eine Lärmzunahme von weniger als 3 dB(A) kann 

ausnahmsweise dann erheblich sein, wenn der Beurteilungspegel die sog. grundrechtliche 

Zumutbarkeitsschwelle (vgl. Ziff. 2.2.7) überschreitet. 

o Ein Anspruch gem. § 75 Abs. 2 Satz 3 VwVfG besteht nach dem o.g. Urteil jedoch nur dann, 

wenn der Betroffene bei Voraussehbarkeit dieser Wirkungen nach der Rechtslage, die dem 

bestandskräftigen Planfeststellungsbeschluss zu Grunde lag, einen Anspruch auf Schall-

schutzmaßnahmen gehabt hätte. Dies muss anhand der damals angewandten Berech-

nungsverfahren geprüft werden und erfordert im Allgemeinen eine erneute Prüfung auf 

Schallschutzansprüche nach Maßgabe der 16. BImSchV unter Berücksichtigung des aktuel-

len Verkehrsaufkommens zum Zeitpunkt der Antragstellung durch den Betroffenen. Über die 

Dimensionierung einer ggf. nachträglich durch die Planfeststellungsbehörde anzuordnenden 

Schutzmaßnahme oder Entschädigung zugunsten des Antragstellers ist nach derzeitiger 

Rechtslage zu entscheiden. 

 

2.2.6 Förderrichtlinie Lärmsanierung 

Für den Lärmschutz an bestehenden Verkehrswegen (Lärmsanierung) fehlt es im Immissions-

schutzrecht an einer entsprechenden Ermächtigungsgrundlage. Daher stellen Maßnahmen zur 

Lärmsanierung grundsätzlich eine freiwillige Leistung dar. Ein Rechtsanspruch hierauf besteht nicht. 

 

Für Lärmsanierungsmaßnahmen an Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes stehen seit 

1999 Mittel aus dem Bundeshaushalt (ab 1999 rund 51 Millionen Euro, ab 2007 100 Millionen Euro) 

zur Verfügung. Eine Realisierung derartiger Maßnahmen setzt eine entsprechende Dringlichkeit, die 

sich aus der Höhe der Überschreitung bestimmter Schallpegel („Sanierungsgrenzwerte“) und der 

Zahl der Betroffenen ergibt, sowie eine Mittelbereitstellung durch den Bund voraus. Die entspre-

                                                 
32 BVerwG, Urteil vom 07.03.2007 – 9 C 2/06 –. 
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chenden Festlegungen zur Lärmsanierung enthält die Richtlinie für die Förderung von Maßnahmen 

an bestehenden Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes vom 07.03.2005 des BMVBS.33 

 

Danach gewährt der Bund als freiwillige Leistung Zuwendungen für die Lärmsanierung an Schie-

nenwegen der Eisenbahnen des Bundes, wenn der Lärmpegel die Immissionswerte der Lärmsanie-

rung überschreitet. Nach Anhang 1 der Förderrichtlinie betragen die Lärmsanierungsgrenzwerte 

(jeweils Tag/Nacht): 

 

- 70 / 60 dB(A) für Krankenhäuser, Schulen, Altenheime, reine und allgemeine Wohngebiete, 

Kleinsiedlungsgebiete, 

- 72 / 62 dB(A) für Kerngebiete, Dorfgebiete, Mischgebiete, 

- 75 / 65 dB(A) für Gewerbegebiete. 

 

Die Gewährung der Zuwendung steht unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit der veranschlagten 

Haushaltsmittel. 

 

Für eine Förderung kommen aktive Lärmschutzmaßnahmen (Maßnahmen an der Strecke zur Ver-

minderung der Emission, z. B. Besonders überwachtes Gleis) oder Maßnahmen auf dem Ausbrei-

tungsweg, z. B. Lärmschutzwände) oder passive Lärmschutzmaßnahmen an baulichen Anlagen 

(z. B. Schallschutzfenster) ggf. auch in Kombination in Betracht. 

 

Die Abwägung zwischen aktiven und passiven Maßnahmen erfolgt unter Nutzen-Kosten-

Gesichtpunkten, wobei die zusätzliche Schutzwirkung aktiver Maßnahmen berücksichtigt wird. Eine 

entsprechende Quantifizierung erfolgt durch das in Anhang 2 definierte Nutzen-Kosten-Verhältnis 

zur Ermittlung des Nutzens aktiver Lärmschutzmaßnahmen. Ist dieses Verhältnis kleiner als 1, so 

ist der Nutzen der aktiven Maßnahme kleiner als die hierfür aufzuwenden Kosten und es werden im 

Allgemeinen keine aktiven sondern passive Schallschutzmaßnahmen gefördert. Die Erstattung der 

Aufwendungen für passive Maßnahme ist unter Berücksichtigung der Wertverbesserung der bauli-

chen Anlage auf 75 % (in der Lärmvorsorge 100 %) begrenzt. 

 

Unter bestimmten Voraussetzungen, auf die hier nicht im Detail eingegangen werden soll, können 

bauliche Anlagen aus der Lärmsanierung ausgeklammert werden. Das trifft beispielsweise zu, wenn 

eine bauliche Anlage an einer bestehenden Strecke bei Vorhersehbarkeit starker Verkehrslärmein-

wirkung neu errichtet wird (sog. zurechenbares Verhalten). 

                                                 
33 VkBl. 2005 Seite 176. 
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Eine Lärmsanierungsmaßnahme kann dann gefördert werden, wenn sie im Lärmsanierungspro-

gramm enthalten ist und die nach Anlage 2 (zu § 3) der 16. BImSchV /Schall 03 auf der Grundlage 

der Ist-Verkehrsbelastung berechneten Beurteilungspegel die o.g. Lärmsanierungsgrenzwerte   

überschreiten. Bei der Dimensionierung von Lärmschutzmaßnahmen ist hingegen von der prognos-

tizierten Verkehrsentwicklung auszugehen, wenn diese über dem Ist-Wert liegt. 

 

Die Konzeption zur Lärmsanierung an bestehenden Schienewegen der Eisenbahnen des Bundes 

wurde durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) in Zusam-

menarbeit mit der Deutschen Bahn AG erarbeitet und ist im Internet abrufbar unter 

 

http://www.bmvbs.de/SharedDocs/DE/Artikel/StB-LA/laermvorsorge-und-laermsanierung.html 

 

Die Planung von Lärmsanierungsmaßnahmen erfolgt durch den Zuwendungsempfänger, d. h. das 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen des Bundes, das die zu sanierende Strecke betreibt (i. d. R. die 

DB Netz AG). Bewilligungsbehörde für alle Zuwendungen im Rahmen von Lärmsanierungen ist das 

Eisenbahn-Bundesamt (Abteilung 4 Finanzierung). 

 

• Lärmsanierungsmaßnahmen können den Eisenbahninfrastrukturunternehmen des Bundes vom 

Eisenbahn-Bundesamt nicht auferlegt werden. 

• Ein Vorrang des aktiven Lärmschutzes vor Maßnahmen des passiven Lärmschutzes ist im Rah-

men der Lärmsanierung nicht normiert, da § 41 BImSchG insoweit nicht einschlägig ist. 

• Die zunächst identischen Grenzwerte für die Lärmsanierung an Bundesfernstraßen in der Bau-

last des Bundes (vgl. VLärmSchR 97)34 wurden mit Schreiben des BMVBS vom 25. Juni 2010 

(Az. StB 13/7144.2/01 / 1206434) an die Obersten Baubehörden der Länder um 3 dB(A) abge-

senkt. Damit wurde die im Nationalen Verkehrslärmschutzpaket II vom 27.08.2009 formulierte 

Absicht, die Sanierungsgrenzwerte an Bundesfernstraßen um 3 dB(A) abzusenken, vollzogen. 

 

 

 

 

 

                                                 
34 VkBl. 1997 Seite 444. 

http://www.bmvbs.de/SharedDocs/DE/Artikel/StB-LA/laermvorsorge-und-laermsanierung.html
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• Eine Zuständigkeit des Eisenbahn-Bundesamtes als Planfeststellungsbehörde ist nur dann ge-

geben, wenn das gewählte Lärmsanierungskonzept bauliche Lärmschutzanlagen (z. B. Lärm-

schutzwände oder -wälle) beinhaltet. Hier ist das erforderliche Baurecht durch eine Entschei-

dung nach § 18 AEG herbeizuführen. Das gewählte (bereits bewilligte) Lärmsanierungskonzept 

steht dabei grundsätzlich nicht mehr zur Disposition. Eine Abwägung zum Lärmsanierungskon-

zept ist in die Entscheidung jedoch regelmäßig dann einzustellen, wenn in Einwendungen / Stel-

lungnahmen geringere Abmessungen (Höhe, Länge) einer baulichen Lärmschutzanlage auf 

Grund nichtakustischer Belange (Verschattung, Stadtbild, Kleinklima u. a.) gefordert werden. 

Längere und insbesondere höhere Lärmschutzbauwerke können dem Vorhabenträger im Rah-

men der Planfeststellung nicht auferlegt werden, da die Dimensionierung aktiver Schallschutz-

maßnahmen im Rahmen der freiwilligen Lärmsanierung insoweit ausschließlich Sache des 

Vorhabenträgers ist. Sonstige abwägungserhebliche Belange bleiben unberührt. 

Für den Fall, dass auf Grund von Einwendungen / Stellungnahmen aus nichtakustischen Grün-

den eine Reduzierung der Abmessungen der beantragten Lärmschutzanlagen erforderlich wird, 

ist das erstellte Lärmsanierungskonzept für den konkreten Streckenabschnitt i. d. R. nicht mehr 

zutreffend und muss überarbeitet werden. Auf der Grundlage einer Schalltechnischen Untersu-

chung ist dann zu beurteilen, ob durch die reduzierten Abmessungen der baulichen Lärm-

schutzanlage eine Änderung bzw. Anpassung des Lärmsanierungskonzeptes erforderlich ist 

(z. B. zusätzlicher passiver Lärmschutz). 

 

2.2.7 Grundgesetz 

Unter bestimmten Voraussetzungen sind bei der planrechtlichen Zulassung von Baumaßnahmen 

nach § 18 AEG im Rahmen der Abwägung mögliche Gesundheits- und / oder Eigentumsbeeinträch-

tigungen durch Schienenverkehrslärm unter Bezug auf Artikel 2 und 14 des Grundgesetzes (GG) in 

den Blick zu nehmen. 

 

Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG lautet: 

„Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit.“ 

 

In Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG heißt es: 

„Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet.“ 

 

Die damit gebotenen Gewährleistungen sind gleichbedeutend damit, dass der Staat durch seine 

Entscheidungen keine verkehrliche Maßnahme zulassen darf, die im Ergebnis einen nicht rechtfer-

tigungsfähigen Eingriff in Leben, Gesundheit oder Eigentum auslöst. 
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• Die Schwelle – als Geräuschpegel in dB(A) – bei deren Erreichen oder Überschreiten von einer 

Eigentums- und / oder Gesundheitsgefährdung auszugehen ist, ist weder normativ festgelegt 

noch in der Rechtsprechung eindeutig geklärt. 

Die Rechtsprechung des 11. bzw. 9. Senats des BVerwG sieht die enteignungsrechtliche Zu-

mutbarkeitsschwelle wie auch die Schwelle zur Gesundheitsbeeinträchtigung in Anlehnung an 

Urteile des Bundesgerichtshofs in Wohngebieten im Allgemeinen bei Pegeln von 70 bis 

75 dB(A) am Tage und 60 bis 65 dB(A) in der Nacht als erreicht an.35 Die Bestimmung der ent-

eignungsrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle darf danach nicht schematisch von der Erreichung 

bestimmter Pegelwerte abhängig gemacht werden. Diese Grenze soll aufgrund wertender Be-

trachtung des Einzelfalls gezogen werden, wobei Gebietsart und Lärmvorbelastung eine we-

sentliche Rolle spielen.36 Diese Rechtsprechung versteht die angegebenen Werte zur Bestim-

mung der enteignungsrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle also nicht als Grenzwerte. 

In einer neueren Entscheidung hat der 7. Senat des BVerwG in der Urteilsbegründung aus-

drücklich eine „in der höchstrichterlichen Rechtsprechung entwickelte grundrechtliche Zumut-

barkeitsschwelle von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts“ thematisiert.37 Damit werden diese 

Werte soweit ersichtlich erstmals nicht mehr als für den konkreten Einzelfall in Wohngebieten 

sachgerecht relativiert, sondern als gebietsunabhängige feste Grenzwerte für die grundrechtli-

che Zumutbarkeit definiert. Es bleibt abzuwarten, ob andere Spruchkörper dieser Festlegung 

folgen oder bei der früheren Praxis der Einzelfallbetrachtung bleiben.38 

• In der Rechtsprechung des BVerwG39 ist geklärt, dass eine in der Planfeststellung zu befolgen-

de grundrechtliche Pflicht, Schutzvorkehrungen gegen gesundheitsgefährdende Verkehrsim-

missionen zu treffen, eine Kausalität zwischen dem Bau bzw. der Änderung des Verkehrswegs 

und der gesundheitsgefährdenden Verkehrsbelastung voraussetzt. Eine Pflicht, gesundheitlich 

bedenkliche Immissionslagen bei Gelegenheit der Planfeststellung zu sanieren, besteht nicht. 

• Lärmschutzbelange der Nachbarschaft eines Schienenwegs sind grundsätzlich nur dann in die 

planerische Abwägung einzubeziehen, wenn die Lärmbelastung durch das geplante Vorhaben 

ansteigt. Dies gilt selbst dann, wenn die für den Planfall prognostizierten Belastungswerte ober-

halb der grundrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle liegen.40 

                                                 
35 BVerwG, Urteil vom 20.05.1998 – 11 C 3.97 –. 
36 BVerwG, Urteil vom 28.10.1998 – 11 A 3.98 –. 
37 BVerwG, Urteil vom 15.12.2011 – 7 A 11.10 –. 
38 Nicht differenzierend VGH Mannheim, Urteil vom 25.04.2012 – 5 S 927/10 –. 
39 Vgl. BVerwG, Beschluss vom 15.01.2008 – 9 B 7/07 –. 
40 BVerwG, Urteil vom 09.07.2008 – 9 A 5/07 –. 
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• Mögliche Gesundheits- und Eigentumsgefährdung durch Lärmimmissionen sind beispielsweise 

dann in die Abwägung einzustellen, wenn das geplante Vorhaben keinen Anwendungsfall der 

16. BImSchV darstellt, aber zu Lärmsteigerungen – z. B. durch Erhöhung der Streckenge-

schwindigkeit von bisher 160 km/h auf 200 km/h nach BÜ-Beseitigung – führt. 

 

2.2.8 Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung – 32. BImSchV 

Auf Grund der §§ 23, 32 und 37 BImSchG sowie des § 4 des Gerätesicherheitsgesetzes wurde im 

August 2002 eine Verordnung zur Einführung der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung 

erlassen. Artikel 1 dieser Verordnung beinhaltet die 32. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung – 32. BImSchV). Mit Arti-

kel 2 werden u. a. die 8. BImSchV (Rasenmäherverordnung), die 15. BImSchV (Baumaschinenlärm-

Verordnung) sowie alle Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Schutz gegen Baulärm - Emissions-

richtwerte für *differenziert nach Gerätetyp* aufgehoben. Artikel 3 regelt das Inkrafttreten. Die nachfol-

genden Ausführungen beschränken sich auf die wesentlichen Inhalte des Artikels 1, d. h. auf die 

32. BImSchV. 

 

- Abschnitt 1 (§§ 1 und 2) allgemeine Vorschriften 

Nach § 1 der 32. BImSchV gilt die Verordnung für Maschinen und Geräte, die nach Art. 2 der 

Richtlinie 2000/14 EG vom 08. Mai 2000 in den Anwendungsbereich der Richtlinie fallen und im 

Anhang der Verordnung aufgelistet sind. Bemerkenswert in diesem Zusammenhang ist, dass im 

Anhang einige auch im privaten Bereich genutzte Geräte / Maschinen wie z. B. Rasenmäher, 

Rasentrimmer / Rasenkantenschneider, Laubbläser und Heckenscheren aufgeführt sind. § 2 

enthält Begriffsbestimmungen (u. a. lärmarme Geräte und Maschinen). 

 

- Abschnitt 2 (§§ 3 bis 6) Marktverkehrsregelungen für Geräte und Maschinen 

Diese Regelungen richten sich an den Hersteller oder Bevollmächtigten des Herstellers, der ein Ge-

rät oder eine Maschine in Deutschland erstmalig in den Verkehr bringt oder in Betrieb nimmt. 

 

- Abschnitt 3 (§§ 7 und 8) Betriebsregelungen für Geräte und Maschinen 

Von besonderer Bedeutung ist hierbei § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der 32. BImSchV, wonach in reinen, 

allgemeinen und besonderen Wohngebieten, Kleinsiedlungegebieten, Sondergebieten, die der Erho-

lung dienen, Kur- und Klinikgebieten und Gebieten für die Fremdenbeherbergung sowie auf dem 

Gelände von Krankenhäusern und Pflegeanstalten die im Anhang aufgeführten Geräte / Maschinen 

ganztägig an Sonn- und Feiertagen sowie an Werktagen von 20.00 bis 07.00 Uhr nicht betrieben 

werden dürfen. Für einige der im Anhang aufgelisteten Geräte / Maschinen können sich aus § 7 
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Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der 32. BImSchV weitere Betriebszeiteneinschränkungen an Werktagen erge-

ben. Nach Satz 3 gelten die sich aus Satz 1 ergebenden Betriebseinschränkungen jedoch nicht für 

Bundesfernstraßen und Schienenwege von Eisenbahnen des Bundes, die durch Gebiete nach 

Satz 1 führen. Für Landesstraßen und nicht bundeseigenen Schienenwege können die Länder die 

Geltung des Satzes 1 einschränken. 

Nach § 7 Abs. 2 der 32. BImSchV können die nach Landesrecht zuständigen Behörden im Einzelfall 

Ausnahmen von den Betriebseinschränkungen nach Abs. 1 zulassen. Einer solchen Ausnahmezu-

lassung bedarf es nicht, wenn es sich um die Abwendung von Gefahren handelt. Nach Abs. 3 blei-

ben weitergehende landesrechtliche Vorschriften (z. B. in Landes-Immissionsschutzgesetzen) zum 

Schutz von Wohn- und sonstigen lärmempfindlichen Nutzungen und allgemeine Vorschriften des 

Lärmschutzes (z. B. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschim-

missionen - vom 19. August 1970, siehe Ziff. 2.2.9 des Leitfadens), insbesondere zur Sonn- und Fei-

ertagsruhe und zur Nachtzeit, unberührt. 

Auf § 8 soll hier nicht näher eingegangen werden, da dieser ausschließlich länderspezifische Rege-

lungen zum Betrieb in empfindlichen Gebieten beinhaltet. 

 

- Abschnitt 4 (§§ 9 bis 11) Schlussvorschriften 

Dieser Abschnitt trifft Regelungen zu Ordnungswidrigkeiten, Übergangs- und Anpassungsvorschrif-

ten und bedarf aus Sicht der Planfeststellung keiner näheren Betrachtung. 

 

• Das Eisenbahn-Bundesamt ist für das Inverkehrbringen von Maschinen und Geräten nicht zustän-

dig. 

• Baumaschinen, die entsprechend der 32. BImSchV zugelassen und in den Verkehr gebracht wer-

den, entsprechen dem Stand der Technik hinsichtlich der bei ihrem Betrieb auftretenden Ge-

räuschemissionen. Für lärmarme Baumaschinen (Umweltzeichen „Blauer Engel“) gelten jedoch 

schärfere Anforderungen (Vergabegrundlage für Umweltzeichen Lärmarme Baumaschinen RAL-UZ 

53, Ausgabe Februar 2007, RAL Deutsches Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung e. V.). 

• Nach § 7 Abs. 1 Satz 3 der 32. BImSchV besteht eine Ausnahme vom Geräte- und Maschinen-

betriebsverbot gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der 32. BImSchV für Schienenwege der Eisen-

bahnen des Bundes, „um Verkehrbelangen jederzeit, allerdings unbeschadet weitergehender 

Vorschriften zum Lärmschutz, Rechnung tragen zu können“ (vgl. Begründung zur Einführung 

der 32. BImSchV)41. Damit wollte der Verordnungsgeber bahnbetriebsbehindernde Arbeiten, 

d. h. solche Arbeiten, die aus eisenbahnbetrieblichen Gründen nur unter besonderen Eisen-

bahnbetriebserschwerungen zu anderen Zeiten stattfinden können, privilegieren. 

                                                 
41 BR-Drs. 422/02 S. 22. 
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Unter diesem Gesichtpunkt kann sich z. B. ein nächtlicher Einsatz der in der Anlage zur 32. 

BImSchV aufgeführten Geräte / Maschinen beim Neubau eines Schienenweges als nicht recht-

fertigbar erweisen, da hierbei im Allgemeinen nicht „unter dem rollenden Rad“ gebaut wird. 

Regelmäßig nicht unter die Ausnahmeregelung fallen hingegen die Geräte und Maschinen, die 

auf Baustelleneinrichtungsflächen (BE-Flächen) in reinen, allgemeinen und besonderen Wohn-

gebieten, Kleinsiedlungsgebieten, Sondergebieten, die der Erholung dienen, Kur- und Klinikge-

bieten und Gebieten für die Fremdenbeherbergung sowie auf dem Gelände von Krankenhäu-

sern und Pflegeanstalten betrieben werden.42 

• Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – ist 

weiterhin uneingeschränkt gültig. 

• Auch wenn eine Ausnahme vom Geräte- und Maschinenbetriebsverbot nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

der 32. BImSchV vorliegt, ist nicht jede Lärmemission im Zusammenhang mit Schienenwegen der 

Eisenbahnen des Bundes zu jeder Zeit zulässig, d. h. die grundsätzlichen immissionsschutzrechtli-

chen Pflichten nach § 22 BImSchG sowie die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen 

Baulärm – Geräuschimmissionen – und ggf. existierende landesrechtliche Regelungen (z. B. in Lan-

des-Immissionsschutzgesetzen) sind zu beachten. 

 

2.2.9 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm 

Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – (in der 

Praxis häufig als „AVV Baulärm“ bezeichnet) wurde im August 1970 auf der Ermächtigungsgrundla-

ge von Art. 84 Abs. 2 GG und § 3 Abs. 2 des (inzwischen aufgehobenen) Gesetzes gegen Baulärm  

erlassen und ist nach § 66 Abs. 2 BImSchG bis zum Inkrafttreten von entsprechenden Rechtsvor-

schriften oder allgemeinen Verwaltungsvorschriften nach dem BImSchG weiterhin maßgebend. 

 

Nach Nummer 1 der AVV Baulärm gilt die Vorschrift für den Betrieb von Baumaschinen – hierzu 

gehören nach Nummer 2 auch die auf der Baustelle betriebenen Kraftfahrzeuge – auf Baustellen. 

Die AVV Baulärm enthält Richtwerte für die von den Baumaschinen in der Nachbarschaft hervorge-

rufenen Geräuschimmissionen, das Messverfahren und Maßnahmen, die bei Überschreitung der 

Immissionsrichtwerte von den zuständigen Behörden angeordnet werden sollen. 

 

Unter Nummer 3 sind die festgesetzten Immissionsrichtwerte (IRW) für den Beurteilungspegel auf-

geführt. Die Immissionsrichtwerte (jeweils Tag / Nacht) betragen für 

 

                                                 
42 Vgl. OVG Saarlouis, Beschluss vom 14.12.2011 – 3 A 503/09 –. 
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a) Gebiete, in denen nur gewerbliche oder industrielle Anlagen und 

Wohnungen für Inhaber und Leiter der Betriebe sowie für Aufsichts-  

und Bereitschaftspersonal untergebracht sind               70 / 70 dB(A) 

 

b) Gebiete, in denen vorwiegend gewerbliche Anlagen untergebracht sind           65 / 50 dB(A) 

 

c) Gebiete mit gewerblichen Anlagen und Wohnungen, in denen weder 

vorwiegend gewerbliche Anlagen noch vorwiegend Wohnungen 

untergebracht sind                  60 / 45 dB(A) 

 

d) Gebiete, in denen vorwiegend Wohnungen untergebracht sind            55 / 40 dB(A) 

 

e) Gebiete, in denen ausschließlich Wohnungen untergebracht sind            50 / 35 dB(A) 

 

f) Kurgebiete, Krankenhäuser und Pflegeanstalten              45 / 35 dB(A) 

 

Als Nachtzeit gilt die Zeit von 20 bis 7 Uhr. Der IRW ist überschritten, wenn der Beurteilungspegel 

den Richtwert überschreitet. Der IRW im Nachtzeitraum ist ferner überschritten, wenn ein Messwert 

oder mehrere Messwerte (im Sinne einzelner kurzzeitiger Geräuschspitzen) den IRW um mehr als 

20 dB(A) überschreiten. 

 

Die Schutzbedürftigkeit einer der Baustelle benachbarten Nutzung ergibt sich aus den Bebauungs-

plänen. Weicht die tatsächliche Nutzung hiervon erheblich ab, so ist von der tatsächlichen baulichen 

Nutzung auszugehen. Die tatsächliche bauliche Nutzung ist auch dann zugrunde zu legen, wenn 

kein Bebauungsplan aufgestellt ist. 

 

Unter Nummer 4 werden Maßnahmen zur Minderung des Baulärms genannt, die bei Überschrei-

tung des Immissionsrichtwertes um mehr als 5 dB(A) angeordnet werden sollen. Hierzu gehören 

Maßnahmen bei der Errichtung der Baustelle, Maßnahmen an den Baumaschinen, die Verwendung 

geräuscharmer Baumaschinen, die Anwendung geräuscharmer Bauverfahren oder auch die Be-

schränkung der Betriebszeit lautstarker Baumaschinen. 

 

Nummer 5 der AVV Baulärm trifft Regelungen zur Stilllegung von Baumaschinen. Eine Stilllegung 

kommt nur als äußerstes Mittel in Betracht, um die Allgemeinheit vor Gefahren, erheblichen 

Nachteilen oder erheblichen Belästigungen durch Baulärm zu schützen, d. h. wenn eine Überschrei-

tung der Immissionsrichtwerte vorliegt und weniger einschneidende Maßnahmen zur Geräuschmin-
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derung nicht ausreichend sind. Von einer Stilllegung von Baumaschinen kann trotz überschrittener 

Immissionsrichtwerte abgesehen werden, wenn die Bauarbeiten zur Beseitigung eines Notstandes 

oder zur Abwehr sonstiger Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung oder im öffentlichen 

Interesse dringend erforderlich sind und die Bauarbeiten ohne Immissionsrichtwertüberschreitung 

nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt werden können. 

 

Einzelheiten zur Ermittlung des Beurteilungspegels sind unter Nummer 6 sowie in den Anlagen 1 

bis 4 geregelt. Anlage 5 enthält fachtechnische Hinweise zu Maßnahmen zur Minderung des Bau-

lärms. 

 

• Baustellen einschließlich der dort betriebenen Baumaschinen und Kraftfahrzeuge sind nicht ge-

nehmigungsbedürftige Anlagen i. S. d. § 3 Abs. 5 BImSchG. Nach § 22 BImSchG sind diese so 

zu errichten und zu betreiben, dass nach dem Stand der Technik vermeidbare schädliche Um-

welteinwirkungen verhindert werden und nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädli-

che Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden. 

• Ob von Baustellen schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche ausgehen, wird nicht nach 

der TA Lärm (siehe Ziff. 2.2.10), sondern nach der AVV Baulärm beurteilt. 

• Die Gebietszuordnung nach Nr. 3 der AVV Baulärm beruht auf der Baunutzungsverordnung 

(BauNVO) von 1968 und unterscheidet sich insofern von den in neueren Regelwerken wie z. B. 

der 16. BImSchV oder der TA Lärm verwendeten Gebietsbezeichnungen nach der BauNVO von 

1990. Ungeachtet dessen ist für die Beurteilung der von Baustellen ausgehenden Geräusche 

weiterhin die Gebietszuordnung der AVV Baulärm maßgebend.43 

• Ein Schutzkonzept vor Baulärm gemäß § 74 Abs. 2 Satz 2 und 3 VwVfG ist nicht erforderlich, 

sofern die Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm eingehalten werden. Eine Anhebung dieser 

Werte und damit eine verminderte Schutzwürdigkeit kann nicht damit gerechtfertigt werden, 

dass im öffentlichen Interesse stehende wichtige Verkehrsinfrastrukturvorhaben realisiert wer-

den sollen. Eine Abweichung von den Immissionsrichtwerten der AVV Baulärm kann jedoch 

dann in Betracht kommen, wenn im Einwirkungsbereich der Baustelle eine tatsächliche Lärm-

vorbelastung vorhanden ist, die über dem maßgeblichen Richtwert der AVV Baulärm liegt. Hier-

bei ist der Begriff Vorbelastung nicht einschränkend in dem Sinne zu verstehen, dass nur Vorbe-

lastungen durch andere Baustellen erfasst werden.44  

 

                                                 
43 BVerwG, Urteil vom 10.07.2012 – 7 A 11/11 –. 
44 BVerwG, Urteil vom 10.07.2012 – 7 A 11/11 –. 
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Die frühere Rechtsprechung, wonach es nicht zu beanstanden sei, dass aktive und passive 

Schallschutzmaßnahmen erst bei Überschreitung des für die jeweilige schutzwürdige Bebauung 

heranzuziehenden Richtwertes um mehr als 5 dB(A) angeordnet würden,45 ist überholt. 

• Beurteilungskenngrößen nach der AVV Baulärm sind die Beurteilungspegel am Tag (7 bis 20 

Uhr) und in der Nacht (20 bis 7 Uhr). In der Nacht findet als zusätzliches Kriterium der Spitzen-

pegel Berücksichtigung. 

• Unabhängig davon, ob sich für eine Baustelle Anforderungen zur Minderung von Baulärm aus 

der AVV Baulärm ableiten, sind bezüglich der eingesetzten Geräte / Maschinen u. U. die Be-

triebszeitenregelungen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der 32. BImSchV sowie ggf. auf landes-

rechtlichen Regelungen beruhende zusätzliche Anforderungen (z. B. Einholung von Ausnahme-

zulassungen für Bauarbeiten in der Nacht oder an Sonn- und Feiertagen bei der hierfür nach 

Landesrecht zuständigen Behörde) zu beachten. 

• Ein Schutzkonzept vor Baulärm (Schutzvorkehrungen gemäß § 74 Abs. 2 Satz 2 und 3 VwVfG) 

ist grundsätzlich dann erforderlich, wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte zu erwarten ist, dass 

die Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm nicht eingehalten werden. Sofern die durch das Vor-

haben verursachten Baulärmbelastungen wegen ihres unregelmäßigen Entstehens nicht vor Er-

lass eines Planfeststellungsbeschlusses ermittelt werden können, kann von detaillierten Rege-

lungen im Planfeststellungsbeschluss abgesehen werden.46 Die Darlegungslast für die Nichter-

mittelbarkeit liegt beim Vorhabenträger. 

 

2.2.10 Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm 

Die Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische 

Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) wurde im August 1998 auf der Grundlage des § 48 

BImSchG erlassen. Nach Nummer 1 der TA Lärm dient die Verwaltungsvorschrift dem Schutz der 

Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche sowie 

der Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche und gilt für Anlagen, die als 

genehmigungsbedürftige oder nicht genehmigungsbedürftige Anlagen den Anforderungen des 

Zweiten Teils des BImSchG unterliegen, wobei u. a. Sportanlagen, Tagebaue, Baustellen und Anla-

gen für soziale Zwecke ausgenommen sind. 

 

Nachfolgend wird auf den Inhalt der TA Lärm nur insoweit näher eingegangen, als dies im Zusam-

menhang mit Geräuschen, die von Betriebsanlagen der Eisenbahnen ausgehen und nicht in den 

                                                 
45 Vgl. VGH Mannheim, Urteil vom 08.02.2007 – 5 S 2257/05 –. 
46 Vgl. BVerwG, Urteil vom 03.03.2011 – 9 A 8/10 –. 
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Regelungsbereich der 16. BImSchV (z. B. Lüfter in Unterwerken) fallen, von Bedeutung ist. Ausfüh-

rungen zur immissionsschutzrechtlichen Abgrenzung zwischen 16. BImSchV und TA Lärm in der 

Verwaltungspraxis des Eisenbahn-Bundesamtes im Zusammenhang mit Betriebsanlagen der Ei-

senbahn erfolgen unter Ziff. 3 des Leitfadens. 

 

Unter Nummer 2.4 der TA Lärm werden die Begriffe Vor-, Zusatz- und Gesamtbelastung sowie 

Fremdgeräusche definiert. 

 

- Vorbelastung ist die Belastung eines Ortes mit Geräuschimmissionen von allen Anlagen, für die 

die TA Lärm gilt, ohne den Immissionsbeitrag der zu beurteilenden Anlage. 

- Zusatzbelastung ist der Immissionsbeitrag, der an einem Immissionsort durch die zu beurteilen-

de Anlage voraussichtlich (bei geplanten Anlagen) oder tatsächlich (bei bestehenden Anlagen) 

hervorgerufen wird. 

- Fremdgeräusche sind alle Geräusche, die nicht von der zu beurteilenden Anlage ausgehen. 

Somit ist das Fremdgeräusch die Summe der Anlagengeräusche, die die Vorbelastung hervorru-

fen, sowie der Verkehrs- und Naturgeräusche. 

- Gesamtbelastung im Sinne der TA Lärm ist die Belastung eines Immissionsortes, die von allen 

Anlagen hervorgerufen wird, für die diese Technische Anleitung gilt. Entscheidend ist die Ge-

samtimmission, die der Akzeptor ausgesetzt ist, auch wenn sich diese Gesamtimmission aus 

Beiträgen mehrerer Anlagen zusammensetzt, die für sich betrachtet die Grenze der schädlichen 

Umwelteinwirkung nicht überschreiten (vgl. Amtliche Begründung zur TA Lärm)47. Die Anwen-

dung der Immissionsrichtwerte nach Nummer 6 der TA Lärm stellt daher auf die Gesamtbelas-

tung ab. 

 

Die Immissionsrichtwerte (jeweils tags/nachts) des Beurteilungspegels für Immissionsorte außer-

halb von Gebäuden betragen nach Nummer 6.1 der Verwaltungsvorschrift: 

 

a) in Industriegebieten      70 / 70 dB(A) 

b) in Gewerbegebieten      65 / 50 dB(A) 

c) in Kerngebiete, Dorfgebieten und Mischgebieten   60 / 45 dB(A) 

d) in allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten 55 / 40 dB(A) 

e) in reinen Wohngebieten      50 / 35 dB(A) 

f) in Kurgebieten, für Krankenhäuser und Pflegeanstalten  45 / 35 dB(A). 

 

                                                 
47 BR-Drs. 254/98 S. 47. 
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Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte am Tag um nicht mehr als 

30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten (sog. Maximalpegelkriterium). 

 

Die Immissionsrichtwerte (IRW) beziehen sich nach Nummer 6.4 auf die Zeiten tags 06.00 – 22.00 

Uhr und nachts 22.00 – 06.00 Uhr. Während die IRW am Tag für eine Beurteilungszeit von 16 

Stunden gelten, ist für die Beurteilung der Nacht die volle Nachtstunde (z. B. 1.00 bis 2.00 Uhr) mit 

dem höchsten Beurteilungspegel, zu dem die zu beurteilende Anlage relevant beiträgt, maßgebend 

(sog. ungünstigste Nachtstunde). 

 

Für bestimmte Zeiten ist in allgemeinen und reinen Wohngebieten, Kleinsiedlungsgebieten, Kurge-

bieten, für Krankenhäuser und Pflegeanstalten bei der Ermittlung des Beurteilungspegels die erhöh-

te Störwirkung von Geräuschen durch einen Zuschlag von 6 dB(A) zu berücksichtigen (sog. Ruhe-

zeitenzuschlag). Nach Nummer 6.5 der TA Lärm betrifft dies an Werktagen die Zeiträume 06.00 bis 

07.00 Uhr und 20.00 bis 22.00 Uhr sowie an Sonn und Feiertagen die Zeiträume 06.00 bis 09.00 

Uhr, 13.00 bis 15.00 Uhr und 20.00 bis 22.00 Uhr. Für den Fall einer konstanten Emission der zu 

beurteilenden Anlagen über den gesamten Beurteilungszeitraum von 16 Stunden am Tag betragen 

diese Zuschläge 1,9 dB(A) an Werktagen bzw. 3,6 dB(A) an Sonn- und Feiertagen. 

 

Die Ermittlung der Geräuschimmissionen erfolgt gem. Nummer 6.8 nach den Vorschriften des An-

hangs. Dort wird unter Nummer A.1.3 die Lage des maßgeblichem Immissionsortes – dieser ist 

nach Nummer 2.3 derjenige Ort, an dem eine Überschreitung der Immissionsrichtwerte am ehesten 

zu erwarten ist und für den die Geräuschbeurteilung nach der TA Lärm vorgenommen wird – defi-

niert. Der maßgebliche Immissionsort liegt bei bebauten Flächen 0,5 m außerhalb vor der Mitte des 

geöffneten Fensters des vom Geräusch am stärksten betroffenen, schutzbedürftigen Raumes nach 

DIN 4109, Ausgabe November 1989. 

 

Schutzbedürftige Räume sind nach der Anmerkung 1 zu Nummer 4.1 der DIN 4109 Schallschutz im 

Hochbau, Anforderungen und Nachweise: 

 

• Wohnräume, einschließlich Wohndielen, 

• Schlafräume, einschließlich Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten 

und Bettenräume in Krankenhäusern und Sanatorien, 

• Unterrichtsräume in Schulen, Hochschulen und ähnlichen Einrichtungen, 

• Büroräume (ausgenommen Großraumbüros), Praxisräume, Sitzungsräume 

und ähnliche Arbeitsräume. 
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Die Verfahren zur Ermittlung der Geräuschimmissionen durch Prognose sind unter Nummer A.2 

geregelt. Bei der Berechnung des Beurteilungspegels sind dabei nach Nummer A.2.5.1 bzw. 

A.2.5.2 ggf. Zuschläge für Ton- und Informationshaltigkeit oder auch für Impulshaltigkeit je nach 

Auffälligkeit bzw. Störwirkung von 3 oder 6 dB zu berücksichtigen. 

 

Die Ermittlung der Geräuschimmissionen durch Messung wird unter Nummer A.3 beschrieben. 

Messungen können der Ermittlung der Vorbelastung, der Zusatzbelastung, der Gesamtbelastung 

oder der Fremdgeräuscheinwirkung dienen. Im Zusammenhang mit der Immissionsprognose für 

eine geplante Anlage ist bei Vorhandensein bestehender Anlagen häufig die messtechnische Er-

mittlung der Vorbelastung erforderlich. Deren Ermittlung kann nach Nummer 3.2.1 der Verwaltungs-

vorschrift dann entfallen, wenn die Geräuschimmissionen der geplanten Anlage die Immissions-

richtwerte nach Nummer 6 um mindestens 6 dB(A) unterschreiten (sog. Irrelevanzkriterium). 

 

• Öffentliche Verkehrswege sind keine Anlagen i. S. d. § 3 Abs. 5 BImSchG, daher ist die 

TA Lärm auf solche Verkehrswege nicht anwendbar. In der Verwaltungspraxis des Eisenbahn-

Bundesamtes werden jedoch alle Anlagen an und auf dem Verkehrsweg, von denen andere 

Immissionen als Verkehrslärmimmissionen ausgehen (z. B. Umrichterwerke, Klimaanlagen in 

Abstellanlagen abgestellter Züge, Verlade- und Umschlaganlagen) als Anlagen im Sinne des 

BImSchG betrachtet und entsprechend der TA Lärm beurteilt (siehe Kapitel 3 des Leitfadens). 

• Die TA Lärm gilt nicht für Baustellen. Für die Beurteilung von Baulärm ist die AVV Baulärm ein-

schlägig (siehe dazu Ziff. 2.2.9). 

• Für die Beurteilung ist am Tag die Zeit von 06.00 – 22.00 Uhr und in der Nacht die „lauteste“ 

volle Stunde in der Zeit von 22.00 – 06.00 Uhr maßgebend. Beurteilungsrelevante Kenngrößen 

sind der Beurteilungspegel (Mittelungspegel ggf. mit Zuschlägen für Zeiten mit erhöhter Störwir-

kung, für Ton- und Informationshaltigkeit oder Impulshaltigkeit der Geräusche) sowie der Maxi-

malpegel zur Beurteilung von Geräuschspitzen. 

• Der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen ist in der Regel sichergestellt, wenn der Beur-

teilungspegel als Summenpegel von Vorbelastung durch bestehende Anlagen und Zusatzbelas-

tung durch die zu beurteilende Anlage den gebietsabhängig festgelegten Immissionsrichtwert 

(IRW) nicht überschreitet und der Maximalpegel den Immissionsrichtwert am Tag um nicht mehr 

als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) überschreitet. 

Anmerkung: 

Die 16. BImSchV hingegen nimmt lediglich den neu zu bauenden oder wesentlich geänderten 

Verkehrsweg in den Blick – eine Summenpegelbildung unter Berücksichtigung von Lärmvorbe-

lastungen durch bereits vorhandene Verkehrswege ist nicht vorgesehen – und stellt bei der Be-

urteilung ausschließlich auf den Beurteilungspegel ab. 
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• Bei den Immissionsrichtwerten handelt es sich nach der Begründung zur TA Lärm48 nicht „um 

strikte Grenzwerte, (...), sondern um Richtwerte für den Regelfall, deren Ermittlung hinsichtlich 

einiger Faktoren bereits wertende Entscheidungen voraussetzt, und von denen darüber hinaus 

bei Vorliegen besonderer Umstände des Einzelfalls im Rahmen einer Sonderfallprüfung (Num-

mer 3.2.2) abgewichen werden darf“. 

• Eine Anlage ist nach der TA Lärm unter folgenden Voraussetzungen genehmigungsfähig: 

 Lmax, Tag ≤ IRWTag + 30 dB und Lmax, Nacht ≤ IRWNacht + 20 dB 

 und 

 ZB ≤ IRW  für VB = 0  oder 

 GB ≤ IRW  für VB ≠ 0  oder 

 ZB ≤ IRW – 6 dB für VB ≠ 0 

 mit 

  VB (Vorbelastung) = Geräusche bestehender Anlage(n) 

  ZB (Zusatzbelastung) = Geräusche zu beurteilender (neuer) Anlage(n) 

  GB (Gesamtbelastung) = VB + ZB 

  FG (Fremdgeräusch) = Vorbelastung + Verkehrsgeräusche + Naturgeräusche 

  IRW = Immissionsrichtwert 

  Lmax = Maximalpegel  
• Eine Genehmigung darf wegen Überschreitung der Immissionsrichtwerte nicht versagt werden, 

wenn FG > ZB und die weiteren Voraussetzungen nach Nummer 3.2.1 Abs. 5 vorliegen. 

In allen anderen Fällen ist eine ergänzende Prüfung im Sonderfall nach Nummer 3.2.2 erforder-

lich. 

• Gegebenfalls erforderlicher Lärmschutz ist in der Regel durch Maßnahmen auf dem Schallaus-

breitungsweg (z. B. Lärmschutzwände, Gebäudeanordnung bei geplanten Anlagen) oder direkt 

an der Quelle (z. B. Schalldämpfer an Lüftungsöffnungen) und nicht durch passiven Schall-

schutz (Schallschutzfenster) zu gewährleisten. Die Gründe hierfür sind: 

o § 48 BImSchG als Ermächtigungsgrundlage für den Erlass der TA Lärm beinhaltet keine zu-

sätzliche Ermächtigung für den Erlass von Vorschriften über Art und Umfang der zum 

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Anlagengeräusche notwendigen Schall-

schutzmaßnahmen an baulichen Anlagen (passiver Schallschutz). 

o Die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm gelten 0,5 m vor dem geöffneten Fenster. Durch 

Schallschutzfenster kann hingegen nur der Innenraum geschützt werden. 

o Der Stand der Technik zur Lärmminderung nach Nr. 2.5 der TA Lärm schließt nur Maßnah-

men an der Schallquelle und auf dem Ausbreitungsweg, soweit diese in engem räumlichen 

Zusammenhang mit der Schallquelle stehen, nicht aber solche am Immissionsort ein. 

                                                 
48 BR-Drs. 254/98 S. 45. 
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3. Beurteilung der Immissionen nach der 16. BImSchV oder der TA Lärm 

Bei der Beurteilung der von Betriebsanlagen der Eisenbahn ausgehenden Geräusche ist nach der 

Verwaltungspraxis des Eisenbahn-Bundesamtes eine differenzierte Betrachtung erforderlich. Die 

betriebsbedingten Lärmemissionen sind nach ihrer Quelle zu unterscheiden in Emissionen aus 

Fahrvorgängen (Schienenverkehrslärm) und Emissionen aufgrund anderer Vorgänge des Eisen-

bahnbetriebes: 

 

a) Der Schienenweg (vgl. Ziff. 2.2.2.2) ist vom Anwendungsbereich des § 41 BImSchG und der 16. 

BImSchV insoweit erfasst, als von diesem durch die Teilnahme am Verkehr bedingte Lärmim-

missionen ausgehen. Hierunter fallen z. B. die Immissionen durch Fahrvorgänge von Schienen-

fahrzeugen auf den Gleisen der freien Strecken sowie auf Gleisen in Personenbahnhöfen, Gü-

terbahnhöfen, Abstellanlagen oder auch KV-Terminals. Die Beurteilung dieser Immissionen er-

folgt nach der 16. BImSchV, wobei die Anwendung des Schienenbonus auf die Gleise der freien 

Strecke sowie Bahnhofsgleise beschränkt ist. 

 

b) Alle Betriebsanlagen an und auf dem Verkehrsweg, von denen andere Immissionen als Ver-

kehrslärmimmissionen ausgehen, werden von der Einschränkung des § 3 Abs. 5 Ziffer 3 

BImSchG i. V. m. § 41 BImSchG nicht erfasst und sind demgemäß Anlagen im Sinne des 

BImSchG, für die die Vorschriften des 2. Teils des BImSchG gelten.49 Das betrifft z. B. Geräu-

sche durch Klimaanlagen in Abstellanlagen abgestellter Züge, Umschlagarbeiten in KV-

Terminals, Unterwerke und Umrichterwerke. Die Beurteilung der von diesen Anlagen ausge-

henden Geräusche erfolgt auf der Grundlage der TA Lärm. 

 

Diese Betrachtungsweise macht es erforderlich, bei einem Zusammentreffen beider Voraussetzun-

gen (z. B. Abstellanlagen für Reisezüge) eine getrennte Ermittlung und immissionsschutzrechtliche 

Bewertung der einzelnen Lärmanteile aus dem Schienenweg (a) und aus den Anlagen (b) vorzu-

nehmen. Die nachfolgende Tabelle 1 soll einen Überblick über die immissionsschutzrechtliche Zu-

ordnung der verschiedenen Geräuschquellen komplexer Betriebsanlagen vermitteln. 

                                                 
49 Vgl. Jarass, Bundes-Immissionsschutzgesetz, § 3 Rdnr. 80. 
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Beurteilung nach lfd. 
Nr. Betriebsanlage Geräuschquelle 

16. BImSchV TA Lärm 

1 

Unterwerke, Umrichterwerke, 

Stellwerke, 

Technikzentralen in Bahnhofs-

gebäuden,  

GSMR-Stationen 

Lüftungs- und Klimaanlagen, 

Umrichter, Transformatoren 
 x 

ein- und ausfahrende Züge, Rangierfahrten x )1  

Kurvenquietschen 

(Zuschlag auf Fahrgeräusche)  
x )1  

Bremsprobe, Auf- und Abrüsten  x 

Fahrten zu/durch/von Waschanlage x )1  

Waschanlage, Trocknergebläse  x 

Druckluftstation  x 

Fahrten von Servicefahrzeugen  x 

Lüfter, Klimaanlagen und Druckluftkompresso-

ren abgestellter Züge 
 x 

2 

Abstellanlagen für Reisezüge 

(Abstell- und 

Behandlungsanlagen) 

Toilettenentleerung  x 

ein- und ausfahrende Züge, Rangierfahrten x )1  

Kurvenquietschen 

(Zuschlag auf Fahrgeräusche)  
x )1  

Krananlagen, Verladetätigkeiten allg.  x 

Lagerhallen, Lagerplätze  x 

Lkw-Fahrten, Lkw-Abstellplätze  x 

3 Güterverkehrszentren 

Lautsprecherdurchsagen  x 

ein- und ausfahrende Züge, Rangierfahrten x )1  

Kurvenquietschen 

(Zuschlag auf Fahrgeräusche)  
x )1  

Krananlagen, Verladetätigkeiten allg.  x 

Lkw-Fahrten, Lkw-Abstellplätze  x 

Reparaturarbeiten an Containern  x 

4 KV-Terminal 

Lautsprecherdurchsagen  x 
 

)1  ohne Schienenbonus    )2  mit Schienenbonus 
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Beurteilung nach lfd. 
Nr. Betriebsanlage Geräuschquelle 

16. BImSchV TA Lärm 
ein- und ausfahrende Züge, Rangierfahrten x )1  

Kurvenquietschen 

(Zuschlag auf Fahrgeräusche)  
x )1  

Pkw-Fahrten ebenerdig  x 

Pkw-Fahrten auf Waggon  x 

5 Autoreisezuganlagen 

Öffnen und Schließen von Bordwänden, Verlegen 

und Aufnehmen von Überladebrücken 
 x 

Gleise mit durchfahrenden Zügen x )2  

ein- und ausfahrende Züge, Rangierfahrten x )1  

Abdrücken x )1  

Kurvenquietschen x )1  

Gleisbremsen, Retarder, Hemmschuhläufe x )1  

Auflaufstöße x )1  

Anreißen und Abbremsen lose gekuppelter Züge x )1  

Lautsprecherdurchsagen  x 

Straßenverkehr, rollende Landstraße  x 

Containerkran  x 

Seitenlader  x 

6 Rangierbahnhöfe 

sonstige Schallquellen  x 
 

)1  ohne Schienenbonus    )2  mit Schienenbonus 

Tabelle 1: immissionsschutzrechtliche Zuordnung der Geräuschquellen von Betriebsanlagen 

 

4. Schalltechnische Untersuchungen 

4.1 Erforderlichkeit einer Schalltechnischen Untersuchung 

Im Zusammenhang mit dem Einreichen von Planunterlagen durch den Vorhabenträger ist u. a. zu 

prüfen, ob die Unterlagen vollständig sind. Bei erkennbaren Lärmauswirkungen des Vorhabens sind 

diese durch eine Schalltechnische Untersuchung zu ermitteln und immissionsschutzrechtlich zu 

bewerten. Die Schalltechnische Untersuchung ist den Planunterlagen als Anlage zur Information 

beizufügen und wird nicht planfestgestellt. Die wesentlichen Ergebnisse, insbesondere Schall-

schutzmaßnahmen, sind deswegen im planfestzustellenden technischen Erläuterungsbericht zum 

Vorhaben darzustellen (dieser ist vom Erläuterungsbericht der Schalltechnischen Untersuchung zu 

unterscheiden). Sie sind Gegenstand der Zusammenfassung nach § 11 UVPG. 
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Hilfestellung bei der Prüfung auf Lärmauswirkungen eines geplanten Vorhabens (betriebsbedingter 

Lärm) gibt die Übersicht nach Bild 6. Die Baulärmproblematik (baubedingter Lärm) bei Änderung 

oder Errichtung einer Betriebsanlage wurde dabei ausgeklammert, da über deren Betrachtung im 

Sinne einer Einzelfallprüfung unter Berücksichtigung der konkreten Verhältnisse jeweils gesondert 

zu entscheiden sein wird. 
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Bild 6: Übersicht über typische Maßnahmen mit möglichen Lärmauswirkungen (Hinweis: Es sind alle grau hinterlegten Felder abzuprüfen!) 

 

Bau von Schienenwegen 
erstmalige Errichtung einer Bahnanla-

ge, d.h. Neubau von Gleisen (freie 
Strecke, Bahnhöfe, Abstell-, Um-

schlaganlagen, KV-Terminals, Ran-
gierbahnhöfe, Autoreisezuganlagen) 

Änderung von Schienenwegen 
durch Erweiterung um mindestens 

ein durchgehendes Gleis 

 
Änderung von Schienenwegen 

durch erheblichen baulichen Eingriff 
an Streckengleisen und/oder an Glei-
sen in Personenbahnhöfen, Abstell-, 

Umschlaganlagen, KV-Terminals, 
Rangierbahnhöfen, Autoreisezuganla-

gen 

Anwendungsfall der 16. BImSchV 
Schalltechnische Untersuchung für Schienenweg und für ggf. baulich geänderte 

oder neu gebaute öffentliche Straße erforderlich 

Änderung (erheblicher baulicher 
Eingriff) oder Neubau 
öffentlicher Straßen 

als Folgemaßnahme (z.B. bei BÜ-
Beseitigung) 

(§ 75 Abs. 1 Satz 1 VwVfG) 

bestehen Lärmschutzansprüche? keine Schallschutzmaßnahmen erforderlich Schallschutzmaßnahmen (§ 41 BImSchG)

Bau 
von Parkhäusern, Straßen in: 

 Abstell-, Umschlaganlagen, KV-
Terminals und Autoreisezuganlagen 

nein ja 

Bau/Änderung von Gebäuden 
• Umrichtwerk 
• Unterwerk 
• Stellwerk (z.B. ESTW) 
• GSMR-Station (Indoor) 
• Bahnhofsgebäude 
• Druckluftstation (für Bremsproben) 
• Wartungshalle 

 Geräusche durch Transformatoren, Klima- 
 und Lüftungsanlagen, Kompressoren und 
 allg. Arbeiten (Wartungshalle) 

 

Beurteilung nach TA Lärm 
Schalltechnische Untersuchung erforderlich 

bestehen Lärmschutzansprüche?keine Schallschutzmaßnahmen erforderlich Schallschutzmaßnahmen 
zur Einhaltung der Richtwerte nach TA Lärm 

nein ja 

Bau/Änderung von Anlagen im Freien 
• Abstellanlage 

 Geräusche durch Transformatoren, Lüfter, 
 Elektro- und Verbrennungsmotoren abgestellter 

Züge, Lautsprecher 
• Schaltanlage 
• Umrichterwerk 
• GSMR-Station (Outdoor) 
• Zugwaschanlage 

 Geräusche durch Transformatoren, Klima- und 
 Lüftungstechnik, Motoren 

• Umschlagbahnhof, KV-Terminal, Rangier-
bahnhof 

 Geräusche durch Verladetätigkeiten (Container-
kran, Seitenlader), Lautsprecher 
• Autoreisezuganlage 

 Geräusche durch Pkw-Fahrten (ebenerdig und 
auf Waggon), Lautsprecher 

Maßnahmen zur Erhöhung 
von Geschwindigkeit und/oder 

Kapazität einer Strecke 
ohne erheblichen baulichen Eingriff 

 z.B.: 
• Änderung Oberleitung 
• LST-Maßnahmen 
• Rückbau von BÜ 

Schalltechnische Untersuchung hinsichtlich 
möglicher Eigentums- und/oder Gesundheitsge-
fährdungen durch Pegelerhöhung erforderlich 

fachplanungsrechtliche Abwägung auf 
Grundlage § 18 Satz 2 AEG 

sonstige Maßnahmen 
 z.B.: 

• Nachrüstung von Lautsprecher- 
anlagen (Bahnhöfe/Haltepunkte) 

• Fußgängerakustik an BÜ 
• Pfeiftafel an BÜ 

ggf. schalltechnische Aussagen erforderlich 

fachplanungsrechtliche Abwägung auf 
Grundlage § 18 Satz 2 AEG 

ggf. Schallschutzmaßnahmen erforderlich 

1 2 3 4

96 8

5

ggf. Maßnahmen erforderlich 
(z.B. Pegelbegrenzung, Nachtabsenkung bei 
Lautsprecheranlagen und Fußgängerakustik)  

7
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4.2 Grundsatzfragen 

4.2.1 Betriebsprognose, Prognosehorizont 

Die in Schalltechnischen Untersuchungen durchzuführende Prüfung auf Lärmschutzansprüche so-

wie die Dimensionierung ggf. erforderlicher Lärmschutzmaßnahmen erfolgen auf der Grundlage 

einer vom Vorhabenträger zur Verfügung zu stellenden Betriebsprognose. In diesem Zusammen-

hang ist Folgendes zu beachten: 

 

- Der für den Bau oder die wesentliche Änderung eines Schienenweges ggf. erforderliche Lärm-

schutz bemisst sich nicht an der technisch möglichen Spitzenbelastung (Vollauslastung), son-

dern an einer vorausschätzbaren Durchschnittsbelastung im Sinne einer realistischen Betriebs-

prognose.50 

- Die an eine Prognose zu stellenden Anforderungen sind gesetzlich nicht geregelt. Eine der Ver-

kehrslärmberechnung zugrunde liegende Verkehrsprognose wird vom Gericht nur dahingehend 

geprüft, ob sie mit den zum Zeitpunkt ihrer Erstellung zur Verfügung stehenden Erkenntnismit-

teln methodengerecht erstellt wurde.51 

- Für die Wahl des Prognosezeitpunktes fehlen ebenfalls normative Vorgaben. In der Rechtspre-

chung ist anerkannt, dass bei Vorhaben, die im gesetzlich festgelegten Bedarfsplan des Bundes 

als "vordringlicher Bedarf" dargestellt sind, zumindest auf den Zeitraum der verkehrlichen Ent-

wicklung abzustellen ist, an dem sich dieser Bedarfsplan orientiert.52 Jedoch ist zu beachten, 

dass die Beschränkung auf einen Prognosehorizont unsachgemäß ist, wenn für den Zeitpunkt 

der Planfeststellung bereits abzusehen ist, dass das Vorhaben erst nach dem Prognosezeit-

punkt fertig gestellt und in Betrieb genommen wird.53 

- Im Jahre 2010 wurde durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

(BMVBS) die Überprüfung der Bedarfspläne für die Bundesschienenwege und die Bundesfern-

straßen auf der Grundlage der Verkehrsprognosen 2025 abgeschlossen. Der Bericht hierzu 

wurde im November 2010 veröffentlicht. Die endgültigen Umlegungsergebnisse des Zielnetzes 

2025 wurden der DB Netz AG als Grundlage aller weiteren Planungen durch das BMVBS zur 

Verfügung gestellt. Aus den genannten Gründen ist im Rahmen Schalltechnischer Untersuchun-

gen derzeit der Prognosehorizont 2025 zu berücksichtigen. 

                                                 
50 BVerwG, Urteil vom 03.03.1999 – 11 A 9/97 –. 
51 BVerwG, Urteil vom 19.03.2003 – 9 A 33/02 –. 
52 BVerwG, Urteil vom 21.03.1996 – 4 A 10/95 –. 
53 BVerwG, Beschluss vom 25.05.2005 – 9 B 44/04 –. 
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- Bereits hinreichend konkret vorhersehbare Entwicklungen im Streckennetz, die sich auf die Ver-

kehrsmenge der planfestgestellten Strecke auswirken, müssen von vornherein bei der Ver-

kehrsprognose berücksichtigt und im Planfeststellungsbeschluss bewältigt werden.54 

- Die Planfeststellungsbehörde hat die Verkehrsprognose als die wesentliche Grundlage der 

Lärmemission auf methodisch korrekte Erstellung und in gewissem Rahmen auch inhaltlich zu 

prüfen.55 

Daraus folgt, dass Herkunft und Inhalt der in der Schalltechnischen Untersuchung verwendeten 

Prognose offenzulegen sind. Es ist nicht ausreichend, das Betriebsprogramm (ggf. mit Quellen-

angabe) inhaltlich im Erläuterungsbericht der Untersuchung darzustellen. Vielmehr ist der Plan-

feststellungsbehörde grundsätzlich eine Kopie des Schreibens des Vorhabenträgers mit den 

Vorgaben zum Betriebsprogramm vorzulegen oder der Schalltechnischen Untersuchung als An-

lage beizufügen. 

 

4.2.2 Emissionspegelberechnung 

Ob die Betriebsprognose unter Bezug auf die konkrete Gleisgeometrie unter Beachtung der Vorga-

ben der Schall 03 methodisch und inhaltlich korrekt umgesetzt wurde, lässt sich anhand der Emis-

sionspegelberechnung nachvollziehen. An diese Berechnung sind insbesondere folgende Anforde-

rungen zu stellen: 

 
- Bei komplexen Gleisgeometrien ist eine Systemskizze (vgl. Bild 7) mit geeigneter Kennzeich-

nung der einzelnen Gleisabschnitte erforderlich, um die Fahrwege der einzelnen Züge (Ab-

schnittsbelegung) und die darauf aufbauende Emissionspegelberechnung nachvollziehen zu 

können. 

 

 
Bild 7: Systemskizze der Gleisgeometrie (Beispiel) 
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54 BVerwG, Beschluss vom 25.05.2005 – 9 B 41/04 –. 
55 Vgl. Berka, in Kunz „Eisenbahnrecht“, Loseblattsammlung, A.6.2 - 16. BImSchV, § 1 Rdnr. 17 m.w.N. 
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- Die Emissionspegelberechnung für die einzelnen Abschnitte ist im Anhang der Schalltechni-

schen Untersuchung zu dokumentieren. Im Erläuterungsbericht der Schalltechnischen Untersu-

chung sind die einzelnen Emissionspegel tabellarisch darzustellen. 

 

- Die Höchstgeschwindigkeiten sowie die ebenfalls für die Berechnung der Emissionspegel erfor-

derlichen Längen und Scheibenbremsanteile der einzelnen Zugarten sind dem prognostizierten 

Betriebsprogramm zu entnehmen. Nach Anlage 2 zur 16. BImSchV kommt ein Rückgriff auf Ta-

belle B nur dann in Frage, wenn die tatsächlichen Längen und Geschwindigkeiten nicht bekannt 

sind. 

 

- Für die Berechnung der Emissionspegel ist als Geschwindigkeit entsprechend Ziffer 5.4 der 

„Richtlinie zur Berechnung der Schallimmissionen von Schienenwegen – Schall 03“, Ausgabe 

1990 die zulässige Streckengeschwindigkeit bzw. für Züge, die diese Geschwindigkeit nicht fah-

ren können, die entsprechende zugartspezifische Höchstgeschwindigkeit anzusetzen. Für den 

Bereich von Bahnhöfen ist gem. Ziffer 8.1 der Schall 03 zu beachten, dass hier nicht die zulässi-

ge bzw. tatsächliche Geschwindigkeit innerhalb des Bahnhofes, sondern die (im Allgemeinen 

höhere) zulässige Geschwindigkeit wie auf der freien Strecke zu berücksichtigen ist. 

 

4.2.3 Prüfung auf wesentliche Änderung 

In Schalltechnischen Untersuchungen werden im Ergebnis der Prüfung auf wesentliche Änderung 

durch einen erheblichen baulichen Eingriff an ganztägig genutzten Gebäuden (z. B. Wohngebäude) 

gelegentlich Lärmschutzansprüche am Tage trotz hier überschrittener Grenzwerte verneint, weil 

eine wesentliche Änderung nur nachts vorliegt. In anderen Fällen werden an ausschließlich tags-

über genutzten Gebäuden (z. B. Schule) Lärmschutzansprüche ausgewiesen, obwohl eine wesent-

liche Änderung lediglich nachts ermittelt wurde. Beide Vorgehensweisen entsprechen nicht der gel-

tenden Verordnungslage. Während im ersten Fall Betroffenen der ihnen auch tagsüber zustehende 

Lärmschutz nicht gewährt wird, liegen im zweiten Fall tags keine Ansprüche vor, so dass hier Lärm-

schutzzusagen allenfalls als freiwillige Leistung des Vorhabenträgers angesehen werden können. 

 

Nach § 2 Satz 1 der 16. BImSchV ist zum Schutz der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen durch Verkehrsgeräusche beim Bau oder der wesentlichen Änderung sicherzustellen, dass 

der Beurteilungspegel einen der folgenden Immissionsgrenzwerte nicht überschreitet: 
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 Tag       Nacht 

1. an Krankenhäusern, Schulen, Kurheimen und Altenheimen 

 57 dB(A)      47 dB(A) 

2. in reinen und allgemeinen Wohngebieten und in Kleinsiedlungsgebieten 

 59 dB(A)      49 dB(A) 

3. in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten 

 64 dB(A)      54 dB(A) 

4. in Gewerbegebieten 

 69 dB(A)      59 dB(A) 

 

Dem Wortlaut der 16. BImSchV ist keine Differenzierung der wesentlichen Änderung hinsichtlich der 

Beurteilungszeiträume Tag bzw. Nacht zu entnehmen. Insofern macht es keinen Unterschied, ob 

eine wesentliche Änderung nur am Tage oder nur in der Nacht oder am Tage und in der Nacht auf-

tritt. Die Formulierung „(...) einen der folgenden Immissionsgrenzwerte (...)“ nimmt ebenfalls keine 

Trennung in die Beurteilungszeiträume Tag und Nacht vor, sondern bezieht sich auf die unter-

schiedlichen Schutzkategorien entsprechend der genannten Gebiete einschließlich der zugehörigen 

Tag- und Nachtgrenzwerte. Eine andere Situation ergibt sich bei einer nur am Tage oder nur in der 

Nacht ausgeübten zu schützenden Nutzung, da nach § 2 Abs. 3 der 16. BImSchV dann nur der 

Immissionsgrenzwert für diesen Zeitraum anzuwenden ist. Daraus folgt, dass die bei einem erhebli-

chen baulichen Eingriff erforderliche Prüfung auf wesentliche Änderung ebenfalls nur für den Beur-

teilungszeitraum durchzuführen ist, für den eine schützenswerte Nutzung vorliegt. 

 

So besteht für ganztägig genutzte Gebiete/bauliche Anlagen wie z. B. Wohngebäude, Hotels, Kran-

kenhäuser und Sanatorien Anspruch auf Einhaltung der Tag- und Nachtgrenzwerte, wenn in min-

destens einem der beiden Beurteilungszeiträume eine wesentliche Änderung auftritt. Hingegen löst 

eine ausschließlich nachts auftretende wesentliche Änderung für nur tagsüber genutzte Gebäude 

(z. B. Schule, Kindertagestätte oder Büro) keine Lärmschutzansprüche aus. Gleiches gilt für Au-

ßenwohnbereiche (Gärten, Terrassen, Balkone usw.), da diese nachts regelmäßig nicht zum dau-

erhaften Aufenthalt von Menschen dienen.56 

 

Einen Überblick über die verschiedenen Fallkonstellationen vermittelt Tabelle 2. 

                                                 
56 BVerwG, Urteil vom 15.03.2000 – 11 A 33/97 –. 
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wesentliche Änderung Grenzwertüberschreitung Lärmschutzanspruch 
Nutzung 

Tag Nacht Tag Nacht Tag Nacht 

ja - ja - ja nein 

ja - nein - nein nein 

nein - ja - nein nein 

Schule, Kita, Büro, 

Außenwohn-

bereich 
nein - nein - nein nein 

ja ja ja ja ja ja 

ja nein ja ja ja ja 

ja nein ja nein ja nein 

ja nein nein ja nein ja 

ja nein nein nein nein nein 

nein ja ja ja ja ja 

nein ja ja nein ja nein 

nein ja nein ja nein ja 

nein ja nein nein nein nein 

Wohngebäude, 

Hotel, 

Krankenhaus, 

Kur- und Alten-

heim 

nein nein nein nein nein nein 

 
Tabelle 2: Prüfung auf wesentliche Änderung und Lärmschutzansprüche 

 

4.2.4 Ausdehnung des Lärmschutzbereichs 

Bei der Prüfung auf Lärmschutzansprüche ist es nicht ausreichend, die Beurteilungspegel nur unter 

Berücksichtigung der vom Bauabschnitt ausgehenden Emissionen zu ermitteln und dabei die Emis-

sionen der übrigen vorhandenen Strecke mit „Null“ anzusetzen (sog. „Baugrubenmodell“). Bei einer 

solchen Vorgehensweise werden u. a. Lärmschutzansprüche am Ende des Bauabschnitts „abge-

schnitten“, obwohl sich hier Gebäude innerhalb des Bereichs der Baumaßnahme befinden (schraf-

fiertes Gebäude in Bild 8). 
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Bild 8: Lärmschutzbereich gem. „Baugrubenmodell“ 

 

Um zu vermeiden, dass für Gebäude unterschiedliche Schutzansprüche entstehen, je nach dem, ob 

sie sich in der Mitte oder kurz vor dem Ende des Bauabschnitts befinden, sind bei der Prüfung auf 

Lärmschutzansprüche die Beurteilungspegel folgendermaßen zu ermitteln (vgl. Richtlinien für den 

Verkehrslärmschutz an Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes - VLärmSchR 97)57: 

 

• für Gebäude innerhalb des Bauabschnitts (Neubauabschnitt bzw. Abschnitt des erheblichen 

baulichen Eingriffs (vgl. auch Ziffer 2.2.3.1 des Leitfadens)) 

 Berücksichtigung der Emissionen aus dem Bauabschnitt und der angrenzenden vorhan- 

     denen baulich nicht geänderten Strecke 

 

• für Gebäude außerhalb des Bauabschnitts 

 Berücksichtigung der Emissionen ausschließlich aus dem Bauabschnitt. 

 

                                                 
57 Vgl. VGH München, Urteil vom 25.02.2003 - 22 A 02.40013 –. 
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Bild 9: korrekte Definition des Lärmschutzbereichs 

 

Für die Dimensionierung erforderlicher Lärmschutzmaßnahmen sind die Emissionen aus dem Bau-

abschnitt und der vorhandenen Strecke zu berücksichtigen. 

 

Die folgenden Beispiele (Bild 10 und Bild 11) sollen die Vorgehensweise bei der Ermittlung der 

Grenzen des Bauabschnittes (BA) für zwei typische Situationen mit erheblichen baulichen Eingriffen 

verdeutlichen. 

 

a) „linienhaftes“ Vorhaben 

 

Der Bauabschnitt umfasst den gesamten Bereich des Bauvorhabens, in dem bestehende Gleise 

durch erhebliche bauliche Eingriffe geändert werden. 

 

 
erhebl. baul. Eingriffe 

BA

1

2

3

1 
2 

5
4

3

Bild 10: Bauabschnittsbildung bei „linienhaftem“ Vorhaben 
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Bei der Prüfung auf Lärmschutzansprüche werden für die Gebäude 1 bis 4 die Emissionen der 

Gleise 1 bis 3 aus den Gleisabschnitten innerhalb und außerhalb des Bauabschnittes und für das 

Gebäude 5 die Emissionen der Gleise 1 bis 3 aus den Gleisabschnitten innerhalb des Bauab-

schnitts berücksichtigt. 

 

b) „flächenhaftes“ Vorhaben 

 

Es sind ggf. mehrere Bauabschnitte zu bilden, die jeweils die linienhaften Bereiche umfassen, in 

denen bestehende Gleise durch erhebliche bauliche Eingriffe geändert werden. Für jedes zu unter-

suchende Gebäude ist eine Zuordnung zu den einzelnen Bauabschnitten vorzunehmen. Bei der 

Prüfung auf Lärmschutzansprüche sind die Emissionen der Gleisabschnitte entsprechend der ge-

troffenen Zuordnung zu berücksichtigen. 

 

 

erhebl. baul. Eingriffe

BA 1 

BA 2

2 
3 

4

5 

1 2 

3

1 

Bild 11: Bauabschnittsbildung bei „flächenhaftem“ Vorhaben 

 
Die einzelnen Gebäude sind den Bauabschnitten dann wie folgt zugeordnet: 

Gebäude 1 innerhalb BA 1 und außerhalb BA 2 

Gebäude 2 innerhalb BA 1 und innerhalb BA 2 

Gebäude 3 innerhalb BA 1 und außerhalb BA 2 

Gebäude 4 außerhalb BA 1 und außerhalb BA 2 

Gebäude 5 außerhalb BA 1 und innerhalb BA 2. 
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Bei der Prüfung auf Lärmschutzansprüche an den Gebäuden sind dann zu berücksichtigen: 

Gebäude 1 Gleise 1 und 2 innerhalb und außerhalb BA 1, Gleis 3 innerhalb BA 2 

Gebäude 2 Gleise 1 und 2 innerhalb und außerhalb BA 1, Gleis 3 innerhalb und außerhalb BA 2 

Gebäude 3 Gleise 1 und 2 innerhalb und außerhalb BA 1, Gleis 3 innerhalb BA 2 

Gebäude 4 Gleise 1 und 2 innerhalb BA 1, Gleis 3 innerhalb BA 2 

Gebäude 5 Gleise 1 und 2 innerhalb BA 1, Gleis 3 innerhalb und außerhalb BA 2. 

Für komplexere Vorhaben ist sinngemäß vorzugehen. Dabei sind insbesondere die Ausführungen 

zur trassenbezogenen Definition des Schienenwegs unter Ziffer 4.2.5 des Leitfadens zu beachten. 

 

4.2.5 Trassenbezogene Definition des Schienenweges (gemeinsamer Verkehrsweg) 

Der Begriff des Schienenweges in § 1 der 16. BImSchV ist nicht funktions-, sondern trassenbezo-

gen zu verstehen.58 Entscheidend dabei ist das räumliche Erscheinungsbild der Gleisanlagen im 

Gelände unter Berücksichtigung der konkreten örtlichen Gegebenheiten. Zur Begründung verweist 

das Gericht auf die immissionsrechtliche Zielsetzung des § 1 der 16. BImSchV. In enger Parallella-

ge verlaufende Gleisanlagen treten für die Anwohner als einheitliche Störquelle in Erscheinung. Die 

Verkehrsfunktion der einzelnen Gleise ist dabei ohne (wesentliche) Bedeutung. 

Werden im Sinne von § 18 AEG Gleise neu gebaut oder vorhandene Gleise baulich geändert, so 

sind bei der Prüfung auf Lärmschutzansprüche daher auch die Emissionen unverändert bleibender 

Bestandsgleise zu berücksichtigen, wenn alle Gleise optisch als Einheit auf einer gemeinsamen 

Trasse in Erscheinung treten. Dies ist regelmäßig dann der Fall, wenn die neuen oder (baulich) ge-

änderten Gleise parallel zu bereits vorhandenen Gleisen ohne deutlich trennende Merkmale wie 

z. B. größere Abstandsflächen, trennende Gehölze oder Wasserflächen geführt werden.59 

 

 

                                                 
58 BVerwG, Urteil vom 10.11.2004 – 9 A 67/03 –. 
59 Weiterführend Berka, in Kunz „Eisenbahnrecht“, Loseblattsammlung, A.6.2 - 16. BImSchV, § 1 Rdnr. 4 f. 



 

 

 

Umweltleitfaden Teil VI– Schutz vor Schallimmissionen aus Schienenverkehr Seite 62 

 
Bild 12: Abgrenzung von Verkehrswegen (Quelle: EBA-Explorer) 

 

4.2.6 Verhältnismäßigkeitsprüfung von aktiven Schallschutzmaßnahmen 

Nach den Vorschriften der §§ 41, 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BImSchG i. V. m. § 2 Abs. 1 der 16. 

BImSchV ist beim Bau oder der wesentlichen Änderung von Eisenbahnen grundsätzlich sicherzu-

stellen, dass die Beurteilungspegel die dort genannten Immissionsgrenzwerte nicht überschreiten. 

Dies gilt jedoch nicht, wenn die Kosten der Schutzmaßnahme außer Verhältnis zu dem angestreb-

ten Schutzzweck stehen. Eine gesetzliche Regelung, unter welchen Voraussetzungen eine 

Schutzmaßnahme nicht mehr verhältnismäßig ist, existiert jedoch nicht. Auch in der Rechtspre-

chung werden diesbezüglich unterschiedliche Auffassungen vertreten. 

 

Betroffene haben prinzipiell einen Anspruch auf "Vollschutz", d. h. eine Einhaltung der Grenzwerte 

nach § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV durch aktive Lärmschutzmaßnahmen, von dem aber nach Maß-

gabe des § 41 Abs. 2 BImSchG Abstriche möglich sind. Im Rahmen der durch die Planfeststel-

lungsbehörde durchzuführenden planerischen Abwägung ist die Auswahl zwischen verschiedenen 

in Betracht kommenden Schallschutzmaßnahmen zu treffen. Jedoch besteht dieser Abwägungs-

spielraum nur in den durch § 41 Abs. 2 BImSchG gezogenen Grenzen, d. h. die Auswahlentschei-

dung hat sich an dem grundsätzlichen Vorrang aktiven Schallschutzes vor Maßnahmen passiven 

Schallschutzes zu orientieren. Dabei ist zu beachten, dass passive Schallschutzmaßnahmen keine 



 

 

 

Umweltleitfaden Teil VI– Schutz vor Schallimmissionen aus Schienenverkehr Seite 63 

Schutzmaßnahmen im Sinne von § 41 BImSchG darstellen, sondern nach § 42 BImSchG ein tech-

nisch-realer Entschädigungsanspruch auf Erstattung der erbrachten Aufwendungen besteht. 

 

Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung ist eine hinreichend differenzierte Kosten-Nutzen-

Analyse vorzunehmen. Die sich aus der Struktur des § 41 BImSchG ergebende Prüfungsreihenfol-

ge hat der 11. Senat des BVerwG bereits in seinem Urteil vom 21.04.199960 dargelegt. Danach ist 

zunächst zu untersuchen, was für eine optimale, d. h. die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte 

sicherstellende Schutzanlage aufzuwenden wäre. Sollte sich dies als unverhältnismäßig erweisen, 

sind ausgehend von dem zu erzielenden Schutzniveau schrittweise Abschläge vorzunehmen, um 

so die mit gerade noch verhältnismäßigem Aufwand zu leistende maximale Verbesserung der 

Lärmsituation zu ermitteln. Insbesondere ist zu prüfen, ob nicht zumindest sichergestellt werden 

kann, dass für keinen oder möglichst wenige Nachbarn der Anlage spürbare Grenzwertüberschrei-

tungen verbleiben. 

 

So wird eine Vorgehensweise, in der von niedrigen Lärmschutzwänden ausgehend schrittweise 

Wanderhöhungen betrachtet werden und bei Erreichen einer „Zielvorgabe“ (z. B. Einhaltung der 

Taggrenzwerte durch aktive Maßnahmen und nachts ergänzender passiver Lärmschutz) die Unter-

suchung weitergehender aktiver Lärmschutzmaßnahmen unterbleibt, den gesetzlichen Vorgaben 

zur Erstellung eines Lärmschutzkonzept nicht gerecht. 

 

Im Urteil vom 15.03.200061 hat das BVerwG darüber hinausgehende Ausführungen zur Verhältnis-

mäßigkeitsprüfung gemacht. Ob die Kosten einer Schutzmaßnahme außer Verhältnis zum ange-

strebten Schutzzweck stehen, hängt danach davon ab, welcher Erfolg dem aktiven Lärmschutz zu-

zuschreiben ist. Dieser Erfolg ist aber nicht an der Einsparung von Kosten für den passiven Lärm-

schutz zu messen. Die insoweit zu erzielenden Einsparungen haben keinen unmittelbaren Bezug 

zum Schutzzweck, den der Gesetzgeber als Maßstab für die Verhältnismäßigkeitsprüfung genannt 

hat. Hierfür ist vielmehr die Vermeidung von schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 41 

Abs. 1 BImSchG) ausschlaggebend. 

 

Bei der Abwägung über ein Schutzkonzept aktiver Maßnahmen sind auch die besonderen örtlichen 

Gegebenheiten zu beachten. So darf bei Hochhäusern nicht davon ausgegangen werden, dass der 

für eine niedrigere Umgebungsbebauung angestrebte Schutzstandard ausreicht, um dem von § 41 

Abs. 2 BImSchG geforderten Vorrang des aktiven Lärmschutzes Rechnung zu tragen. Das mit einer 

                                                 
60 BVerwG, Urteil vom 21.04.1999 – 11 A 50/97 –. 
61 BVerwG, Urteil vom 15.03.2000 – 11 A 42/97 –. 
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Hochhausbebauung einhergehende Lärmschutzproblem ist vielmehr auf der Grundlage einer diffe-

renzierten Kosten-Nutzen-Analyse einer ausgewogenen Lösung zuzuführen.62 

Weiterhin ist zu beachten, dass die Planfeststellungsbehörde bei der Prüfung, ob die Kosten 

einer aktiven Schallschutzmaßnahme außer Verhältnis zum Schutzzweck stehen, neben dem 

in § 41 BImSchG genannten Kostengesichtspunkten im Rahmen ihrer Abwägung auch andere 

Belange berücksichtigen kann, die der Realisierung einer aktiven Schallschutzmaßnahmen 

entgegenstehen. Hierzu gehören auch öffentliche Belange wie z. B. des Landschaftsschutzes 

oder der Stadtbildpflege oder private Belange negativ betroffener Dritter wie z. B. deren Inte-

resse an der Vermeidung zu dichter Grenzbebauung und dadurch eintretender Verschattung.63 

Es besteht insoweit für die Planfeststellungsbehörde ein Abwägungsspielraum, bei dessen Hand-

habung eine Gewichtung widerstreitender Belange vorgenommen werden kann, was wiederum eine 

Beurteilung ermöglicht, ob die Kosten für den Vorhabenträger unzumutbar sind, weil die Kosten der 

Schallschutzmaßnahme außer Verhältnis zum angestrebten Schutzzweck stehen. 

 

Die aus seiner Sicht grundsätzlichen Anforderungen an eine hinreichend differenzierte Kosten-

Nutzen-Analyse hat das BVerwG erstmals in einer mündlichen Verhandlung vom 25.06.2008 64wei-

ter präzisiert. Nach Auffassung des Gerichts kann der Ausgangspunkt einer Verhältnismäßigkeits-

prüfung nicht ein Minimalschutzkonzept sein, bei dessen „Verbesserung“ die Zusatzkosten zu den 

zusätzlich gelösten Lärmschutzfällen ins Verhältnis gesetzt werden. Vielmehr sind die für einen 

Vollschutz (Einhaltung der Grenzwerte gem. § 2 der 16. BImSchV) erforderlichen Schutzmaßnah-

men in Form von Variantenrechnungen schrittweise abzustufen (z. B. durch Reduzierungen von 

Wandhöhen), um den „gerade noch verhältnismäßigen Aufwand“ zu ermitteln. Als Kenngröße ist 

dabei das Verhältnis der Kosten der jeweiligen Schutzvariante zur Zahl der durch diese Variante 

insgesamt gelösten Schutzfälle in den Blick zu nehmen. Grundlage der Abwägung sind die Kosten 

je gelöster Schutzfall. Die Anzahl der Schutzfälle ergibt sich aus der Zahl der Wohneinheiten (WE) 

mit Grenzwertüberschreitungen am Tag zuzüglich der WE mit Grenzwertüberschreitungen nachts, 

d. h. einer WE mit Grenzwertüberschreitungen tags und nachts entsprechen zwei Schutzfälle. 

 

                                                 
62 BVerwG, Urteil vom 24.09.2003 - 9 A 69/02 –. 
63 BVerwG, Urteil vom 14.04.2010 – 9 A 43/08 –. 
64 Vgl. BVerwG, Urteil vom 09.07.2007 - 9 A 5/07 – (Ostkreuz, PFA 1, ohne Entscheidung zur genannten 

Problematik), für Bundesfernstraßen unterdessen ausdrücklich entschieden: BVerwG, Urteil vom 13.05.2009 

– 9 A 72/07 –; BVerwG, Urteil vom 12.08.2009 – 9 A 64/07 –; BVerwG, Urteil vom 20.01.2010 – 9 A 22/08 –; 

BVerwG, Urteil vom 14.04.2010 – 9 A 43/08 –. 
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Aus den vorstehenden Ausführungen leiten sich die folgende Arbeitsschritte für die Durchführung 

von Variantenuntersuchung zum aktiven Lärmschutz und zur Erstellung eines Lärmschutzkonzep-

tes nach Maßgabe des § 41 BImSchG ab: 

 

1. Ermittlung der zu lösenden Schutzfälle 

 

Vor der Durchführung von Variantenuntersuchungen sind alle zu lösenden Schutzfälle zu ermit-

teln. Die Anzahl der Schutzfälle ergibt sich aus der Zahl der Nutzungseinheiten mit Lärmschutz-

ansprüchen in den jeweils zu berücksichtigenden Beurteilungszeiträumen. 

Ein Lärmschutzanspruch liegt dann vor, wenn für eine Nutzungseinheit (Wohneinheit, Gewerbe-

einheit usw.) bei 

 

a) einem Neubau eines Schienenwegs (§ 1 Abs. 1 der 16. BImSchV) oder 

b) einer baulichen Erweiterung eines bestehenden Schienenwegs um ein oder mehrere 

durchgehende Gleise (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 der 16. BImSchV) oder 

c) einer wesentlichen Änderung durch einen erheblichen baulichen Eingriff eines auszu-

bauenden Schienenwegs (§ 1 Abs. 2 Nr. 2 der 16. BImSchV) 

 

die Grenzwerte nach § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV unter Beachtung der jeweils ausgeübten zu 

schützenden Nutzung (§ 2 Abs. 2 und 3 der 16. BImSchV) überschritten sind. 

Liegen für eine Nutzungseinheit Lärmschutzansprüche nur am Tag oder nur in der Nacht vor, so 

handelt es sich um einen Schutzfall. Bei Ansprüchen tagsüber und nachts liegen zwei Schutzfäl-

le vor. Insbesondere bei Wohngebäuden errechnet sich die Anzahl der Schutzfälle aus der Zahl 

der Wohneinheiten (WE) mit Lärmschutzansprüchen am Tag zuzüglich der WE mit Lärmschutz-

ansprüchen nachts. Einer WE mit Lärmschutzansprüchen tags und nachts entsprechen daher 

zwei Schutzfälle. 

 

2. Bildung von Schutzabschnitten 

 

Der Bereich der schutzbedürftigen Bebauung ist in räumlich abgrenzbare Schutzabschnitte zu 

unterteilen. Abgrenzungen ergeben sich einerseits durch die Bahntrasse selbst, d. h. eine 

schutzbedürftige Bebauung beidseits einer Trasse repräsentiert immer mindestens zwei 

Schutzabschnitte, sowie andererseits durch größere unbebaute Flächen entlang einer Trasse. 

Andere Kriterien können auch die Schutzwürdigkeit (vgl. § 2 der 16. BImSchV) einer Bebauung, 

deren Geschossigkeit oder auch der Abstand zur Bahntrasse sein. 

Grundsätzlich ist immer darauf zu achten, dass die Abschnittsbildung nicht so kleinteilig erfolgt, 
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dass sich für unmittelbar aneinandergrenzende Schutzabschnitte aufgrund der erforderlichen 

Überstandslängen größere Überlappungen der jeweils betrachteten aktiven Maßnahmen erge-

ben, da in diesem Fall die Kosten der Maßnahmen nicht mehr eindeutig den einzelnen Schutz-

abschnitten zugeordnet werden können (Bild 13). 

 

 
Bild 13: unzweckmäßige Bildung von Schutzabschnitten 

 

Schutzabschnitt 1 

Schutzabschnitt 2

Lärmschutzwand für Abschnitt 1 Lärmschutzwand für Abschnitt 2

Überlappungsbereich 

Bahnstrecke

3. Variantenuntersuchungen 

 

Ausgehend von einem Schallschutzkonzept aktiver Maßnahmen, das alle im jeweiligen Schutz-

abschnitt auftretenden Schutzfälle löst (Vollschutz), sind im Rahmen von Variantenrechnungen 

schrittweise geeignete Abstufungen vorzunehmen (z. B. durch Reduzierung der Höhe von 

Lärmschutzwänden). Dabei ist es nicht zu beanstanden, wenn nach einer entsprechenden 

Grobanalyse nicht jede denkbare Abstufung untersucht wird. So ist es beispielsweise nicht 

zwingend erforderlich, bei Reduzierungen der Höhe von Lärmschutzwänden für jeden Meter o-

der sogar halben Meter schalltechnische Berechnungen und Kosten-Nutzen-Analysen durchzu-

führen.65 

 

Als aktive Lärmschutzmaßnahmen sind Lärmschutzwände (Außenwände, Mittelwände zwischen 

den Gleisen mehrgleisiger Bahnanlagen), Lärmschutzwälle sowie das Besonders überwachte 

Gleis (BüG) zu betrachten. Zu den baulichen Lärmschutzanlagen (Wände, Wälle) ist anzumer-

ken, dass deren Höhe innerhalb eines Schutzabschnittes nicht zwingend konstant sein muss. 

                                                 
65 BVerwG, Urteil vom 15.03.2000 – 11 A 46/97 –. 
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So kann u. U. bei der Dimensionierung des Vollschutzes eine Unterteilung in Teilbereiche mit 

unterschiedlichen Wandhöhen zweckmäßig sein. 

Die Einbeziehung anderer als der o. g. aktiven Lärmschutzmaßnahmen setzt neben einer tech-

nischen Zulassung einen Nachweis der dauerhaften schalltechnischen Wirksamkeit voraus. 

 

Ob das Vollschutz-Konzept ausschließlich Außenwände bzw. Lärmschutzwälle oder deren 

Kombination mit Mittelwänden bzw. BüG beinhaltet, ist von der konkreten Situation abhängig, so 

dass hier keine Hinweise für eine allgemein gültige Vorgehensweise gegeben werden können. 

Es können auch mehrere Vollschutzvarianten mit unterschiedlichen Kombinationen verschiede-

ner aktiver Maßnahmen betrachtet werden, woraus eine oder zwei (kostengünstigere) Varianten 

zur weiteren Abschichtung ausgewählt werden. 

Um den Umfang der schalltechnischen Berechungen auf ein überschaubares Maß zu begren-

zen, ist im Vorfeld unter Beachtung der konkreten örtlichen Verhältnisse zu prüfen, welche 

Maßnahmen grundsätzlich geeignet und darüber hinaus akustisch effektiv sind. Hierzu werden 

nachfolgend Hinweise gegeben: 

 

• Außenwände, Lärmschutzwälle 

 

Bauliche Lärmschutzanlagen in Form von Außenwänden (Wand zwischen zu schützender 

Bebauung und nächstgelegenem Gleis) oder Lärmschutzwällen kommen üblicherweise an 

Schienenwegen mit ein oder zwei Gleisen in Betracht. Da die Pegelminderung durch eine 

bauliche Lärmschutzanlage mit Vergrößerung des Abstandes zum Gleis abnimmt, ist auf ge-

ringe Abstände zwischen Anlage und nächstgelegenem Gleis zu achten. Die Mindestab-

stände zwischen einer Lärmschutzwand und der nächstgelegenen Gleisachse ergeben sich 

aus den Modulen 804.5501 „Lärmschutzanlagen an Eisenbahnstrecken“ und 804.1101 A01 

„Entwurfsgrundlagen wesentliche Querschnittsparameter“ der Richtlinie 804 „Eisenbahnbrü-

cken und sonstige Ingenieurbauwerke planen, bauen und instand halten“ sowie der Richtli-

nie 800.0130 „Netzinfrastruktur Technik entwerfen; Streckenquerschnitte auf Erdkörpern“ 

der DB AG. 

Gelegentlich werden unter Verweis auf geplante Kabelkanäle Lärmschutzwände in größeren 

Abständen vorgesehen. Hier ist zu prüfen, ob durch eine andere Anordnung der Kabelkanä-

le die Lärmschutzwand näher am Gleis - und damit schalltechnisch wirksamer - errichtet 

werden kann. 

Lärmschutzwände sind auf der gleiszugewandten Seite hoch absorbierend auszuführen (vgl. 

Anm. zu Kap. 7.1 der Schall 03), um Schallreflexionen zwischen der gleiszugewandten Seite 

der Wand und den Wagenseitenwänden vorbeifahrender Züge zu vermeiden, die im Ergeb-
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nis zu zusätzlichen Lärmbelastungen sowohl an den hinter der Wand liegenden zu schüt-

zenden Gebäuden als ggf. auch an den der Wand gegenüber liegenden Gebäuden führen. 

Eine Ermittlung und Berücksichtigung des Einflusses der genannten Reflexionen ist mit dem 

vom Verordnungsgeber normierten Verfahren zur rechnerischen Ermittlung der Beurtei-

lungspegel bei Schienenwegen (Anlage 2 zur 16. BImSchV in Verbindung mit der Schall 03) 

nicht möglich. Insofern bestehen rechtliche Bedenken hinsichtlich des Einsatzes von trans-

parenten und damit reflektierenden Lärmschutzwänden. 

 

• Mittelwände 
 
V

unmittelbar hinter einer Außenwand und die Gleise mit den höheren Emissionspegeln in 

größerem Abstand, so kann durch eine Mittelwand (Lärmschutzwand 

erlaufen bei mehrgleisigen Gleisanlagen die Gleise mit den niedrigeren Emissionspegeln 

zwischen den Gleisen) 

eine deutliche zusätzliche Pegelminderung erreicht oder die Außenwandhöhe bei ansonsten 

in etwa gleichbleibender Pegelminderung reduziert werden. Die Errichtung einer Mittelwand 

erfordert Gleisachsabstände von mindestens 6,80 m (vgl. o.g. Richtlinie 800.0130 sowie 

Module 804.x). 

Die Regelgleisa

geringer (3,80 m für S-Bahnstrecken, 4,00 m für Ausbaustrecken und 4,50 m für Neubau-

strecken), so dass in diesen Fällen die Errichtung einer Mittelwand zwischen den beiden 

Streckengleisen nicht möglich ist. Eine Vergrößerung der genannten Abstände auf mehr als 

6 m allein zur Errichtung einer Mittelwand zwischen den beiden Streckengleisen wird wegen 

der damit verbundenen Kosten insbesondere bei einem erforderlichen zusätzlichen Grund-

erwerb den akustischen Nutzen im Allgemeinen nicht rechtfertigen. 

Hingegen liegen die Regelgleisabstände zwischen ein- oder zweigle

te Gleisanlage besteht aus drei oder mehr Streckengleisen) beim Aus- und Neubau von 

Strecken aus Sicherheitsgründen typischerweise bereits bei etwa 6 m. In diesen Fällen soll-

ten nach entsprechender schalltechnischer Vorprüfung bereits bei der Trassierung neu zu 

bauender oder baulich zu ändernder Gleise die Voraussetzungen zur Errichtung von Mittel-

wänden durch Wahl ausreichender Gleisabstände – hierfür sind oftmals nur Aufweitungen 

von weniger als 1 m erforderlich - geschaffen werden, wenn dem keine schwerwiegenden 

technischen oder naturschutzfachlichen Gründe entgegenstehen. Ein ggf. erforderlich wer-

dender geringfügiger zusätzlicher Grunderwerb könnte dann nachrangig sein, wenn hier-

durch sehr hohe Außenwände in unmittelbarer Nachbarschaft z. B. zu Einfamilienhaus-

grundstücken vermieden werden können, die ansonsten einen durchaus nicht unwesentli-

chen mittelbaren Eingriff in fremdes Eigentum bewirken würden, weil dadurch die Aufent-

haltsqualität privater Grundstücke verschlechtert und ggf. auch die Verkehrswerte negativ 

bstände der beiden Gleise einer zweigleisigen Strecke sind jedoch erheblich 

isigen Strecken (gesam-
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beeinflusst würden. 

Mittelwände sind beidseitig hochabsorbierend auszuführen, um zusätzliche Lärmbelastun-

chen Untersuchung ist im Allgemei-

esonders überwachtes Gleis (BüG)

gen durch Schallreflexionen zwischen den gleiszugewandten Seiten der Wand und den Wa-

genseitenwänden vorbeifahrender Züge zu vermeiden. 

Eine Betrachtung von Mittelwänden in der Schalltechnis

nen dann entbehrlich, wenn diese Wände ausschließlich die Gleise abschirmen würden, die 

aufgrund ihres gegenüber den anderen Gleisen niedrigeren Emissionspegels ohnehin kei-

nen wesentlichen Beitrag zum Gesamtimmissionspegel an einer benachbarten schutzwürdi-

gen Nutzung liefern. Wird auf eine detaillierte Untersuchung von Mittelwänden verzichtet, so 

sind die entsprechenden Gründe (z. B. technisch nicht realisierbar oder schalltechnisch we-

nig effektiv) ausführlich darzulegen. 

 

• B  

des Immissionspegels bis zu 3 dB(A) erreicht werden. 

ährend die Pegelminderung einer Lärmschutzwand mit zunehmender Höhe eines Immis-

rwachung des Schienenfahrflächenzustandes hinsichtlich der Lärmzunahme 

 zum Anfang des BüG-Abschnitts eine ausrei-

slast aufweisen, damit ein Befahren mit dem Schallmesszug möglich ist. 

 

 
Durch das BüG können Minderungen 

W

sionsortes über Gelände abnimmt, bleibt die Minderung durch das BüG konstant. Daher 

führt das BüG auch in den Obergeschossen trassennah gelegener hoher Gebäude noch zu 

akzeptablen Pegelminderungen, die ansonsten nur mit sehr hohen Lärmschutzwänden er-

reichbar wären. 

Die Anwendbarkeit des BüG unterliegt bestimmten technischen Randbedingungen. Diese 

sind derzeitig: 

- Die zulässige Streckenhöchstgeschwindigkeit muss mindestens 80 km/h betragen, da 

der zur Übe

durch Verriffelung zum Einsatz kommende Schallmesswagen den betreffenden Stre-

ckenabschnitt mit einer Mindestgeschwindigkeit von 80 km/h befahren muss, um die 

Messergebnisse auswerten zu können. 

- Im Anschluss an Kopfbahnhöfe oder an Gleisabschnitte mit zulässiger Streckenge-

schwindigkeit kleiner 80 km/h muss bis

chend lange Beschleunigungsstrecke zur Verfügung stehen, damit der Schallmesswagen 

die erforderliche Mindestgeschwindigkeit von 80 km/h erreichen kann. Die erforderliche 

Länge dieser Strecke ist u. a. vom Beschleunigungsvermögen der für den Schallmess-

zug, bestehend aus Schallmesswagen und zwei Schutzwagen, eingesetzten Lokomotive 

abhängig. 

- Der Streckenabschnitt selbst und die Zuführungsstrecken müssen eine ausreichende zu-

lässige Ach
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Die in den letzten Jahren gewonnenen Erfahrungen bei der Anwendung des BüG-

Verfahrens haben gezeigt, dass unter Beachtung schalltechnischer und wirtschaftlicher Ge-

sichtspunkte auf einen Einsatz des BüG in folgenden Fällen verzichtet werden sollte: 

o auf kurzen Streckenabschnitten (Länge kleiner als 300 m) 

Die bei einem BüG-Gleis auftretende Reduzierung des Emissionspegels um 3 dB(A) 

wirkt sich auf den Immissionspegel an einem benachbarten Immissionsort zahlenmäßig 

 Vergleich zum Abstand zwi-

agenfahrten, des Schienenschleifens sowie der Zuführungsfahrten von 

nur dann in gleicher Höhe aus, wenn der BüG-Abschnitt im

schen Gleis und Immissionsort eine ausreichende Länge aufweist. Ist die Abschnittslän-

ge zu kurz, so sinkt am Immissionsort die Pegelminderung durch das BüG auf Werte 

< 3 dB, da dann die „höheren“ Emissionen der beidseitig an den BüG-Abschnitt angren-

zenden Streckenabschnitte einen nicht mehr zu vernachlässigenden Beitrag zum Ge-

samtimmissionspegel liefern. Insbesondere für eine gleisnahe Bebauung (Abstand 25 m 

oder weniger) ergibt sich aus akustischen Gründen die genannte Mindestabschnittslänge 

von 300 m. 

Weiterhin sprechen auch wirtschaftliche Gesichtspunkte gegen kurze BüG-Abschnitte. 

Die finanziellen Aufwendungen für das Verfahren BüG beinhalten die Kosten der 

Schallmessw

Schallmesswagen und Schleifmaschinen einschließlich deren Auf- und Abrüstung. Hier 

ergeben sich überproportional hohe Kosten, wenn der BüG-Abschnitt kurz ist und sich 

insbesondere keine weiteren BüG-Abschnitte in der Nachbarschaft befinden 

o bei mehrgleisigen Bahnanlagen auf den Gleisen, die einen vernachlässigbaren Beitrag 

zum Gesamtemissionspegel liefern 

Häufig weisen die einzelnen Gleise mehrgleisiger Bahnanlagen unterschiedliche Emissi-

öchsten Emissionspegel aufweisen und damit als 

onspegel auf. In diesem Fall ist es oftmals ausreichend, die Anwendung des BüG auf die 

Gleise zu beschränken, die die h

Hauptgeräuschquelle in Erscheinung treten. So ergeben sich beispielsweise bei einer 

Emissionspegeldifferenz zwischen zwei Gleisen von 15 dB (z. B. Gütergleis und S-

Bahngleis im Nachtzeitraum) Minderungen des Gesamtemissionspegels (beider Gleise) 

von 2,8 dB bei alleiniger Anwendung des BüG auf dem „lauteren“ Gleis bzw. von 3 dB 

bzw. bei Anwendung auf beiden Gleisen. Eine „zusätzliche“ Gesamtpegelminderung von 

0,2 dB durch BüG-Anwendung auch auf dem leiseren Gleis dürfte mit Blick auf § 41 

Abs. 2 BImSchG außer Verhältnis zum Schutzzweck stehen. 

o in Bahnhofsbereichen 

Neben den durch Fahrvorgänge auf Schienenwegen verursachten Geräuschen (Rad-

Schiene-Geräusch) treten in Bahnhofsbereichen weitere Geräusche wie z. B. Lautspre-

cherdurchsagen, akustische Warnsignale unmittelbar vor dem Türenschließen, Türen-
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schlagen sowie Brems

der Schall 03, Ausgabe 1990, werden diese Bahnhofsgeräusche bei der Emissionspe-

gelberechnung nicht gesondert berücksichtigt, sondern gemeinsam mit den Rad-

Schiene-Geräuschen durch den pauschalierten Ansatz der Geschwindigkeit wie auf der 

freien Strecke auch für den Bahnhofsbereich erfasst. Aufgrund dieser pauschalierten 

Emissionspegelberechnung besteht keine Möglichkeit, die Emissionspegelreduzierung 

des Rad-Schiene-Geräuschs um 3 dB(A) durch das BüG getrennt von den unverändert 

bleibenden Bahnhofsgeräuschen in das Berechnungsverfahren einfließen zu lassen. 

Rein rechnerisch führt insofern das BüG im Bahnhofsbereich auch zu einer Pegelminde-

rung der Bahnhofsgeräusche um 3 dB(A), was aber der allgemeinen Erfahrung wider-

spricht. Die Höhe der real verbleibenden Pegelminderung als Summe von Bahnhofsge-

räusch und vermindertem Rollgeräusch ist von den speziellen Besonderheiten des jewei-

ligen Bahnhofes abhängig und nicht im Wege einer Prognose zu ermitteln. Darüber hin-

aus sind Bahnhofsgleise regelmäßig durch Weichen verbunden, die ebenfalls eine An-

wendung des Verfahrens BüG als wenig geeignet erscheinen lassen (siehe nachfolgen-

de Ausführungen). 

o 

- und Anfahrgeräusche (Bahnhofsgeräusche) auf. Nach Kap. 8.1 

auf Streckenabschnitten mit Weichenstraßen 

Beim Befahren von Weichenstraßen durch den Schallmesswagen können Pegelerhö-

hungen bis hin zu punktuellen Überschreitungen der Eingriffsschwelle registriert werden. 

Ursache hierfür ist überwiegend das Kontaktgeräusch der Räder des Schallmesswagens 

tücke usw.) sowie auch die Weichenkon-mit den Weichenbauteilen (Radlenker, Herzs

struktion selbst und nicht zwingend eine Verriffelung der Schienenfahrflächen. Das Auf-

treten dieser Kontaktgeräusche unterliegt bestimmten Zufälligkeiten und ist bei Wieder-

holungen der Messfahrten nicht in jedem Fall reproduzierbar. Eine akustische Auffällig-

keit kann auch im Unterhaltungszustand von Weichen begründet sein, so dass in jedem 

Fall vor Ort die Gleisanlagen auf vorliegende Mängel am Oberbau überprüft werden 

müssen. Sollten im Ergebnis dieser Überprüfung Verriffelungen festgestellt werden, wä-

ren die entsprechenden Schleifarbeiten durchzuführen. Die üblicherweise für das Verfah-

ren BüG verwendeten Schienenbearbeitungsmaschinen können hier nur teilweise zum 

Einsatz gelangen. Um alle Weichenbauteile in BüG-Qualität bearbeiten zu können, wer-

den weitere Maschinen benötigt. Dies wiederum erhöht die Aufwendungen für das BüG 

gegenüber der freien Strecke nicht unerheblich. 

Darüber hinaus können Weichenstraßen häufig nur mit Geschwindigkeiten von weniger 

als 80 km/h befahren werden, so dass hier der Schallmesswagen keine auswertbaren 

Messergebnisse liefern würde. 
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o auf Streckenabschnitten mit Kurvenradien < 500 m 

Beim Befahren von Gleisen mit Radien von weniger als 500 m können neben den übli-

chen Rollgeräuschen auch Quietschgeräusche (Kurvenquietschen, vgl. Kap. 5.8 der 

nquietschen auftretenden Pegel lie-Schall 03, Ausgabe 1990) auftreten. Die beim Kurve

gen je nach Kurvenradius bis zu ca. 7 dB über denen der Rollgeräusche. Insofern ist es 

schalltechnisch wenig effizient, das ohnehin leisere Rollgeräusch durch das BüG noch 

weiter zu reduzieren. Darüber hinaus kann auch bei der Schallmesswagenfahrt selbst 

Kurvenquietschen auftreten und das Messergebnis verfälschen, so dass im Ergebnis 

Überschreitungen der Eingriffschwelle ausgewiesen werden, deren Ursache aber nicht 

eine durch Schienenschleifen zu beseitigende Verriffelung der Schienenfahrfläche ist. 

o auf Bahnübergängen 

Im Bereich von Bahnübergängen (BÜ) treten auf Grund der hier raueren Schienenlauf-

flächen, die auf Verschmutzungen durch den Straßenverkehr zurückzuführen sind, sowie 

all reflektierenden Ausplattung (ähnlich Fester Fahrbahn) grund-

4. 

der vorhandenen Sch

sätzlich erhöhte Emission auf. Diese werden nach der Schall 03 durch einen Zuschlag 

von DBü = +5 dB(A) für eine Teilstücklänge gleich der zweifachen Straßenbreite berück-

sichtigt. Die durch einen BüG-Schliff geschaffene sehr glatte Schienenfahrfläche würde 

aufgrund von Verschmutzung durch die Gleise querende Straßenfahrzeuge nur über ei-

nen sehr kurzen Zeitraum erhalten bleiben, so dass überproportional häufig geschliffen 

werden müsste. 

 

Kosten-Nutzen-Analyse, Schallschutzkonzept 

 

Als Grundlage für die vorzunehmende Abwägung nach § 41 Abs. 2 BImSchG sind für jede un-

utzfall zu ermitteln. Diese ergeben sich als Quo-

ent der Gesamtkosten der jeweiligen Variante aktiver Maßnahmen - die Kosten für ggf. verblei-

                                                

tersuchte Variante die Kosten je gelöster Sch

ti

bende passive Maßnahmen bleiben dabei unberücksichtigt - und der Zahl der gelösten Schutz-

fälle. Hilfestellung bei der Ermittlung der Baukosten von Lärmschutzwänden gibt der Kosten-

kennwertekatalog der DB Netz AG. Auch die bei hohen Lärmschutzwänden erforderliche auf-

wändigere Gründung sowie ggf. auftretenden Erschwernisse im Bereich vorhandener Verstär-

kungs- und Rückleitungen wirken Kosten steigernd und können bei den Baukosten entspre-

chend berücksichtigt werden.66 Zusätzlich zu den Baukosten können auch die Unterhaltungs-

kosten einer Lärmschutzwand berücksichtigt werden.67 

 
66 BVerwG, Urteil vom 16.12.1998 – 11 A 44/97 –; BVerwG, Urteil vom 15.03.2000 – 11 A 31/97 –. 
67 BVerwG, Urteil vom 21.04.1999 – 11 A 50.97 –. 
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Die unter Berücksichtigung der konkreten örtlichen und betrieblichen Verhältnisse jeweils anzu-

setzenden Kosten des Verfahrens „Besonders überwachtes Gleis“ (BüG) sind durch den Vorha-

us sind dem Schutzabschnitt zu-

and oder das BüG benötigt wird. Sind Mittelwand oder BüG 

e sind in Tabellenform darzustellen. Für die betrach-

ten Lärmschutzvarianten sollten dabei im Einzelnen angegeben werden: 

 Anzahl der gelösten Schutzfälle (Tag, Nacht, gesamt) 

amt) 

 mit Pegeln > 70 dB(A) Tag bzw. > 60 dB(A) Nacht 

el die Werte der Vorbelastung 

er Mittelwert) unter Bezug 

en dem Kosten-Nutzen-Verhältnis, wenn 

wicht, insbesondere einzustellen: 

n Schienenweg 

• private Belange negativ betroffener Dritter durch Beeinträchtigung des Wohnumfeldes 

Lärmschutzanlagen 

großer Höhe 

• sonstige öffentliche Belange wie z. B. Landschaftsschutz oder Stadtbildpflege ein-

schließlich Denkmalbelange. 

benträger in nachvollziehbarer Form zur Verfügung zu stellen. 

Erforderliche Überstandslängen von aktiven Schallschutzmaßnahmen (Lärmschutzwände, 

Lärmschutzwälle, BüG) über die zu schützende Bebauung hina

zuordnen, der sie verursacht hat. 

Die Kosten einer Mittelwand oder auch des BüG sind bei beidseitiger Bebauung der Seite zuzu-

rechnen, für deren Schutz diese W

für den Schutz beider Seiten erforderlich, so sind die Kosten im Verhältnis der Anzahl der je-

weils zu lösenden Schutzfälle aufzuteilen. 

 

Die Ergebnisse der Kosten-Nutzen-Analys

te

 

o Kosten (Außenwand/Mittelwand/BüG und Gesamtkosten) 

o

o Kosten je gelöster Schutzfall 

o Anzahl der verbleibenden Schutzfälle (Tag, Nacht, ges

o Anzahl der Nutzungseinheiten

o Anzahl der Nutzungseinheiten, an denen die Prognosepeg

und 70 dB(A) am Tage bzw. 60 dB(A) in der Nacht überschreiten 

(nur bei Prüfung auf wesentliche Änderung durch erheblichen baulichen Eingriff) 

o mittlere Pegelminderung getrennt für Tag und Nacht (arithmetisch

auf die insgesamt zu lösenden Schutzfälle 

o Gesamtkosten aktiver und passiver Maßnahmen. 

 

In die Abwägung des Schallschutzkonzepts sind neb

auch mit geringerem Ge

 

• eine evtl. Lärmvorbelastung durch den zu ändernde

(z. B. Verschattung, Störung von Sichtbeziehungen) bei baulichen 
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Beispiel: 

Im Rahmen von Variantenrechnungen wurde die Höhe einer Außenwand ausgehend vom Voll-

schutz (Variante 1) schrittweise verringert (Varianten 2 bis 9). Die nachstehende Darstellung 

Schutzfälle. Eine derartige Darstellung ermöglicht einen 

chnellen Überblick sowohl über die schalltechnische Wirksamkeit als auch das Kosten-Nutzen-

 von Schallschutzvarianten. Auch lässt sich leicht ersehen, ob Sprungkosten – in die-

(Bild 14) enthält für die untersuchten Varianten (V1 bis V9) jeweils die Kosten je gelöster 

Schutzfall sowie die verbleibenden 

s

Verhältnis

sem Fall würde der Kurvenverlauf Unstetigkeiten aufweisen – auftreten, die als ein Indiz für ei-

nen unverhältnismäßigen Aufwand zu werten sind. 

 

 
Bild 14: Kosten / gelöster Schutzfall und verbleibende Schutzfälle (Beispiel) 
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Die Variante 5 ist grundsätzlich die optimale Variante, weil sie die geringsten Kosten je gelöster 

Schutzfall aufweist. Höhere Wände (Varianten 4 bis 1) reduzieren zwar die Anzahl der verblei-

benden Schutzfälle, sind aber mit einem starken Anstieg der Kosten je gelöster Schutzfall ver-

bunden. Gegenüber der Variante 5 reduzierte Wandhöhen (Varianten 6 bis 9) führen zu annä-

hernd gleichen (Variante 6 und 7) bzw. wieder ansteigenden (Variante 8 und 9) Kosten je gelös-

ter Schutzfall bei einer Zunahme der verbleibenden Schutzfälle. 

 

Die im Weiteren durchzuführenden Schritte zeigt das Flussdiagramm (Bild 15). 

 

 

ge überschreiten würden.69 Unter 

     

Stehen die Kosten von 
V5 im Verhältnis zum 

Nutzen von V5?*

ja nein

aktive Schallschutzmaß-
nahmen 

keine aktiven Schall-
schutzmaßnahmen 

Sind die Kosten von Varianten mit mehr gelösten 
Schutzfällen (V1 bis V4) ebenfalls verhältnismäßig 

zum Nutzen?

Bild 15: Flussdiagramm Verhältnismäßigkeitsprüfung (Beispiel) 
 

* Hier kommt es regelmäßig auf die besonderen Umstände des Einzelfalls an. So ist vielfach für ein 

Einzelgebäude oder eine Streusiedlung mit höheren Kosten je gelöster Schutzfall als in einem Bereich 

mit stark verdichteter Bebauung zu rechnen. Im Ansatz richtig sehen die Verkehrslärmschutzrichtli-

nien 199768 entsprechend Ziffer 12 Abs. 2 die Kosten des Lärmschutzes als unverhältnismäßig an, 

wenn sie den Verkehrswert der schutzbedürftigen baulichen Anla

                                            
68 VkBl. 1997 Seite 444. 
69 VGH München, Urteil vom 12.04.2002 – 20 A 01.40016 ; 20 A 01.40017 ; 20 A 01.40018 –. 

nein ja 

Abwägung zwischen 
V5 und V1-4 

unter Einbeziehung 

Abwägung zwischen 
V5 und V6-9 

unter Einbeziehung 
nge** anderer Belange** anderer Bela
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diesem Gesichtspunkt kann sich der Schutz eines Einzelhauses oder auch einer Streusiedlung im 

Außenbereich durch eine aufwändige Lärmschutzwand als unverhältnismäßig herausstellen. 

 

** Vorbelastung, private Belange negativ , sonstige öffentliche Belange 

 

4.3 Au rgebnisdarstellung 

Eine Schalltechnische Untersuchung sollte grundsätzlich den nachfolgend beschriebenen Aufbau 

aufweisen. Es besteht jedoch die Möglichkeit, eine andere Reihenfolge zu wählen oder auch meh-

rere Gliederungspunkte geeignet zusammenzufassen, wenn sich dies im konkreten Fall als zweck-

mäßig erweist. 

• Titelblatt 
- Bezeichnung des Vorhabens 

- Nennung des Verfasser der Untersuchung mit Anschrift und Tele

 

• Inhaltsverzeichnis, Abkürzungsverzeichnis, Anlagenverzeichnis 
 

• 

 Kurzbeschreibung der Baumaßnahme 

 

• rechtliche Grundlage
- 

 

• 

 Auflistung der verwendeten Planunterlagen (gleisgeometrische Pläne, Lagepläne der Be-

bauu efindliche und hinreichend konkretisierte 

B-Pläne) 

ng der gewählten Methodik bei der Prüfung auf Lärmschutzansprüche in Abhängig-

keit der geplanten Baumaßnahmen (Neubau/wesentliche Änderung durch Erweiterung um 

leise, erheblicher baulicher Eingriff, ggf. Maßnahmen an öffentlichen Stra-

 betroffener Dritter

fbau, Methodik und E

fonnummer 

Aufgabenstellung 

-

- Erläuterung der Notwendigkeit zur Erstellung der Schalltechnischen Untersuchung 

n und Regelwerke 

kurze Erläuterung der für die Ermittlung und Beurteilung der Immissionssituation im konkre-

ten Fall einschlägigen rechtlichen Grundlagen und Regelwerke (16. BImSchV, Schall 03, 

Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen - RLS-90 -, TA Lärm ...) 

Planunterlagen 

-

ng, festgesetzte B-Pläne, ggf. in Aufstellung b

- Erkenntnisse aus Ortbesichtigungen 

 

• Methodik / Ablauf der Untersuchung 

- Erläuteru

durchgehende G
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ßen als Folgemaßnahme des Schienenvorhabens (z. B. bei BÜ-Beseitigung), Anlagen (z. B. 

bgestellte Züge in Abstellanlagen) 

.2.3.1 Bild 1) 

- Erläuterungen zur ggf. erforderlichen Bildung gemeinsamer Verkehrswege (vgl. Ziff. 4.2.5) 

 örtliche Gegebenheiten 
r Topographie (z. B. Damm- oder Einschnittslage) und der benachbarten 

 deren Schutzwürdigkeit (Gebietseinstufung)  

als Anlage beizufügen) 

- Angabe des Prognosehorizonts 

der verwendeten Betriebsparameter bei anderen Geräuschquellen als Schie-

lauf des Prognosehorizonts 

- fehlerhafte Übernahme der Zugzahlen aus der Prognose des Auftraggebers (Angabe mög-

 

nhöfen 

-

ng (vgl. hierzu Ziff. 4.2.2) 

g der 

Prognoseverkehrsmengen zu einzelnen Gleisabschnitten 

- vollständige Dokumentation der Emissionspegelberechnung als Anlage zur Untersuchung 

Unterwerke, Wartungshallen, a

- bei erheblichem baulichen Eingriff Nennung von Anfang und Ende (vgl. Ziff. 2

 

•

- Beschreibung de

schutzwürdigen Nutzungen einschließlich

 
 
 

• Betriebsprogramm / Verkehrsmengen (vgl. hierzu Ziff. 4.2.1) 

- Darstellung und ggf. Erläuterung der berücksichtigten Verkehrsdaten (vom Auftraggeber zur 

Verfügung gestellte Verkehrsdaten sind in Kopie der Untersuchung 

- Beschreibung 

nenweg (oder Straße)  

 

mögliche Mängel: 

- Streckeninbetriebnahme erst nach Ab

lich als Zugpaare, Züge je Richtung oder Züge / Strecke!)

- Prognosebetriebsprogramm (z. B. Zugmenge, Geschwindigkeit) bei Ausbauvorhaben nicht 

uneingeschränkt auf Bestandsgleisen fahrbar 

- Verwendung anderer Betriebsprogramme in angrenzenden Planungsabschnitten 

- Güterzüge länger als Nutzlänge betrieblich genutzter Überholgleise 

- Regionalbahnen länger als Bahnsteiglängen in Haltepunkten / Bah

- Anzahl der Züge (incl. Zuglänge) nicht ausreichend, um prognostiziertes Fahrgastaufkom

men (z. B. für Flughafenanbindung) zu bewältigen 

 

• Emissionspegelberechnu
- Systemskizze der Gleisabschnitte bei komplexer Gleisgeometrie 

- Darstellung der Emissionspegel (Tabelle) einschließlich nachvollziehbarer Zuordnun
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- Nennung der verwendeten akustischen Emissionskenngrößen (z. B. Schallleistungspegel) 

ng von Verkehrsmenge zu den einzelnen Abschnitten 

 in Verzweigungspunkten Summe der zufließenden Verkehrsströme ≠ Summe der abfließen-

öme 

hnischen Erläuterungsbe-

keit und nicht die der freien Stre-

 zur Schallemission (z. B. für Lüfter) wie z. B. 

issionsorte 

- Erläuterungen zur Ausdehnung des Lärmschutzbereichs (vgl. Ziff. 4.2.4) 

en und/oder an wenigen Immissi-

unter Angabe der Herkunft (z. B. Literaturangaben, Herstellerangaben, Messungen) bei an-

deren Geräuschquellen als Schienenweg (oder Straße)  

 

mögliche Mängel: 

- fehlerbehaftete Zuordnu

-

den Verkehrsstr

- berücksichtigte Geschwindigkeiten weichen von Angaben im tec

richt ab 

- in Bahnhöfen die zulässige bzw. tatsächliche Geschwindig

cke berücksichtigt 

- fehlerhafte Anwendung von Herstellerangaben

Verwechslung von Schalldruckpegel und Schallleistungspegel 

 

• Immissionspegelberechnung 

- Erläuterung der Vorgehensweise bei der Festlegung des Untersuchungskorridors (ggf. durch 

Berechnung von Isophonen) und der Wahl der Imm

- Nennung der verwendeten Berechnungssoftware 

 

mögliche Mängel: 

- Immissionspegelberechnungen nur mit Hilfe von Isophon

onsorten 

Hinweis:  

Bei der Prüfung auf Lärmschutzansprüche nach Maßgabe der 16. BImSchV ist auf Einzel-

punktberechnungen an allen schutzwürdigen Gebäuden abzustellen, um im Hinblick auf die 

nach § 41 Abs. 2 BImSchG durchzuführende Verhältnismäßigkeitsprüfung aktiver Schall-

en (vgl. Ziff. 4.2.6 des Leitfadens) die Zahl der Wohneinheiten mit Lärm-

für lange und 

 nicht ausreichend. 

schutzmaßnahm

schutzansprüchen hinreichend genau ermitteln zu können. Insbesondere ist 

schräg oder senkrecht zur Gleistrasse stehende Gebäude die Wahl nur eines Immissionsor-

tes in der Gebäudemitte
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- Immissionsorthöhe in Kleingartenanlagen oder auch auf Campingplätzen mit 3,5 m über Ge-

lände und nicht (analog zu Außenwohnbereichen) mit 2 m über Gelände gewählt 

(vgl. Amtliche Begründung zur 16. BImSchV70 oder auch VLärmSchR 97 Nr. 10.7 Abs. 2) 

utzbereiches bei Prüfung auf Lärmschutzansprüche 

ur Begründung des 

 Ergebnistabellen 

 Ergebnisse (bestehen Lärmschutzansprüche und wenn ja, in welchen räum-

ängel: 

i erheblichem baulichen Eingriff 

o am Tag bei fehlender wesentlicher Änderung (bei erheblichem baulichen Eingriff) in die-

ls in allgemeinen und reinen Wohngebieten, Kleinsied-

, Kurgebieten, für Krankenhäuser und Pflegeanstalten ohne Berücksichti-

schläge“ nach Nr. 6.5 der TA Lärm) 

 keine Aussagen zur Vorbelastung durch bestehende Anlagen, obwohl die Beurteilungs-

lanten Anlage um weniger als 6 dB(A) unter den Immissionsrichtwerten 

                                                

- fehlerhafte Wahl des Lärmsch

 

• Rechenergebnisse (Prüfung auf Lärmschutzansprüche) 
- Lageplan der Berechnungspunkte (ggf. mit Darstellung von Isophonen z

gewählten Untersuchungskorridors) 

-

- Erläuterung der

lichen Bereichen) 

 

mögliche M

- Lagepläne und Tabellen schwer lesbar (zu kleine Schrift) 

- unübersichtliche Pläne durch Aufteilung (Stückelung) größerer räumlicher Bereiche in meh-

rere (sich an den jeweiligen Rändern überlappende) A4- oder A3- Blätter, obwohl größere 

Pläne drucktechnisch möglich sind 

- Verwendung nicht näher erläuterter Abkürzungen in Überschriften von Tabellenspalten 

- methodisch fehlerhafte Anwendung der 16. BImSchV (vgl. Ziff. 2.2.3.2 Bild 2) insbesondere 

bei der Prüfung auf wesentliche Änderung be

- Ausweisung von Lärmschutzansprüchen für nur tagsüber zu schützende Nutzungen wie z. B. 

Schulen, Kitas, Büros, Kleingartenanlagen, Außenwohnbereiche (vgl. Ziff. 4.2.3 Tabelle 2 

des Leitfadens) 

o in der Nacht oder 

sem Zeitraum 

- für nach der TA Lärm zu beurteilende Anlagengeräusche (vgl. Ziff. 2.2.10): 

o Ermittlung des Beurteilungspege

lungsgebieten

gung der Zuschläge für die erhöhte Störwirkung der Anlagengeräusche in bestimmten 

Zeiten („Ruhezeitenzu

o

pegel der gep

liegen 

 
70 BR-Drs. 661/89 S. 16. 
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o fehlende Aussagen zu Spitzenpegeln 

 

• Lärmschutzmaßnahmen (falls erforderlich) 

ichen 

en 

ärmschutzmaßnahmen 

) 

er Wirksamkeit von Lärmschutzmaßnahmen ohne Berücksichtigung der Emissi-

enden Gleisen (vgl. Ziff. 4.2.4) 

- wesentliche Varianten fehlen (z. B. Untersuchung der Wirksamkeit zusätzlicher Lärmschutz-

enden Platzverhältnissen) 

rstellung der Ergebnisse, insbesondere ob Lärmschutzansprüche bestehen und 

zur Prüfung auf Lärmvorsorge-

- Erläuterung der unter Beachtung der konkreten Situation technisch grundsätzlich mögl

aktiven Lärmschutzmaßnahmen (z. B. Lärmschutzwände, „Besonders überwachtes Gleis 

(BüG)“) 

- Angabe der verwendeten Kostenansätze für aktive Lärmschutzmaßnahmen (z. B. lfd. Meter 

Lärmschutzwand der Höhe x, Besonders überwachtes Gleis (BüG)) unter Bezug auf das 

konkrete Vorhab

- Dimensionierung ggf. erforderlicher L

- Durchführung von Variantenrechnung bei Anwendungsfällen der 16. BImSchV und Verhält-

nismäßigkeitsprüfung (vgl. Ziff. 4.2.6

- Darstellung der Ergebnisse in Tabellenform und verbale Erläuterungen 

- Vorschlag einer Lärmschutzvariante (Vorzugsvariante) mit Begründung 

- tabellarische Zusammenstellung von Gebäuden / Nutzungen (Immissionsortnummer, Adres-

se, Etage) mit verbleibenden Ansprüchen auf passiven Schallschutz oder Entschädigung 

(z. B. für Außenwohnbereiche) dem Grunde nach 

 

mögliche Mängel: 

- Ermittlung d

onen aus den an den Bauabschnitt angrenz

wände zwischen den Gleisen bei ausreich

 

• Zusammenfassung 

- kurze Da

wenn ja, welche Lärmschutzmaßnahmen vorgeschlagen werden 

- Unterschrift des Verfassers der Untersuchung 

 

Den grundsätzlichen Ablauf einer Schalltechnischen Untersuchung 

ansprüche nach Maßgabe der 16. BImSchV zeigt Bild 16. 
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Spalte 1 Spalte 2 

Neubau oder bauliche Erweiterung um 
durchgehende Gleise erheblicher baulicher Eingriff 

Berechnung der Emissionspegel (auf Grundlage der Verkehrsprognose) aller relevanten Gleisabschnitte  
für Gleisgeometrie 

mit Baumaßnahme (Prognosefall) ohne Baumaßnahme (Prognose
mit Baumaßnahme (Progno

nullfall) und 
sefall) 

Erstellung eines 3-dimensionalen Rechenmodells mit: 
 Topographie (Geländemodell), 

Bebauung, 
maßgebenden Immissionsorten (einschließlich Zuordnung der geltenden Immissionsgrenzwerte) 

sowie der Gleisgeometrie 

mit Baumaßnahme (Prognosefall) ohne Baumaßnahme (Prognosenullfall) und 
mit Baumaßnahme (Prognosefall) 

Berechnung der Beurteilungspegel an den festgelegten Immissionsorten 
für 

Prognosenullfall und Prognosefall  

Prüfung auf wesentliche Änderung 
durch Vergleich der Beurteilungspegel für Prognosefall 

und Prognosenullfall (vgl. Bild 2) Prognosefall 

Ausschluss aller Immissionsorte 
ohne wesentliche Änderung 

für alle festgelegten Immissionsorte 
Vergleich der Beurteilungspegel für den Prognosefall 

mit den Immissionsgrenzwerten 

für verbleibende Immissionsorte 
Vergleich der Beurteilungspegel für den Prognosefall 

mit den Immissionsgrenzwerten 

Ausschluss aller Immissionsorte mit Grenzwerteinhaltung 

für verbleibende Immissionsorte 
Variantenrechnungen zur Wirksamkeit von aktiven Lärmschutzmaßnahmen (Verhältnismäßigkeitsprüfung) 

für Vorzugsvariante 
(je nach Ergebnis der Verhältnismäßigkeitsprüfung aktive, aktive und passive oder nur passive Maßnahmen) 

Vergleich der Beurteilungspegel mit den Immissionsgrenzwerten 

Ausschluss aller Immissionsorte mit Grenzwerteinhaltung 

verbleibende Immissionsorte 
haben Anspruch auf passiven Schallschutz „dem Grunde nach“ oder 

ggf. auf Entschädigung (z. B. Außenwohnbereich) 

 

Bild 16: Ablauf einer Schalltechnischen Untersuchung nach Maßgabe der 16. BImSchV 
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4.4 Beispiele 

4.4.1 

Innerhalb eines besteh vorhandenen S-Bahngleis soll zur Ver-

besserung d nahme 

ist mit der geplanten Baumaßnahme nicht verbunden. D n nörd-

lich einer vorhandenen zweigleisigen Fernbahntrasse. Im Umfeld der Bahnanlagen sind nördlich ein 

Wohngebiet und südlich ein Gewerbegebiet sowie eine Schule vorhanden. 

 

 
Bild 17: Bau eines zweiten S-Bahngleises (Quelle: EBA-Explorer) 

 

Das geplante Vorhaben k er 1 bis 3: Bau/Änderung 

eines Schienenwegs) mit Lärmausw n und erfordert daher die Erstellung 

einer Schalltechnisch

er Bau des zusätzlichen Gleises im Bahnhof stellt weder einen Neubau (Bild 6 Feld 1) noch eine 

hgehendes

Neubau eines zusätzlichen Gleises in einem Bahnhof 

enden S-Bahnhofes mit nur einem 

er Betriebsführung ein weiteres Gleis gebaut werden (Bild 17). Eine Verkehrszu

ie Gleisanlagen der S-Bahn verlaufe

ann nach Bild 6 (grundsätzlich zutreffende Feld

irkungen verbunden sei

en Untersuchung nach Maßgabe der 16. BImSchV. 

D

wesentliche Änderung durch bauliche Erweiterung eines Schienenweges um ein durc  

leis (Bild 6 Feld 2), sondern die Änderung des Schienenweges der S-Bahn durch einen erhebli-

chen baulichen Eingriff (Bild 6 Feld 3) dar. Der erhebliche bauliche Eingriff (vgl. Ziff. 2.2.3.1) er-

streckt sich dabei über die gesamte Länge des geplanten S-Bahngleises (Bild 18). 

Bei der Prüfung, ob der erhebliche bauliche Eingriff zu einer wesentlichen Änderung führt, sind als 

Geräuschquelle auch die beiden Fernbahngleise zu berücksichtigen, da diese in enger Parallellage 

G

2 Fernbahngleise

vorhandenes S-Bahngleis

geplantes S-Bahn

Wohngebiet

gleis

Gewerbegebiet Schule 
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zur S-Bahntrasse verlaufen und mit dieser eine optische Einheit, d. h. einen gemeinsamen Ver-

kehrsweg (vgl. Ziff. 4.2.5) bilden. 

 

Die Prüfung, ob der erhebliche bauliche Eingriff zu einer wesentlichen Änderung und damit ggf. zu 

Lärmschutzansprüchen führt, erfordert neben der Ers echenmodells grundsätzlich fol-

gende Arbeitsschritte (vgl. B

 

- Emissionspegelberechnung für alle vier Gleise auf der Grundlage de 25 

Hinweis: 

Für die S-Bahngleise im Bahnhofsbereich ist die Geschwindigkeit der freien Strecke anzusetzen 

(vgl. Ziff. 4.2.2). 

- Berechnung der Beurteilungspegel an der umgebenden Bebauung für 

o Prognosenullfall (bes gleis und beide Fernbahngleise) und 

o Prognosefall (beide S-Bahngleise und beide Fernbahngleise) 

- Vergle ngspegel für Prognosefall und Prognosenullfall an jedem Immissionsort 

- für Immissionsorte mit Pegelzunahme ist zu prüfen, ob diese Zunahme zu einer wesentlichen 

Änderung führt (vgl. Ziff. 2.2.3.2 Bild 2). 

Im Wohngebiet nördlich der Trasse kann im vorliegenden Fall keine Pegelzunahme auftreten, da 

eiden S-Bahngleisen vom 

 

Bahnsteig S-Bahn

Fernbahn

erheblicher baulicher Eingriff
gepl. Gleis

Bild 18: Systemskizze de

 

s Bauvorhabens 

tellung des R

ild 16 Spalte 2): 

r Betriebsprognose 20

tehendes S-Bahn

ich der Beurteilu

Hinweis: 

das Bauvorhaben nicht zu einer Verkehrszunahme führt und der bisher auf dem bestehenden S-

Bahngleis abgewickelte Verkehr sich zukünftig auf beide Gleise gleichmäßig aufteilt. Damit rückt 

die Lärmquelle „S-Bahn“ um die die Hälfte des Abstandes zwischen b

Wohngebiet ab (Bild 19). 
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Bild 19: Verlagerung des S-Bahnlärms 

Pegelzunahmen sind hingegen für das Gewerbegebiet und die Schule südlich der Gleisanlagen 

 

 Pegelzunahme und damit auch keine wesentliche Änderung an der Bebauung nörd-

 Erhöhungen des Beurteilungspegels um wenige Zehntel-dB im beurteilungsre-

h der Gleisanlagen (z. B. 

(A) im Progno-

el 

stehen keine Ansprüche auf Lärmschutz. Lärmschutzmaßnahmen sind daher nicht er-

en Betriebswerks, welches zwischen zwei bestehenden S-

Bahngleisen liegt, soll eine Zugbildungsanlage (Abstellanlage) für S-Bahnzüge errichtet werden. Die 

Durchführung von Reinigungs- oder Wartungsarbeiten ist nicht vorgesehen. 

Die bestehenden und geplanten Gleisanlagen befinden sich unter Bezug auf das Geländeniveau 

der nördlich benachbarten Wohnbebauung (allgemeines Wohngebiet) in einer Dammlage (ca. 4 bis 

6 m). Mehrere Fernbahngleise verlaufen im Süden der gesamten Bahnanlage. Im Weiteren schlie-

ßen sich daran die Autobahn sowie in mehr als 250 m Entfernung gewerbliche Nutzungen (Gewer-

begebiet) an (Bild 20). 

bestehendes Gleis

 

zu erwarten. Die Prüfung auf wesentliche Änderung ist hier jedoch auf den Tagzeitraum zu be-

schränken, da sowohl die Büroräume im Gewerbegebiet als auch die Schule nur tagsüber ge-

nutzt werden (vgl. Ziff. 4.2.3 Tabelle 2). 

- Die Schalltechnische Untersuchung ergab im Einzelnen: 

o keine

lich der Gleisanlagen, 

o geringfügige

levanten Tagzeitraum im Gewerbegebiet und an der Schule südlic

im 3. Obergeschoss der Schule: 62,0 dB(A) im Prognosenullfall und 62,1 dB

sefall, Pegelerhöhung 0,1 dB(A)). 

Eine wesentliche Änderung resultiert hieraus jedoch nicht, da sich der Beurteilungspeg

weder um mindestens 3 dB(A) noch auf 70 dB(A) am Tag erhöht hat (vgl. Ziff. 2.2.3.2 Bild 2 

des Leitfadens). 

o Es be

forderlich. 

 

4.4.2 Bau einer S-Bahn-Zugbildungsanlage 

Auf dem Gelände eines ehemalig

gepl. Gleis neue „S-Ba ellenachse“hn-Lärmqu
Fernbahn

Wohngebiet



 

 

 

Umweltleitfaden Teil VI– Schutz vor Schallimmissionen aus Schienenverkehr Seite 85 

 
Bild 20: Bau einer Abstellanlage (Quelle: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Berlin) 

 

Weitere Einzelheiten der Planung zeigt Bild 21. 

 

 

 und andererseits um den Bau einer Anlage im Freien (Feld 7), von der Ge-

Bild 21: Planungsdetails (Quelle: Gutachten Bonk – Maire – Hoppmann GbR) 

 

Das Vorhaben kann mit Lärmauswirkungen verbunden sein, weil es sich nach Prüfung unter Ver-

wendung von Bild 6 einerseits um den (Neu)Bau von Schienenwegen (Feld 1) in Gestalt der in Bild 

21 dargestellten Gleise

S-Bahngleis

Fernbahngleise

S-Bahngleis
gepl. Anlage 

(nicht mehr genutztes 

Wohngebiet

) ehem. Betriebswerk

Autobahn 
Gewerbegebiet
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räusche dort abgestellter Züge ausgehen, handelt. Die Erstellung einer Schalltechnischen Untersu-

chung ist daher auf der Grundlage einer Betriebsprognose für die Gleisbelegung in der geplanten 

Anlage erforderlich. Eine Einbeziehu ehenden S- und Fernbahngleise als Geräuschquel-

le ist dabei nicht geboten, da diese als „linienförmige“ Streckengleise in Erscheinung treten und mit 

der geplanten „flächenhaften“ Abstellanlage keine optische Einheit im Sinne eines gemeinsamen 

Verkehrswegs bilden. 

Im Rahmen der Schalltechnischen Untersuchung sind für die Immissionsorte im angrenzenden 

Wohngebiet getrennt zu ermitteln und zu bewerten (vgl. Ziff. 3 des Leitfadens): 

 

- Fahrgeräusche

ng der best

 durch Zugein- und Ausfahrten bzw. Umsetzfahrten auf den geplanten Gleisen 

 

o Berechnung der Beurteilungspegel nach Anlage 2 zu § 3 der 16. BImSchV in Verbindung 

mit der Schall 03, 

o keine Berücksichtigung des Schienenbonus (vgl. Tabelle 1 lfd. Nr. 2 des Leitfadens, Zeile 

„ein- und ausfahrende Züge, Rangierfahrten“), 

o Berücksichtigung von Kurvenquietschen (190er Weichen!), da Quietschgeräusche in Ab

e Maßnah-

men nicht dauerhaft zu beseitigen sind, 

 der 16. BImSchV (vgl. Ziff. 2.2.3.2 Bild 2) 

Lärmschutzansprüche bestehen dann, wenn die berechneten Beurteilungspegel die nach 

der 16. BImSchV für Wohngebiete relevanten Immissionsgrenzwerte von 59/49 dB(A) 

Tag/Nacht überschreiten. 

 

- Standgeräusche

-

stellanlagen erfahrungsgemäß regelmäßig auftreten und auch durch technisch

o Beurteilung der Immissionssituation nach

 in der Anlage abgestellter Züge 

 

o Ermittlung der Emissionskenndaten der Standgeräusche anhand von Herstellerangaben    

oder durch Messungen (falls keine Herstellerangaben verfügbar sind), 

o Berechnung der Beurteilungspegel und Spitzenpegel durch Ausbreitungsrechnungen nach 

Nr. A.2.2 bzw. A.2.2.3 der TA Lärm auf der Grundlage der Emissionskenndaten für die 

Standgeräusche, 

o Beurteilung der Immissionssituation nach TA Lärm (vgl. Ziff. 2.2.10 des Leitfadens) 

Eine zu berücksichtigende relevante Vorbelastung der angrenzenden Wohnbebauung durc  

ss Lärmschutzansprü-

che dann vorliegen, wenn die berechneten Beurteilungspegel die für allgemeine Wohnge-

h

bereits bestehende Anlagen besteht im vorliegenden Fall nicht, so da

biete geltenden Immissionsrichtwerte von 55/40 dB(A) Tag/Nacht oder die berechneten 
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Spitzenpegel diese Werte am Tag um mehr als 30 dB(A) oder in der Nacht um mehr als 

20 dB(A) überschreiten. 

 

- Die Schalltechnische Untersuchung führte zu folgenden Ergebnissen: 

 

o Die Beurteilungspegel der Fahrgeräusche überschreiten weder am Tag noch in der Nacht 

chreiten am Tag die 

zulässigen Richtwerte nicht. 

he 

die zulässigen Richtwerte, d. h. es bestehen Lärmschutzansprüche. Schallschutzmaßnah-

net werden. Passive Schallschutzmaßnahmen (z. B. Schallschutzfenster) 

uf dem Schallausbreitungsweg (z. B. Lärm-

bereich und Umfahrungsgleis vorgesehen (Bild 22). 

die Immissionsgrenzwerte. 

o Die Beurteilungspegel und die Spitzenpegel der Standgeräusche übers

o In der Nacht überschreiten die Beurteilungspegel und die Spitzenpegel der Standgeräusc

men an der Geräuschquelle „abgestellte Fahrzeuge“ können im Rahmen der Planfeststel-

lung nicht angeord

sieht die TA Lärm vom Grundsatz her nicht vor (vgl. Ziff. 2.2.10 des Leitfadens), so dass der 

erforderliche Lärmschutz durch Maßnahmen a

schutzwand) zu gewährleisten ist. 

o Als Lärmschutzmaßnahme ist eine 5 m hohe (beidseitig hoch absorbierende) und ca. 160 m 

lange Lärmschutzwand zwischen Abstell

 

 
 Bild 22: Lärmschutzwand (Quelle: Gutachten Bonk – Maire – Hoppmann GbR) 

 

o Alternativ wurde die Anordnung der Wand nördlich des bestehenden S-Bahngleises (Bild 

23) untersucht, da in diesem Fall als „Nebeneffekt“ eine Abschirmwirkung für den S-
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Bahnverkehr auf diesem Gleis zu verzeichnen wäre. Im Ergebnis der schalltechnischen Be-

rechnungen ergab sich jedoch eine Wandhöhe von 6 m, um die erforderliche Abschirmwir-

kung zu erzielen. 

 

 
Bild 23: Alternativstandort Lärmschutzwand  

 (Quelle: Gutachten Bonk – Maire – Hoppmann GbR) 

 

Diese Planungsalternative wurde aus folgenden Gründen jedoch verworfen: 

 

• betriebliche Einschränkungen durch Gleissperrung während der Errichtung der Wand, 

• umfangreiche erforderliche Fäll- und Rodungsarbeiten zur Beseitigung von Bäumen und 

Sträuchern im Böschungsbereich, 

• starke Zunahme der Verschattung an benachbarter Bebauung gegenüber geplanter Wand 

(Trasse auf ca. 6 m hohem Damm, Wand 1 m höher als Planung und erheblich näher an 

Bebauung). 
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4.4.3 Antrag auf nachträglichen Lärmschutz 

Nach Inbetriebnahme einer planfestgestellten Strecke wendet sich ein Anwohner mit folgendem 

Anliegen an das Eisenbahn-Bundesamt: 

„Hiermit beantrage ich die Neuberechnung des von der Strecke ... ausgehenden Lärms sowie Lärm-

schutzmaßnahmen zur Einhaltung der Grenzwerte der 16. BImSchV, da die Prognose, die der 

Lärmberechnung zum Planfeststellungsverfahren zugrunde gelegen hat, erheblich überschritten 

ist.“ 

Ein solches Schreiben ist als Antrag auf Lärmschutz nach § 75 Abs. 2 Satz 3 VwVfG (vgl. Ziff. 2.2.5 

des Leitfadens) zu werten. 

 

Voraussetzungen für einen derartigen Lärmschutzanspruch sind nach RL 34 Abs. 2 der Planfest-

stellungsrichtlinien des Eisenbahn-Bundesamtes: 

 

a) Erlass des Planfeststellungsbeschlusses nach Inkrafttreten VwVfG am 01.01.1977, 

b) ordnungsgemäß erstellte Verkehrsprognose wird durch tatsächliche Verkehrsentwicklung nicht 

bestätigt, 

c) erhebliche Steigerung des prognostizierten Beurteilungspegels um mindestens 3 dB(A) (unge-

rundet ab 2,

Ausnahmen (vgl. BVerwG, Urteil vo

„Lärmzunahme von weniger als 3 dB(A) kann ausnahmsweise dann erheblich sein, wenn der 

Beurteilungspegel die so et.“ 

 

 

1 dB(A)), 

m 07.03.2007 - 9 C 2/06 -): 

g. enteignungsrechtliche Zumutbarkeitsschwelle überschreit

Bild 24 zeigt in schematischer Form die sich hieraus ergebenden Prüfschritte. 
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ngsverfahren zum Zeitpunkt der 

ild 24: Ablauf der Prüfung auf nachträglichen Lärmschutz (§ 75 Abs. 2 Satz 3 VwVfG) 

b eine Zunahme des Beurteilungspegels zu erwarten ist und damit ggf. eine Berechnung des Be-

urteilungspegels erforderlich wird, lässt sich in vielen Fällen bereits anhand des Emissionspegels 

abschließend klären. 

 

Der Emissionspegel ist definiert als der Mittelungspegel in 25 m Abstand und 3,5 m Höhe über 

Schienenoberkante unter Bezug auf die Achse des betrachteten Gleises bei freier Schallausbrei-

tung und dient als Ausganggröße für die Berechnung des Beurteilungspegels (vgl. Schall 03 S. 7). 

In den Emissionspegel gehen die auf dem jeweiligen Gleis verkehrenden Zugarten, deren Anzahl, 

Längen, Geschwindigkeiten und Scheibenbremsanteile ein. 

 

Es gelten folgende grundsätzlichen Zusammenhänge zwischen Emissions- und Beurteilungspegel: 

 

• Ohne Zunahme des Emissionspegels kann auch der Beurteilungspegel nicht ansteigen. 

)1  Prüfung auf Lärmschutzansprüche nach Maßgabe der 16. BImSchV anhand der Berechnu

    Planfeststellung 

)2  Schutzmaßnahmen oder Entschädigung nach Rechtslage zum Zeitpunkt der Entscheidung 

 

B

 

O
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o Liegt für keines der auf einen Immissionsort einwirkenden Gleise eine Emissionspegelzu-

nahme vor, so können auch keine Steigerungen des Beurteilungspegels auftreten und 

Lärmschutzansprüche nach Maßgabe des § 75 Abs. 2 Satz 3 VwVfG sind auszuschließen. 

o Erhöht sich der Emissionspegel eines oder mehrer einwirkender Gleise, so ist zur Prüfung 

auf nachträgliche Lärmschutzansprüche eine Berechnung des Beurteilungspegels erforder-

lich. 

• Befindet sich ein Immissionsort im Einwirkungsbereich einer eingleisigen Strecke oder einer 

zweigleisigen Strecke, bei der sich das Verkehrsaufkommen sowohl nach der Prognose als 

auch nach dem aktuellem Fahrplan gleichmäßig auf beide Gleise aufteilt (jeweils gleiche Emis-

sionspegel für beide Gleise), so sind die Änderungen von Beurteilungs- und Emissionspegel i-

dentisch. 

o Eine Prüfung, ob eine Zunahme des Beurteilungspegels von ≥ 2,1 dB(A) auftritt, ist in diesen 

Fällen bereits anhand des Emissionspegels möglich. 

o Der aus dem aktuellen Betriebsprogramm resultierende Beurteilungspegel kann ohne 

Schallausbreitungsrechnungen durch Addition des Wertes der Emissionspegelzunahme 

zum Beurteilungspegel aus der Planfeststellung ermittelt werden. 

 

Die praktische Vorgehensweise bei der Prüfung auf nachträgliche Lärmschutzansprüche soll das 

folgende Beispiel (Bild 25) verdeutlichen, wobei vorausgesetzt wird, dass der Planfeststellungsb -e

schluss nach Inkrafttreten des VwVfG erlassen wurde. 

 

 
Bild 25: Ausbauvorhaben mit Gleisverschiebung (erheblicher baulicher Eingriff) 

 

Nach der Schalltechnischen Untersuchung zur Planfeststellung liegt folgende Immissionssituation 

des Antragstellers vor: (Pegelangaben für Tag/Nacht) am Wohnhaus 

• Beurteilungspegel vor Ausbau   58,1/58,5 dB(A) 

• Beurteilungspegel nach Ausbau  58,3/58,7 dB(A) 

• Pegelerhöhung ΔL = 0,2/0,2 dB(A) (verursacht durch Heranrücken der Gleise) 
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• ΔL < 3 dB(A) und auch keine Erhöhung auf 70/60 dB(A)  keine wesentliche Änderung 

• keine Lärmschutzansprüche nach Maßgabe der 16. BImSchV (vgl. Ziff. 2.2.3.2 Bild 2 des Leit-

fadens). 

 

Davon ausgehend sollen folgende Fallkonstellationen näher betrachtet werden: 

 

Fall 1: 

Der aktuelle Fahrplan zeigt in der Summe ein höheres Verkehrsaufkommen im Vergleich zur Prog-

nose in der Planfeststellung. Nach Bild 26 und Bild 27 beträgt die Verkehrszunahme 11 / 1 Züge 

Tag / Nacht. Hieraus resultiert jedoch keine Zu- sondern vielmehr eine Abnahme des Emissionspe-

gels der Strecke (vgl. jeweils letzte Zeile rechts) von 66,3 auf 65,3 dB(A) am Tag und von 60,8 auf 

eren Scheibenbremsanteilen als prog-

 
Bild 26: Verkehrsdaten nach aktuellem Fahrplan (Züge je Richtung) 

 

 

58,1 dB(A) in der Nacht und damit um 1,0 / 2,7 dB(A) Tag / Nacht. Ursächlich hierfür ist, dass z. T. 

andere Zugarten, Züge mit geringeren Längen und/oder höh

nostiziert verkehren. 

 

Bild 27: Verkehrsprognosedaten gem. Planfeststellung (Züge je Richtung) 
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Bei gesunkenem Emissionspegel kann ein Ansteigen des Beurteilungspegels am Gebäude des 

ls sind entbehrlich. 

em Antrag auf nachträglichen Lärmschutz kann nicht stattgegeben werden, da eine Pegelerhö-

t (vgl. Bild 24). 

lls 0,2 dB(A), so dass sich die Situation für den Antragsteller unter Bezug auf 

ie o.g. Werte dann wie folgt darstellt (Pegelangaben Tag/Nacht): 

 

• Beurteilungspegel nach Ausbau (Prognose Planfeststellung)  58,3 / 58,7 dB(A) 

• Beurteilungspegel nach Ausbau (aktueller Fahrplan)   58,5 / 58,9 dB(A) 

• Pegelerhöhung ΔLr = 0,2 / 0,2 dB(A) 

• ΔLr < 2,1 dB(A) und 

Beurteilungspegel von 58,5/58,9 dB(A) Tag/Nacht unterhalb der enteignungsrechtlichen Zumut-

barkeitsschwelle wie auch der Schwelle zur Gesundheitsgefährdung, die die Rechtsprechung 

des 11. bzw. 9. Senats BVerwG71 in Anlehnung an Urteile des Bundesgerichtshofs in Wohnge-

e und 60 bis 65 dB(A) in der 

Nacht als erreicht ansieht (vgl. Ziff. 2.2.7 des Leitfadens). 

 

Der Antrag auf nachträglichen Lärmschutz ist abzulehnen, da keine erhebliche Lärmzunahme (vgl. 

Bild 24) auftritt. 

 

Fall 3: 

Der aktuelle Fahrplan zeigt im Vergleich zur Prognose der Planfeststellung ein verändertes Ver-

kehrsaufkommen, welches nicht auf zeitweilige zusätzliche Umleitungsverkehre zurückzuführen ist. 

Die Zugmenge nach dem Fahrplan zum Zeitpunkt der Antragstellung (aktueller Fahrplan) verteilt 

sich nicht gleichmäßig auf beide Gleise. 

                                                

Antragstellers ausgeschlossen werden. Schallausbreitungsberechnungen zur Ermittlung des Beur-

teilungspege

D

hung als eine der notwendigen Voraussetzungen für einen Anspruch nicht auftrit

 

Fall 2: 

Der aktuelle Fahrplan zeigt im Vergleich zur Prognose der Planfeststellung ein verändertes Ver-

kehrsaufkommen, welches nicht auf zeitweilige zusätzliche Umleitungsverkehre zurückzuführen ist. 

Die Zugmenge nach der Prognose und dem Fahrplan zum Zeitpunkt der Antragstellung (aktueller 

Fahrplan) verteilt sich gleichmäßig auf beide Gleise. 

Die Emissionspegel nach aktuellem Fahrplan sind gegenüber der Prognose in der Planfeststellung 

um 0,2 dB(A) am Tag und in der Nacht angestiegen. Damit ergibt sich eine Erhöhung der Beurtei-

lungspegel um ebenfa

d

bieten im allgemeinen bei Pegeln von 70 bis 75 dB(A) am Tag

 
71 BVerwG, Urteil vom 20.05.1998 – 11 C 3.97 –. 
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Die Emissionspegel nach aktuellem Fahrplan sind gegenüber der Prognose in der Planfeststellung 

sowohl am Tag als auch in der Nacht angestiegen und für beide Gleise unterschiedlich. Nach den 

zur Ermittlung der veränderten Immissionssituation durchgeführten Schallausbreitungsrechnungen 

amit ergibt sich für den Antragsteller folgende Situation (Pegelangaben Tag / Nacht): 

 Lärmzunahme 

ein tatsächlicher Schutzanspruch 

ach Maßgabe der 16. BImSchV besteht, ist die der Planfeststellung zugrunde liegende Schalltech-

lung ver-

d bei der 

griff zu einer wesentlichen Änderung und ggf. zu Lärm-

technischen Berechnungen unter Berücksichtigung 

pegel nach Ausbau (aktueller Fahrplan)  58,9 / 60,9 dB(A) (siehe oben) 

 Pegelerhöhung ΔL = 0,3 / 1,8 dB(A) (durch Heranrücken der Gleise) 

< 3 dB(A), aber Erhöhung auf mehr als 60 dB(A) nachts 

em Träger des Vorhabens Lärmschutzmaßnahmen (z. B. 

passiver Schallschutz) aufzuerlegen. 

betragen die Beurteilungspegel 58,9 / 60,9 dB(A) Tag / Nacht. 

 

D

 

• Beurteilungspegel nach Ausbau (Prognose Planfeststellung)  58,3/58,7 dB(A) 

• Beurteilungspegel nach Ausbau (aktueller Fahrplan)   58,9/60,9 dB(A) 

• Pegelerhöhung ΔLr = 0,6 / 2,2 dB(A) 

• ΔLr > 2,1 dB(A) in der Nacht und damit erhebliche

 

Damit liegt eine nicht voraussehbare nachteilige (Lärm-) Wirkung im Sinne des § 75 Abs. 2 Satz 3 

VwVfG vor, d. h. ein Anspruch auf Schutzmaßnahmen besteht dem Grunde nach. Zur Klärung der 

Frage, ob für den Antragsteller anders als in der Planfeststellung 

n

nische Untersuchung zu „wiederholen“, wobei jedoch die zum Zeitpunkt der Planfeststel

wendeten Prognosedaten durch die aktuellen Verkehrsdaten zu ersetzen sind. Insofern sin

Prüfung, ob der erhebliche bauliche Ein

schutzansprüchen führt, die erforderlichen schall

der aktuellen Verkehrsdaten und der daraus resultierenden Emissionspegel jeweils für den Zustand 

mit und ohne Baumaßnahme durchzuführen. 

 

Nach dieser Schalltechnischen Untersuchung ergibt sich am Wohnhaus des Antragstellers folgende 

Immissionssituation (Pegelangaben für Tag/Nacht): 

 

• Beurteilungspegel vor Ausbau (aktueller Fahrplan)   58,6 / 59,1 dB(A) 

• Beurteilungs

•

• ΔL 

 wesentliche Änderung (vgl. Ziff. 2.2.3.2 Bild 2) des Leitfadens) 

• Grenzwerte für Mischgebiete von 64 / 54 dB(A) Tag/Nacht im Nachtzeitraum überschritten 

 Lärmschutzanspruch nachts 

• Zu Gunsten des Antragstellers sind d
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Anmerkung: 

Für ein Wohngebäude, welches sich unter Bezug auf Bild 25 auf der gegenüberliegenden Seite der 

Gleise befindet, würde trotz einer erheblichen Lärmzunahme gegenüber der Prognose der Planfest-

stellung kein nachträglicher Lärmschutzanspruch bestehen. 

Grund hierfür ist, dass die auch in diesem Fall unter Berücksichtigung des aktuellen Fahrplans 

ufgrund des 

brückens der Gleise keine Pegelerhöhung ergeben würde. Damit kann keine wesentliche Ände-

 (vgl. Ziff. 

bzu-

 Fahrplans nach Realisierung 

er Baumaßnahme auftretenden Beurteilungspegel die Grenze der Eigentums- oder Gesundheits-

durchzuführende Prüfung auf Lärmschutzansprüche nach Maßgabe der 16. BImSchV a

A

rung auftreten. Ohne wesentliche Änderung sind Lärmschutzansprüche ausgeschlossen

2.2.3.2 Bild 2 des Leitfadens). Der Antrag auf nachträglichen Lärmschutz wäre in diesem Fall a

lehnen. 

Dies gilt auch dann, wenn die unter Berücksichtigung des aktuellen

d

gefährdung überschreiten. Eine grundrechtliche Pflicht, Schutzvorkehrungen gegen gesundheitsge-

fährdende Verkehrslärmimmissionen zu treffen, setzt eine Kausalität zwischen der Baumaßnahme 

und der gesundheitsgefährdenden Verkehrsbelastung, d. h. einen Anstieg der Lärmbelastung durch 

das Bauvorhaben, voraus (vgl. Ziff. 2.2.7 des Leitfadens). Dies trifft im vorliegenden Fall jedoch 

nicht zu, da aus der Baumaßnahme - von der Bebauung abrückende Gleise - eine Reduzierung der 

Lärmbelastung resultiert. 
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Abkürzungsverzeichnis 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

gsplan 

BR-Drs. Bundesrats-Drucksache 

BÜ Bahnübergang 

BüG Besonders überwachtes Gleis 

BVerwG Bundesverwaltungsgericht 

bzw. beziehungsweise 

  

d. h. das heißt 

dB Dezibel 

DB Deutsche Bahn 

dB(A) Dezibel (Frequenzbewertung A) 

DIN Deutsches Institut für Normung 

  

EBA Eisenbahn-Bundesamt 

EBO Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 

EG Europäische Gemeinschaft 

ESTW Elektronisches Stellwerk 

EU Europäische Union 

EÜ Eisenbahnüberführung 

a.a.O. am angegebenen Ort 

ABl. Amtsblatt 

Abs. Absatz 

AEG Allgemeines Eisenbahngesetz 

AG Aktiengesellschaft 

Akustik 04 Richtlinie für schalltechnische Untersuchungen bei der Planung von Rangier- 
und Umschlagbahnhöfen 1990 

Anm. Anmerkung 

AVV 

  

BA Bauabschnitt 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch 

BGH Bundesgerichtshof 

BImSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz 

BImSchV Bundes-Immissionsschutzverordnung 

BMVBS Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

B-Plan Bebauun
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FG Fremdgeräusch 

  

setz 

 unications - Rail(way) 

. 

W missionsrichtwert 

e (Geschwindigkeit) 

er) 

tz 

sbLärmSchV Magnetschwebebahn-Lärmschutzverordnung 

 

VG berverwaltungsgericht 

 

 

. 

GB Gesamtbelastung 

gem. gemäß 

GG Grundge

GSMR Global System for Mobile Comm

  

HGV Hochgeschwindigkeitsverkehr 

  

i. V. m in Verbindung mit 

IR Im

  

Kap. Kapitel 

km/h Kilometer pro Stund

konv. konventionell 

KV kombinierter Verkehr 

  

lfd. laufende (Numm

LST Leit- und Sicherungstechnik 

  

m Meter 

m.w.N. mit weiteren Nachweisen 

MBPlG Magnetschwebebahnplanungsgese

M

  

Nr. Nummer

  

o.a. oder andere 

o.g. oben genannt 

O O

  

PBefG Personenbeförderungsgesetz 

PFA Planfeststellungsabschnitt 

  

Rdnr Randnummer 

RL Richtlinie 
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-90 n Lärmschutz an Straßen 1990 

ch 

hn 

3 chienenwegen 1990 

og. o genannt 

A echnische Anleitung  

Interoperabilität des transeuropäischen Eisenbahnsystems 

SI echnische Spezifikation Interoperabilität 

amt 

 ariante 

gl. ergleiche 

l. rsblatt 

chR ien 

E ohneinheit 

. B. um Beispiel 

ng 

RLS Richtlinien für de

  

S. Seite 

s. a. siehe au

S-Ba Stadt-Bahn 

Schall 0 Richtlinie zur Berechnung der Schallimmissionen von S

s s

  

T T

Tab. Tabelle 

TEIV Verordnung über die 

T T

  

u. U. unter Umständen 

UBA Umweltbundes

  

V V

VB Vorbelastung 

VGH Verwaltungsgerichtshof 

v v

VkB Verkeh

VLärmS Verkehrslärmschutzrichtlin

VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz 

  

W W

  

z z

ZB Zusatzbelastu

Ziff. Ziffer 
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